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1 Vorbemerkungen 

Zum Selbstverständnis des Amtes des 
Wehrbeauftragten 

Für die Bundeswehr war das Berichtsjahr das Jahr 
der Auseinandersetzungen um die Grundsätze der 
Inneren Führung. Hieran wird deutlich, daß sich 
Streitkräfte und Gesellschaft immer wieder darum 
bemühen, die vielschichtigen Probleme aufzuzeigen 
und auszudiskutieren, die die Existenz einer be- 
waffneten Macht in einem Industriestaat mit sich 
bringt. 

Ich begrüße diese Auseinandersetzungen, da die 
Ausgestaltung der Inneren Führung ein dynamischer 
Prozeß ist, der ständig zur Überprüfung und Anpas- 
sung zwingt. 

Mein Verfassungsauftrag legt mir auf, hierbei mit- 
zuwirken und durch eine sinnvolle Konkretisierung 
der Inneren Führung die Diskussion zu versach- 
lichen. 

Darüber hinaus hat sich in der Praxis der Amtsfüh- 
rung der Wehrbeauftragte zu einem Institut der 
Konfliktregelung herausgebildet, das in der Lage ist, 
im militärischen Bereich auf tretende Konflikte und 
Spannungen zu erkennen, aufzufangen und abzu- 
bauen. Auf diese bisher wenig beachtete, aber in 
ihren Auswirkungen bedeutungsvolle Nebenerschei- 
nung der Tätigkeit des Wehrbeauftragten sei im 
folgenden näher eingegangen. 

Es ist nicht zu verkennen, daß eine notwendiger- 
weise so weitgehend auf Befehl und Gehorsam an- 
gelegte, hierarchisch strukturierte Organisation, wie 
sie die Streitkräfte verkörpern, gleichsam zwangs- 
läufig zu einer Vielzahl von Spannungen und Kon- 
flikten führen muß, die das innere Gefüge belasten. 
Dies liegt daran, daß die starke Inpflichtnahme des 
Soldaten im besonderen Gewaltverhältnis der 
Streitkräfte mit dem verfassungsrechtlich verbürg- 
ten Freiheitsanspruch des einzelnen immer wieder 
kollidiert. Stärker als in zivilberuflichen Dienst- und 
Arbeitsverhältnissen wird dem Soldaten täglich vor 
Augen geführt, »daß er nicht nur über verfassungs- 
rechtlich gesicherte Positionen gegenüber der Staats- 
gewalt verfügt, sondem auch seinen Beitrag zum 
Schutze dieser Rechte durch Übernahme und Erfül- 
lung gesetzlicher Dienstpflichten leisten muß. Im 
Grunde genommen handelt es sich hierbei um das 
verfassungsrechtliche Problem, den Freiheitsan- 
spruch des einzelnen mit dem Ordnungsanspruch 
des Staates in Übereinklang zu bringen. Der mili- 
tärische Alltag mit seiner vorgegebenen Dienst- 
plangestaltung, das enge Zusammenleben in einer 
Gemeinschaft, die sich der einzelne Soldat nicht sel- 
ber ausgesucht hat, die zeitweilige Trennung von 
den bisherigen vertrauten zivilen Lebensverhält- 
nissen, die Beschneidung der Freizeit, die neuen und 
unbekannten Arbeitverhältnisse, der unmittelbare 
Zugriff des Vorgesetzten auf seine Untergebenen im 
Wege von Befehl und Gehorsam, die oft ungewohn- 


ten physischen Belastungen und die Härte der Aus- 
bildung im soldatischen Dienst sind Faktoren, die 
unvermeidbar zu Spannungen und Belastungen füh- 
ren. In ihrer Gesamtheit beeinflussen sie das innere 
Gefüge der Truppe und können in letzter Konse- 
quenz die Einsatzbereitschaft und Schlagkraft der 
Streitkräfte gefährden. Mit aller Entschiedenheit 
möchte ich indes darauf hinweisen, daß es sich hier- 
bei um vorgegebene Gesetzmäßigkeiten der mili- 
tärischen Organisation handelt, die deshalb nicht 
allein mit dem Appell an den guten Willen der 
Vorgesetzten gelöst werden können. 

Die vergleichsweise hohen Belastungen, die letztlich 
auf die strukturell-funktionalen Bedingungen der 
bewaffneten Macht zurückzuführen sind, bedürfen 
als Korrektiv einer Vielzahl institutioneller Mög- 
lichkeiten, um derartige Konflikte zu erkennen und 
zu lösen. 

Diesen im besonderen Gewaltverhältnis der Streit- 
kräfte verstärkt auftretenden Problemen hat der 
Gesetzgeber in Wehrverfassung und Wehrgesetz- 
gebung Rechnung getragen und dem Soldaten prin- 
zipiell den gleichen Grundrechtsschutz wie allen 
anderen Staatsbürgern eingeräumt. Soweit der mili- 
tärische Dienst gewisse Einschränkungen der unter 
Vorbehalt gestellten Grundrechte erforderlich macht, 
ist dies durch besondere institutioneile Bfeschwerde- 
möglichkeiten ausgeglichen worden. 

Der Kanalisation und Regelung sozialer Konflikte 
im militärischen Gewaltverhältnis dienen insbeson- 
dere die Einführung des Vertrauensmannes, das ver- 
fassungsrechtliche Petitionsrecht und das förmliche 
Wehrbeschwerdeverfahren, das im Hinblick auf 
Artikel 19 Abs. 4 GG gegebenenfalls zu einer wehr- 
dienstgerichtlichen Nachprüfung der Akte militäri- 
scher Befehls- und Kommandogewalt führen kann. 
Hinzu kommt die Institution des Wehrbeauftragten, 
die wegen ihrer besonderen Bedeutung als neuartige 
Einrichtung des deutschen Verfassungsrechts ihre 
Verankerung im Grundgesetz selbst gefunden hat. 

Durch die jedem Soldaten offenstehende Möglich- 
keit, sich unter Ausschaltung des Dienstweges un- 
mittelbar an den Wehrbeauftragten zu wenden, ist 
ein für die innere Struktur der Streitkräfte notwen- 
diges Ventil zur Spannungsbewältigung geschaffen 
worden. Damit steht dem einzelnen Soldaten eine 
„Notleine" zur Verfügung, von der er dann Ge- 
brauch machen kann, wenn er mit seinen Sorgen 
und Nöten nicht das erforderliche Gehör zu finden 
glaubt. Die von Jahr zu Jahr steigende Zahl der Ein- 
gaben von Soldaten beweist, wie unerläßlich diesier 
kurzgeschlossene Eingabeweg an mich ist. Unmut, 
Unbehagen und Unzufriedenheit, die aus aufgestau- 
ten Spannungen und ungelösten Konflikten resul- 
tieren, können auf diese Weise rechtzeitig erkannt 
und durch meine Einschaltung häufig ausgeglichen 
und beseitigt werden. 
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Bei meiner gesetzlichen Berichtspflicht gegenüber 
dem Bundestag geht es deshalb nicht allein um die 
Erörterung von Einzelfällen, aus denen Verletzun- 
gen der Grundrechte der Soldaten und der Grund- 
sätze der Inneren Führung ersichtlich sind, sondern 
vor allem auch um die rechtzeitige Offenlegung und 
Erörterung von Sachverhalten, von Strömungen und 
Entwicklungen positiver und negativer Art, die das 
innere Gefüge der Streitkräfte berühren. Hierbei 
werden auch unterschwellige Tendenzen angespro- 
chen, deren rechtzeitiges Erkennen einer möglichen 
Aufladung und Verschärfung von Konfliktsituatio- 
nen entgegenwirkt. So verfügt das Parlament über 
ein „soziales Frühwarnsystem", durch das es in die 
Lage versetzt wird, in geeigneter Weise vorbeugend 
tätig zu werden. 

Damit leistet der Wehrbeauftragte einen sinnvollen 
Beitrag zur Lösung sozialer Konflikte im inneren 
Gefüge der Streitkräfte und trägt zur Stabilität und 
Funktionsfähigkeit der Bundeswehr bei. Mißver- 
ständnisse über mein Amt, wie sie gerade im Be- 
richtsjahr in der Öffentlichkeit und in der Bundes- 


2 Schutz der Grundrechte 

2.1 Grundrechte 

und Verteidigungsbereitschaft 

Mein Verfassungsauftrag enthält die Verpflichtung, 
über die Einhaltung der Grundrechte in den Streit- 
kräften zu wachen und dann tätig zu werden, wenn 
mir Umstände bekannt werden, die auf eine Ver- 
letzung der den Soldaten verfassungsrechtlich ver- 
bürgten Rechtspositionen schließen lassen. In mei- 
nem Jahresbericht 1968 habe ich eingehend darauf 
hingewiesen, daß das Bundesverfassungsgericht in 
ständiger Rechtsprechung die Grundrechte als Ver- 
körperung einer objektiven Wertordnung ansieht, 
die als verfassungsrechtliche Grundentscheidung das 
politische und gesellschaftliche Zusammenleben in 
einer freiheitlichen demokratischen Gesellschaft be- 
stimmt. Der Bezugspunkt dieser Wertordnung ist 
dabei die innerhalb der sozialen Gemeinschaft sich 
frei entfaltende Persönlichkeit und ihre Würde. Da- 
mit haben im Verhältnis Gemeinschaft — Einzelner 
ethische Wertvorstellungen ihre verfassungsrecht- 
liche Verankerung erfahren, die als unmittelbar gel- 
tendes Recht gesetzgebende, vollziehende und 
rechtsprechende Gewalt binden. Dies bedeutet indes 
nicht, daß die Beziehungen zwischen Staat und Bür- 
ger in den jeweiligen konkreten Lebensbezügen 
keinen Wandlungen unterworfen sind. Die Dynamik 
der gesellschaftlichen Entwicklung auf allen Gebie- 
ten erfordert eine ständige zeitgemäße Interpreta- 
tion der grundgesetzlichen Wertordnung, die das 
Verhältnis Bürger — Staat entscheidend prägt. 
Diese Interpretation kann nicht darauf verzichten, 
neu auftretende soziale Phänomene angemessen zu 
berücksichtigen und sich um verfassungskonforme 
Abgrenzungen zu bemühen. 

Auf diese Weise kann die häufig als Belastung emp- 
fundene Spannung zwischen Verfassungsnorm und 


wehr wieder zum Ausdruck gekommen sind, beru- 
hen häufig auf einer verkürzten Sicht meiner viel- 
schichtigen Kontrollfunktionen. Hierbei wird über- 
sehen, daß das Amt des Wehrbeauftragten auch ein 
unerläßliches Institut zur sozialen Konfliktregelung 
in den Streitkräften ist und damit nicht nur den 
Belangen des einzelnen Soldaten, sondern auch 
denen der Truppe dient. Kontrollinstitutionen eines 
parlamentarisch-demokratisch verfaßten Rechtsstaa- 
tes haben immer ambivalenten Charakter und die- 
nen auch den Belangen der Bereiche, zu deren Kon- 
trolle sie geschaffen wurden. Es wäre zu wünschen, 
daß sich diese Erkenntnis stärker im allgemeinen 
Bewußtsein durchsetzte. 

Indes kann ich feststellen, daß das Selbstverständnis 
des Amtes des Wehrbeauftragten, wie ich es in 
meinem vorigen Jahresbericht angesprochen und 
zur Diskussion gestellt habe, von allen Parteien des 
Deutschen Bundestages gebilligt wurde. Auch die 
Bundesregierung, insbesondere der Bundesminister 
der Verteidigung, die Soldaten der Streitkräfte und 
die Öffentlichkeit haben dieser Auffassung von mei- 
nem Auftrag und seiner Erfüllung zugestimmt. 


Verfassungswirklicbkeit gemildert werden. Hier- 
durch wird zugleich ein glaubwürdiger Ansatz ge- 
macht, Staatsverdrossenheit und -Verneinung zu be- 
seitigen und in positives Staats- und Verfassungsbe- 
wußtsein umzuschmelzen. In den gegenwärtigen ge- 
sellschaftspolitischen und verfassungsrechtlichen 
Diskussionen nehmen mithin die Grundrechte und 
ihre Verwirklichung im Spannungsverhältnis Bürger 
— Staat eine herausragende Stellung ein. Derjenige 
Bürger, dem die auf Freiheit und Recht angelegte 
Wertordnung des Grundgesetzes in seinen konkre- 
ten Lebensbezügen bewußt wird, findet ein engeres 
und überzeugenderes Verhältnis zur freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung als jener, der rechts- 
staatliche Verhaltensweisen nicht erfahren und 
praktiziert hat. 

Dies alles gilt insbesondere für den Soldaten, der 
dazu berufen ist, diese Lebensordnung notfalls unter 
Einsatz seines Lebens zu verteidigen. Gerade für 
ihn kommt es entscheidend darauf an, nicht nur in 
der Gesellschaft, sondern auch in den Streitkräften 
immer wieder zu erfahren, welche Bedeutung und 
Auswirkung die Wertordnung des Grundgesetzes für 
seine konkreten Lebensbezüge hat. Das Bewußtsein 
seiner Verfassungsbezogenheit ist für Wehrmotiva- 
tion und Verteidigungsbereitschaft unerläßlich. Ein 
Soldat, der die Wertordnung des Grundgesetzes 
nicht im täglichen Dienst erlebt, wird schwerlich die 
Notwendigkeit seines Dienstes für die Gemeinschaft 
einsehen. Staatsbezogenheit durch erlebtes Grund- 
rechtsbewußtsein bildet nach meinen Erfahrungen 
die entscheidende Quelle für die Bereitschaft des 
einzelnen, seinen Dienst in den Streitkräften zu 
erfüllen. 

Die ständigen Diskussionen und Auseinandersetzun- 
gen um den Freiheitsanspruch des einzelnen und den 
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Ordnungsanspruch des Staates sollten nicht immer 
als Zerfallserscheinungen gedeutet werden. Es liegt 
vielmehr nahe, ihre positiven Ansätze und Anstöße 
zur lebendigen Ausgestaltung des politischen und 
gesellschaftlichen Lebens zu überprüfen und zu nut- 
zen. Auf diese Weise würden die Chancen und 
Möglichkeiten zur Selbstverwirklichung des einzel- 
nen in unserer gesellschaftlichen Ordnung verstärkt 
werden. Die hierdurch geförderte größere Bereit- 
schaft des Bürgers, sich mit der freiheitlichen demo- 
kratischen Grundordnung zu identifizieren und für 
ihre Erhaltung einzutreten, sind entscheidende Ge- 
gengewichte zu extremistischen Gesellschaftsmodel- 
len totalitärer Prägung, wie sie von rechts und links 
angeboten werden. 

Im Spannungsraum zwischen Bürger und Staat wa- 
ren die durch meinen Verfassungsauftrag berührten 
Grundrechte auch im Berichtsjahr immer wieder 
Gegenstand von Eingaben. Auf die wichtigsten Fra- 
gen, die sich in diesem Zusammenhang ergeben 
haben, sei im folgenden eingegangen. 


2.2 Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ergibt sich 
zwingend als übergreifende Leitregel allen staat- 
lichen Handelns aus dem Rechtsstaatsprinzip und 
hat damit Verfassungsrang (BVerfGE 23,133). Auch 
im Wehrdienstverhältnis soll dieser Grundsatz ein 
vernünftiges Verhältnis zwischen dem erstrebten 
Erfolg und dem durch die konkrete Maßnahme be- 
wirkten Eingriff in Rechte anderer hersteilen. Der 
ungeschriebene Verfassungsgrundsatz der Verhält- 
nismäßigkeit ist deshalb Leitlinie für die Ausübung 
der militärischen Befehls- und Kommandogewalt. 

Meine Vorstellungen über verfassungsrechtlich 
konforme Abgrenzungen im Bereich des Grundsat- 
zes der Verhältnismäßigkeit möchte ich an einigen 
Beispielen verdeutlichen: 

1. Beispiel 

Ein Gefreiter trug vor, der Kompaniechef habe 
für alle Soldaten ein unbefristetes Besucherver- 
bot erlassen, weil sich einige seiner Kameraden 
im Sanitätsbereich mit ihren Mädchen aufgehal- 
ten und trotz Verbots Alkohol getrunken hät- i 
ten. Dieser Sachvortrag wurde durch mein 
Uberprüfungsverfahren bestätigt. 

Die Begründung des zuständigen Bataillonskom- | 
mandeurs für dieses Besucherverbot, dies diene | 
zur Aufrechterhaltung von Disziplin und Ord- i 
nung in der betreffenden Einheit, hielt ich nicht j 
für überzeugend, da andere, weniger einschnei- i 
dende Maßnahmen — wie etwa eine Verstär- | 
kung der Kontrollen durch Wachen und OvD im ' 
Sanitätsbereich und den Unterkunftsbereichen 
— zur Aufrechterhaltung von Disziplin und Ord- 
nung zur Verfügung gestanden hätten. 

Ich habe dem Bataillonskommandeur meine Auf- 
fassung mitgeteilt, daß das unbefristete Besu- 
cherverbot sich in seiner Auswirkung als unzu- j 
lässige Kollektivmaßnahme darstelle und damit i 


gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
verstoße. 

2. Beispiel 

Ein Gefreiter trug vor, anläßlich des Stuben- 
durchganges zum Wochenende sei seine Spind- 
ordnung bemängelt worden. Deswegen habe 
sein Disziplinarvorgesetzter als erzieherische 
Maßnahme einen Nachappell angesetzt, und 
zwar erst 18 Stunden nach der Feststellung des 
Mangels. Der Einsender habe deshalb die ge- 
plante Wochenendheimfahrt nicht antreten kön- 
nen, da er 350 Kilometer von seinem Standort 
entfernt wohne. Eine bereits gekaufte Fahrkarte 
habe er wieder verkaufen müssen. Ferner sei 
er gezwungen gewesen, sich über das Wochen- 
ende auf eigene Kosten zu verpflegen, da er sich 
rechtzeitig für dieses Wochenende aus der Ver- 
pflegung gemeldet habe. 

In Übereinstimmung mit dem Bataillonskom- 
mandeur war ich der Auffassung, daß die Folgen 
dieser erzieherischen Maßnahme in keinem an- 
gemessenen Verhältnis zu dem erstrebten Er- 
ziehungszweck standen. Der Disziplinarvorge- 
setzte wurde von seinem Kommandeur entspre- 
chend belehrt. 

3. Beispiel 

Ein Oberfeldwebel teilte mir folgenden Vorfall 
mit; 

Während eines Schulschießens mit MG auf 
einem Schießstand sei das Fehlen einer scharfen 
Patrone festgestellt worden. Eine Nachsuche sei 
erfolglos geblieben. Daraufhin habe der Bat- 
teriechef einem Unteroffizier sowie drei Mann- 
schaftsdienstgraden befohlen, sich in Gegenwart 
der Batterie bis auf die Unterhose zu entklei- 
den, in der Annahme, in der Kleidung dieser 
Soldaten die Patrone zu finden. 

In Übereinstimmung mit dem Bataillonskom- 
mandeur vertrat ich die Auffassung, daß auch in 
diesem Fall Mittel und Zweck nicht in einem 
angemessenen Verhältnis zueinander standen 
und zugleich durch den beanstandeten Befehl 
die Menschenwürde der betreffenden Soldaten 
verletzt worden war. Der Batteriechef wurde 
von seinem Kommandeur entsprechend belehrt. 

4. Beispiel 

Ein Soldat trug in einer Eingabe vor, er sei von 
seinem Nachtausgang bis zum Wecken pünktlich 
um 5.45 Uhr zu seiner Einheit zurückgekehrt. Da 
er IV 2 Stunden zuvor zu Hause ausgiebig ge- 
frühstückt habe, habe er am Frühstück der Kom- 
panie nicht teilgenommen. Deshalb sei ihm für 
10 Tage kein Nacht- und Wochenendausgang 
gewährt worden. Mein Uberprüfungsverfahren 
bestätigte diesen Sachverhalt. 

Übereinstimmend mit dem Divisionskomman- 
deur vertrat ich die Auffassung, daß im vorlie- 
genden Fall die erzieherische Maßnahme im 
Hinblick auf die Pflicht des Soldaten, zu den 
Essenszeiten zu erscheinen, dem Grunde nach 
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zwar zulässig, in der Höhe jedoch unangemes- 
sen gewesen war. Hierbei war für mich insbe- 
sondere maßgebend, daß der Einsender kurze 
Zeit zuvor wegen seiner guten dienstlichen Lei- 
stungen eine förmliche Anerkennung erhalten 
hatte und disziplinär noch nicht in Erscheinung 
getreten war. Bei der unwiderlegten Einlassung 
des Einsenders konnte seine Nichtteilnahme am 
gemeinschaftlichen Frühstück nicht mit einem 
derartige intensiven Eingriff in seine Freizeit 
geahndet werden. 

5. Beispiel 

Ein Gefreiter trug vor, er sei innerhalb von 
zwei Wochen dreimal zum Wachdienst einge- 
teilt worden, während andere Soldaten seiner 
Einheit weniger oder gar keinen Wachdienst 
geleistet hätten. Diese vermehrte Heranziehung 
zum Wachdienst führe er darauf zurück, daß er 
einen Antrag auf Anerkennung als Kriegs- 
dienstverweigerer gestellt habe. Nach seiner 
Ansicht solle an ihm offenbar demonstriert wer- 
den, wie derartige Antragsteller zu behandeln 
seien. 

Die Überprüfung des Eingabe Vorbringens ergab, 
daß die Batterie in der in Frage stehenden Zeit 
täglich 21 Mannschaften zum Wachdienst zu 
stellen hatte. Dafür standen jedoch nur 78 Sol- 
daten zur Verfügung, so daß die übrigen Solda- 
ten zumindest ebenso häufig zum Wachdienst 
eingeteilt werden mußten wie der Einsender, 
Im übrigen «ergaben sich keinerlei Anhalts- 
punkte «dafür, daß der Gefreite wegen seines 
Antrages auf Anerkennung als Kriegsdienst- 
verweigerer dienstlich benachteiligt worden 
war. 

Dieses Ergebnis habe ich dem Einsender mit- 
geteilt und damit seine Befürchtung zerstreut, 
daß er wegen seines Antrages auf Anerken- 
nung als Kriegsdienstverweigerer benachteiligt 
worden sei. Zugleich habe ich ihn darüber be- 
lehrt, daß er bis zur rechtskräftigen Feststellung 
seiner Berechtigung, den Kriegsdienst mit der 
Waffe zu verweigern, Soldat mit allen Rechten 
und Pflichten sei. 

Die vorstehenden Fälle verdeutlichen, daß die Vor- 
gesetzten aus der Vielzahl der ihnen zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten nur die jeweils erforder- 
lichen und angemessenen Maßnahmen ergreifen 
dürfen, um einen Mißstand zu beseitigen bzw. den 
von ihnen erstrebten Erfolg herbeizuführen. Ein 
Fehlgriff in der Wahl der Mittel ist zum'eist un- 
zweckmäßig; er ist darüber hinaus dann rechts- 
widrig, wenn er gegen den ungeschriebenen ver- 
fassungsrechtlichen Grundsatz der Verhältnismäßig- 
keit verstößt. 


2.3 Das Grundrecht 

der Kriegsdienstverweigerung 

Das Problem der Kriegsdienstverweigerung ist in 
den letzten Jahren im wesentlichen durch den 
sprunghaften Anstieg von Anträgen innerhalb und 


außerhalb der Bundeswehr auf Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer aus Gewissensgründen in 
den Blickpunkt des öffentlichen Interesses gerückt. 
In meinem Jahresbericht 1968 habe ich einen Über- 
blick über die zahlenmäßige Entwicklung innerhalb 
und außerhalb der Bundeswehr für die Jahre 1966 
bis 1968 gegeben. Hierbei ist bemerkenswert, daß 
die Anträge von Soldaten von 1966 bis 1967 etwa 
um das Doppelte und von 1967 bis 1968 fast um das 
Vierfache zugenommen haben. Demgegenüber hatte 
sich die Zahl der Antragsteller, die vor ihrer Einbe- 
rufung einen entsprechenden Antrag gestellt haben, 
von 1966 bis Ende 1968 nur verdoppelt. 

Diese Entwicklung hat sich im Berichtsjahr nicht 
fortgesetzt. Am 31. Dezember 1969 wies die Statistik 
für das laufende Kalenderjahr insgesamt 14 374 An- 
träge auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer 
aus. Davon stammten 2507 Anträge von Soldaten. 
Das bedeutet, daß 1969 die Zahl der Anträge aus 
der Bundeswehr nur etwa 70®/o der Zahl des Vor- 
jahres erreicht hat. 

Diese Zahlenwerte besagen, daß die Zahl der An- 
träge auch 1969 absolut weiter gestiegen ist, jedoch 
hat sich die Zuwachsrate erheblich vermindert. 
Während die Antragszahl im zivilen Bereich von 
1968 gegenüber 1969 um gestiegen ist, hat sie in 
den Streitkräften im gleichen Zeitraum um V? ab- 
genommen. 

Die Entwicklung der Kriegsdienstverweigerung in 
und außerhalb der Bundeswehr veranschaulicht fol- 
gende Grafik: 
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Der auch von mir in der letzten Zeit immer wieder 
vorgeschlagene Ausbau des Ersatzdienstes, insbe- 
sondere die Vermehrung der erforderlichen Ersatz- 
dienststellen, die Beschleunigung der Anerkennungs- 
verfahren, die reibungslose Überstellung der an- 
erkannten Soldaten in den zivilen Ersatzdienst als 
geeignete Maßnahmen zur Verbesserung der Wehr- 
gerechtigkeit dürften nach meiner Auffassung mit 
dazu beigetragen haben, daß die Zahl der Soldaten, 
die während ihrer Dienstzeit zu der Auffassung ge- 
kommen sind, ihr Gewissen verbiete es, ihre Aus- 
bildung in der Bundeswehr weiter fortzusetzen, im 
Berichtsjahr erheblich abgenommen hat. Auch die 
im Berichtsjahr vorgenommene Erhöhung der Ein- 
berufungsquoten kann in diesem Zusammenhang 
nicht unberücksichtigt bleiben. Rückschauend steht 
für mich aufgrund zahlreicher einschlägiger Ein- 
gaben fest, daß der Höhepunkt der Zahl der An- 
träge von Soldaten auf Anerkennung als Kriegs- 
dienstverweigerer aus Gewissensgründen im ver- 
gangenen Jahr maßgeblich durch die politischen Dis- 
kussionen und parlamentarischen Beratungen der 
Notstands Verfassung und ihre Verabschiedung durch 
den Bundestag sowie durch die ungelösten Probleme 
der Wehrgerechtigkeit verursacht worden war. 

Der Erlaß des Bundesministers der Verteidigung vom 
21. Februar 1969 über die Behandlung von Soldaten, 
die einen Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienst- 
verweigerer gestellt haben, verdient in diesem Zu- 
sammenhang besondere Erwähnung. Durch diesen 
Erlaß wurden die bisherigen Ausnahme regeluhgen 
im Hinblick auf die Ausbildung der Soldaten, die 
ihre Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer be- 
antragt haben, in Übereinstimmung mit der Rechts- 
auffassung des Bundesgerichtshofes aufgehoben. 
Nach meinen Erfahrungen hat diese Maßnahme zu 
einer nicht unerheblichen Beruhigung des inneren 
Gefüges der Truppe beigetragen und den Vorgesetz- 
ten bei der Bewältigung der zahlreichen Schwierig- 
keiten die erforderliche Hilfe gegeben. 

Mag auch die Zahl der Soldaten, die einen Antrag 
auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer ge- 
stellt haben:, im Berichtsjahr gegenüber dem Vor- 
jahr erheblich abgenommen haben, so ist indes nicht 
zu verkennen, daß das Problem der Kriegsdienst- 
verweigerung noch jahrelang Gesellschaft und 
Streitkräfte beschäftigen wird. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat ein überaus großzügiges Verfahren 
für die Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer 
gesetzlich eingeführt. Gegenüber den häufigen Vor- 
würfen, insbesondere der außerparlamentarischen 
Kräfte, daß das Grundrecht aus Artikel 4 Abs. 3 GG 
von den zuständigen Instanzen im Bereich der voll- 
ziehenden und rechtsprechenden Gewalt ausgehöhlt 
oder gar beseitigt werden sollte, muß ich mit aller 
Entschiedenheit darauf hinweisen, daß die Prüfungs- 
ausschüsse und -kammern für Kriegsdienstverwei- 
gerer, die Verwaltungsgerichte und alle anderen an 
dem Anerkennungs verfahren beteiligten Stellen 
durch eine verantwortungsbewußte Handhabung 
ihrer gesetzlichen Möglichkeiten immer wieder ihren 
Respekt vor der Verfassung in der Öffentlichkeit 
bekundet haben. In diesem Zusammenhang sei 
darauf hingewiesen, daß zwischen 85 und 90 Vo der 
Anträge auf Verweigerung des Kriegsdienstes statt- 


gegeben wird, und zwar 50 ^/o bei den Prüfungs- 
ausschüssen, 25 ^/o bei den Prüfungskammern und 
dem Rest bei den Verwaltungsgerichten. Nach Auf- 
fassung kompetenter Sachkenner sind indes nur 
höchstens 30 ^/o der Antragsteller als überzeugte 
Kriegsdienstverweigerer zu betrachten. 

Angesichts dieser Differenz stellt sich für mich die 
Frage, ob im Bereidi des Artikels 4 Abs. 3 GG eine 
objektive Rechtsanwendung in dem erforderlichen 
Umfang gewährleistet ist. Das Anerkennungs ver- 
fahren gemäß § 26 des Wehrpflichtgesetzes hat die 
Feststellung zum Ziel, ob bei dem Antragsteller 
echte Gewissensgründe vorliegen, die ihm den 
Kriegsdienst mit der Waffe und damit die Aus- 
bildung in der Bundeswehr als einen Verstoß ge- 
gen seine sittliche Überzeugung erscheinen lassen. 
Dazu haben die Ausschüsse die gesamte Persönlich- 
keit des Antragstellers und sein sittliches Verhalten 
zu berücksichtigen. Angesichts der hohen Zahl statt- 
gegebener Anträge stellt sich die Frage, ob die über- 
aus große Aussicht, als Kriegsdienstverweigerer 
aus Gewissensgründen anerkannt zu werden, den 
Entschluß, von dem Grundrecht aus Artikel 4 
Abs. 3 GG Gebrauch zu machen, nicht zumindest er- 
leichtert. Der Antragsteller geht zudem weder in 
kostenmäßiger noch in prozessualer Hinsicht ein 
Risiko ein. 

Die hohe Anerkennungsquote mag damit erklärt 
werden können, daß die Prüfungsgremien häufig 
nicht in der Lage sind, zu prüfen und zu entscheiden, 
ob die vom Antragsteller vorgetragenen Gründe zu 
einer von der Verfassung geforderten ernstlichen 
Belastung seines Gewissens geführt haben oder ob 
er nur Umwelteinflüssen mannigfacher Art erlegen 
ist, die ihn zwar intellektuell beschäftigen und seine 
Auffassung zu politischen, militärischen und ethi- 
schen Fragen widerspiegeln, jedoch im Bereich sei- 
nes Gewissens keine Auswirkungen im Hinblick 
auf die von Artikel 4 Abs. 3 GG geforderte Be- 
lastung gezeigt haben. Bei der Erforschung von Ge- 
wissensgründen geht es mithin um die Prüfung der 
Frage, ob bei dem Antragsteller die von der Ver- 
fassung geforderten subjektiven Tatbestandsmerk- 
male vorliegen. Dies ist häufig deshalb schwierig, 
weil Handlungen des Antragstellers, die hierauf 
schließen lassen, regelmäßig nicht vorhanden sind. 
Die Prüfungsgremien sind mithin bei der Erfüllung 
ihres gesetzlichen Auftrages im wesentlichen auf 
die Selbstdarstellung des Antragstellers im An- 
erkennungsverfahren angewiesen. 

Das Grundrecht des Artikels 4 Abs. 3 GG ist auf die 
Person des jeweiligen Antragstellers bezogen? es 
ist somit ein individuelles Grundrecht. Demgegen- 
über haben die Erfahrungen auch des Berichtsjahres 
gezeigt, daß dieses Grundrecht mehr und mehr kol- 
lektiv ausgeübt wird. 

Die Aktivität der verschiedenen Verbände der 
Kriegsdienstverweigerer hat zugenommen. Diese 
bemühen sich häufig, das Gewissen zu organisieren 
und zu manipulieren, wobei nicht selten verfassungs- 
widrige Zielvorstellungen die auslösenden Momente 
agitatorischer und zersetzender Bestrebungen sind. 
So wurde im Berichtsjahr deutlich, daß das Grund- 
recht aus Artikel 4 Abs. 3 GG dazu benutzt wurde. 
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die Streitkräfte als die „machtvollste Stütze der 
Reaktion" durch eine „massenhafte Produktion von 
Kriegsdienstverweigerern" zu paralysieren. 

Ein weiteres Indiz für die kollektive Ausübung des 
Grundrechts aus Artikel 4 Abs. 3 GG ist in den vor- 
gedruckten Antragsformularen zu sehen, die von 
den Verbänden der Kriegsdienstverweigerer vor 
allem an Soldaten verteilt werden. Darüber hinaus 
zeigen die Verhandlungen vor den Prüfungsgremien 
immer wieder, daß die Verbände der Kriegsdienst- 
verweigerer den Soldaten ausgefeilte Anleitungen 
anbieten, wie man die vorgeblichen Gewissens- 
gründe zur Anerkennung „erlernen" kann. In 
Scheinverhandlungen wird deren Darlegung dann 
häufig vorgeprobt. Zahlreiche Prüfungsgremien 
konnten im Berichtsjahr feststellen, daß sich die 
Begründungen für den Antrag auf Anerkennung 
als Kriegsdienstverweigerer nicht nur in der Argu- 
mentation, sondern auch in der Diktion auffällig 
gleichen. 

Meiner Auffassung nach ist die derzeitige prozes- 
suale Ausgestaltung des Anerkennungsverfahrens 
den Schwierigkeiten, die sich aus der häufig an- 
zutreffenden kollektiven Ausübung dieses individu- 
ellen Grundrechts ergeben, nicht in dem erforder- 
lichen Umfang gewachsen. 

Für eine Verbesserung des Anerkennungsverfahrens 
ist entscheidend, daß die Prüfungsgremien nicht 
mehr ausschließlich auf die Selbstdarstellung des 
Antragstellers und die von ihm angebotenen Be- 
weise für seine Gewissensbelastung angewiesen 
sind, sondern daß ihnen Informationen mannigfacher 
Art zur Verfügung gestellt werden, mit deren Hilfe 
sie den Sachvortrag des Antragstellers auf seine 
Persönlichkeitsstrukturen und Anlagen, die ihn be- 
einflussen, die Umweltbedingungen sowie auf die 
für die Gewissenbildung erheblichen Ereignisse des 
politischen Geschehens projizieren können. Hierbei 
geht es vor allem um die entscheidende Feststellung, 
ob der Antragsteller aus sich heraus sein Gewissen 
artikuliert und interpretiert oder ob er sich ihm an- 
gelernten standardisierten Denk- und Verhaltens- 
mustern unterworfen hat, um mit ihrer Hilfe sich 
dem Wehrdienst entziehen zu können. Auf diese 
Weise ließe sich besser erkennen, ob bei dem An- 
tragsteller typische Mechanismen dogmatisierten 
Denkens und Verhaltens in Auftreten, Artikulation 
und Argumentation darauf schließen lassen, daß der 
Verhandlungsablauf und die zielgerichtete Offen- 
barung seines Gewissens bereits vorher einstudiert 
wurden, oder ob die vorgetragenen Gründe auf einer 
echten Gewissenentscheidung beruhen. 

Angesichts der derzeitigen nicht immer befriedigen- 
den Anerkennungsverfahren sollte weiterhin über- 
legt werden, wie die gerade in diesem Verfahren 
notwendigen psychologischen und soziologischen 
Sachkenntnisse prozessual einfließen könnten, um 
auf diese Weise zu einer befriedigenden Rechtsan- 
wendung im Bereich des Grundrechtes aus Artikel 4 
Abs. 3 GG zu gelangen. 

Die überaus geringe Anzahl abschlägig beschiedener 
Anträge auf Anerkennung als Kriegsdienstverwei- 
gerer wirft darüber hinaus die Frage auf, ob die 


derzeitige Regelung des Anerkennungsverfahrens 
beibehalten werden sollte. Die Tatsache, daß nur 
ganz wenige Antragsteller damit rechnen müssen, 
mit ihren Anträgen nicht durchzudringen, ist für 
mich auch Ausdruck der oben im einzelnen erörter- 
ten Schwierigkeiten, das Gewissen eines Menschen 
im Wege eines justizförmigen Verfahrens beweis- 
kräftig zu erforschen. Auch bei einer Verwirklichung 
der vorstehend erörterten Anregungen ist mir be- 
wußt, daß eine restlos befriedigende Lösung nicht 
gefunden werden kann, da sich das Gewissen recht- 
lichen Beweiswürdigungen letztlich verschließt. 

Angesichts dieser Schwierigkeiten sollte in der Tat 
geprüft werden, ob der personelle und materielle 
Aufwand für das Anerkennungsverfahren in einem 
vertretbaren Verhältnis zum erstrebten Zweck steht. 
Sollte im Hinblick auf den Bestand des Anerken- 
nungsverfahrens eine andere Lösung erwogen wer- 
den, so ist ein entsprechender Ausbau des Ersatz- 
dienstes unerläßlich. Hierbei geht es vor allem um 
die unverzügliche Einberufung bzw. Überführung 
der Kriegsdienstverweigerer in die Dienstgruppen 
des Ersatzdienstes, um dessen Ausbau und dessen 
Ausgestaltung und gegebenenfalls um eine Anpas- 
sung der Ersatzdienstzeit an die Gesamtwehrdienst- 
zeit einschließlich der noch abzuleistenden Wehr- 
übungen. 

Zu den Fragen der Kriegsdienstverweigerung darf 
ich abschließend bemerken, daß — wie alle anderen 
Grundrechte — auch das Grundrecht des Artikels 4 
Abs. 3 GG ein gemeinschaftsbezogenes Recht ist. 
Die verfassungsrechtliche Ordnung selbst stellt da- 
her eine immanente Schranke für die Grundrechts- 
ausübung dar; denn die Aufrechterhaltung der staat- 
lichen Rechtsordnung ist unverzichtbare Voraus- 
setzung für die Inanspruchnahme von Grundrechten. 
Zudem darf eine Einzelbestimmung der Verfassung 
nicht so interpretiert werden, daß mit ihrer Hilfe 
andere Teile derselben Verfassung ihrer Wirksam- 
keit beraubt werden können. 

Aus diesem Grunde darf bei den Diskussionen um 
das Grundrecht auf Kriegsdienstverweigerung die 
verfassungsrechtliche Verankerung der Streitkräfte, 
ihres Auftrages und ihrer Funktionsfähigkeit — 
Artikel 26 Abs. 1 Satz 1, Artikel 87 a Abs. 1 Satz 1 
GG — nicht außer Ansatz bleiben. Aus dieser Ver- 
fassungsposition der Streitkräfte ergibt sich das ver- 
fassungsrechtliche Gebot an Parlament und Regie- 
rung, die Funktionsfähigkeit der bewaffneten Macht 
als eines überragenden Gemeinschaftsgutes zum 
Zwecke der Friedenssicherung zu erhalten und zu 
gewährleisten. Dies gilt auch für die Inanspruch- 
nahme des Grundrechts aus Artikel 4 Abs. 3 GG. 

Trotz der derzeitigen Schwierigkeiten in der Frage 
der Kriegsdienstverweigerung bekenne ich mich 
kraft meines Verfassungsauftrages ausdrücklich zu 
diesem Grundrecht. Das Recht auf Anerkennung der 
freien Gewissensentscheidung des Staatsbürgers ist 
unverzichtbarer Bestandteil unserer freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung. Wer jedoch dieses 
in der Verfassung verbürgte Grundrecht zu ver- 
fassungswidrigen Zielsetzungen benutzt und da- 
durch die freiheitliche demokratische Grundordnung 
zu bekämpfen sucht, verstößt gegen die der Grund- 
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rechtsordnung immanenten Schranken und begibt 
sich damit selbst des Grundrechtssdiutzes auf Kriegs- 
dienstverweigerung. 

2.4 Die Grundrechte auf freie Meinungsäuße- 
rung und Information 

Im Rahmen der Wertordnung des Grundgesetzes 
nehmen die Grundrechte auf freie Meinungsäuße- 
rung und Information einen hervorragenden Platz 
ein. Das Bundesverfassungsgericht weist diesen 
Grundrechten konstituierende Bedeutung für unsere 
rechtsstaatliche Ordnung zu. Dies rührt daher, daß 
das demokratische Prinzip eines Rechtsstaates die 
Mitverantwortung und Mitarbeit seiner Bürger er- 
fordert, Diese können indes nur dann ausgeübt wer- 
den, wenn dem einzelnen Gelegenheit gegeben wird, 
sich umfassend zu unterrichten und seine Meinung 
frei und kritisch auszusprechen. Damit ist das 
Grundrecht des Artikels 5 Abs. 1 GG nicht nur Vor- 
aussetzung für eine demokratische Willensbildung 
im politischen Geschehen, sondern darüber hinaus 
eine unverzichtbare Grundlage für die freie Ent- 
faltung, Entwicklung und Ausformung der Persön- 
lichkeit des Bürgers inmitten der mannigfachen 
geistigen und politischen Strömungen und Erschei- 
nungen unserer Zeit. Von der Lösung der Frage, ob 
und in welchem Umfang der einzelne Zugang zu 
Einsichten, Erkenntnissen und Informationen jeg- 
licher Art hat, hängt es ab, wie der Bürger die ihm 
gebotene Chance allseitiger Entwicklung wahr- 
nehmen kann. Der informierte Bürger ist nicht allein 
individueller Selbstzweck; er leistet vielmehr zu- 
gleich einen wesentlichen Beitrag zur gesamtgeselh 
schaftlichen Entwicklung. 

Als wesentlicher Sozialbereich innerhalb der Gesell- 
schaft muß deshalb auch die Bundeswehr dem Be- 
wußtsein der Notwendigkeit eines verfassungs- 
rechtlich garantierten freien Meinungsaustausches 
in ihren Reihen stärkere Geltung verschaffen. Auf 
diese Weise können die Streitkräfte der Dynamik 
der gesellschaftlichen Entwicklung auf allen Ge- 
bieten Rechnung tragen und Erfahrungen, Erkennt- 
nisse und Ergebnisse des zivilen Bereiches ihrem 
Auftrag nutzbar machen. Wenn die Streitkräfte 
diese Aufgabe verkennen und sich der gesamtgesell- 
schaftlichen Entwicklung nicht offenhalten, begeben 
sie sich der Möglidikeit, durch Übernahme von 
Innovationen aus der zivilen Sphäre das Entwick- 
lungstempo unserer Gesellschaft mitzugehen und 
ihre innere Organisation auf der Höhe der Zeit zu 
halten. 

Auf dem Hintergrund der vorstehenden Erkennt- 
nisse ist es deshalb verpflichtende Aufgabe der Vor- 
gesetzten, ihre Untergebenen zu kritischer Mei- 
nungsbildung und Meinungsäußerung anzuregen. 
Diese Ansprache des Untergebenen durch seinen 
Vorgesetzten weckt in ihm Engagement und Bereit- 
schaft für seinen Dienst. Damit ist zugleich ein wei- 
terer Ansatz gemacht, dem Soldaten die Notwendig- 
keit seines Dienstes überzeugend vor Augen zu 
führen. 


Ausdruck eines solchen Engagements sind z. B. Ver- 
besserungsvorschläge von Soldaten für den dienst- 
lichen Bereich. Voraussetzung dafür ist jedoch, daß 
sich der Vorgesetzte bereit zeigt, mit seinen Unter- 
gebenen über die Notwendigkeit etwa der Dienst- 
planeinteilung oder gegebener Befehle — soweit 
angebracht — • zu sprechen, ihre Mitarbeit anzuregen 
und brauchbare Vorschläge bei seiner Entschluß- 
fassung zu berücksichtigen. Häufiger als früher stellt 
der moderne Soldat die Frage nach Sinn und Zweck 
eines Befehls; sein Diensteifer und seine Leistungen 
steigern sich, wenn er mit dem Bewußtsein handeln 
kann, an der getroffenen Entscheidung im Rahmen 
seiner Möglichkeiten mitgewirkt zu haben. 

Ein weiteres Problem in diesem Zusammenhang ist 
die Unterrichtung der Soldaten über neue Dienstvor- 
schriften, Erlasse und grundsätzliche Befehle, die 
ihren Dienst berühren. Mir ist bekannt, daß diese 
Unterlagen den Soldaten nicht immer zugänglich 
sind. Die Vorgesetzten sollten sich deshalb bemü- 
hen, einschlägige Vorschriften, Erlasse und sonstige 
Informationen den Soldaten nicht nur auf Anforde- 
rung, sondern von sich auch in geeigneter Weise zur 
Verfügung zu stellen. 

Gelegentlich erfahre ich, daß für den einzelnen Sol- 
daten wichtige Erlasse und Dienstvorschriften von 
Zwischenvorgesetzten nicht an die Truppe weiter- 
gegeben werden. Die hierdurch ausgelöste Benach- 
teiligung der betroffenen Soldaten muß als ein Ver- 
stoß gegen den Führungsstil der partnerschaftlichen 
Kooperation gewertet werden. 

Nach meiner Auffassung ist es auch untunlich, Infor- 
mationen, Anregungen, Verbesserungsvorschläge, 
die von unten nach oben vorgelegt werden, mit 
sachwidrigen Argumenten zurückzuweisen. Dies be- 
zieht sich auch auf das militärische Publikations- 
wesen. In einem Überprüfungsverfahren aus Anlaß 
einer entsprechenden Eingabe konnte ich feststellen, 
daß ein Beitrag eines jüngeren Offiziers zu Fragen 
der Inneren Führung und der Dienstaufsicht zwar 
von der Schriftleitung einer militärischen Fachzeit- 
schrift angenommen, jedoch vom Bundesminister 
der Verteidigung zur Veröffentlichung nicht freige- 
geben worden war. In der dem Verfasser zur Kennt- 
nis gelangten Begründung wurden keine sachlichen 
Erwägungen angestellt; der Abdruck des Artikels 
wurde vielmehr mit Gründen abgelehnt, die sich im 
wesentlichen auf die Person des Verfassers bezogen 
und zudem geeignet waren, diesen abzuqualifizie- 
ren. Wenn auch generell ein Anspruch auf Ver- 
öffentlichung eines Beitrages in einer Fachzeitschrift 
nicht besteht, so sollte doch eine ablehnende Ent- 
scheidung ausschließlich sachbezogen begründet 
werden. Nur so kann vermieden werden, daß die 
Bereitschaft der Soldaten, sich an der publizistischen 
Diskussion über die vielfältigen Aspekte ihres Be- 
rufes zu beteiligen, beeinträchtigt wird und zu Re- 
signation und Indifferenz führt. 

Im vorliegenden Fall hat meine Überprüfung des 
Artikels zudem ergeben, daß es sich um einen 
brauchbaren Beitrag handelt, der mit den modernen 
wissenschaftlichen Erkenntnissen in und außerhalb 
der Bundeswehr über Fragen der Inneren Führung 
und der Menschenführung durchaus übereinstimmt. 
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Die Bedeutung des Grundrechts aus Artikel 5 Abs. 1 
GG sei noch zusätzlich an folgenden Fällen darge- 
stellt; 

1 . Beispiel 

In Eingaben trugen mir Soldaten vor, daß in 
ihrer Kaserne bestimmte Zeitungen nicht erhält- 
lich seien. Hierdurch werde ihr Grundrecht auf 
ungehinderte Information unzulässigerweise 
eingeschränkt. 

Ich habe hierzu die Auffassung vertreten, daß 
die Streitkräfte mit Rücksicht auf Artikel 5 
Abs. 1 GG gehalten seien, innerhalb ihrer haus- 
haltsrechtlichen Möglichkeiten einen repräsen- 
tativen Querschnitt an Tageszeitungen auszu- 
legen oder deren Verkauf innerhalb der Kaser- 
nenunterkünfte zu ermöglichen. Daraus können 
die Soldaten jedoch nicht den Anspruch ablei- 
ten, alle einschlägigen Presseveröffentlichungen, 
die politische oder militärische Themen behan- 
deln, in der Kaserne zu erhalten. 

2. Beispiel 

Ein Offizier trug mir vor, daß seinen Kamera- 
den und ihm die bereits vereinbarte Teilnahme 
an einem Fernsehinterview von seinem Vorge- 
setzten nicht genehmigt worden sei und das 
geplante Interview deshalb habe ausfallen müs- 
sen. 

Gleichzeitig bat mich der zuständige Redakteur 
unabhängig von dieser Eingabe, die Zulässig- 
keit dieses Verbotes zu überprüfen. 

Gegenüber den beteiligten Stellen habe ich die 
Auffassung vertreten, daß der Soldat wie jeder 
andere Staatsbürger das Recht habe, seine Mei- 
nung auch in einem Fernsehinterview zu äußern, 
ohne daß er hierzu einer Genehmigung seiner 
Vorgesetzten bedürfe. Im Hinblick auf Artikel 5 
Abs. 1 GG müsse es deshalb auch den Soldaten 
freigestellt sein, zu Fragen ihres Berufes im 
Fernsehen Stellung zu nehmen, soweit nicht 
dienstliche Erwägungen, insbesondere Geheim- 
haltungsgründe, entgegenstehen. Dieser Auffas- 
sung hat sich der Bundesminister der Verteidi- 
gung in dem sachgleichen Beschwerde verfahren 
angeschlossen. 

3. Beispiel 

In einem anderen Übe rprüfungs verfahren er- 
hielt ich Kenntnis von einem Bataillonsbefehl, 
worin es dem UvD bzw. dem GvD u. a. verboten 
wurde, während des UvD-Dienstes Radiosen- 
dungen zu hören und sogenannte „Schundlite- 
ratur" zu lesen. 

Ich habe hierzu die Auffassung vertreten; daß 
dieser Befehl gegen das Grundrecht auf freie In- 
formation verstoße, da zwingende dienstliche 
Gründe für eine Einschränkung dieses Grund- 
rechtes nicht ersichtlich seien. Die Ziffer III 5 
der Dienstanweisung für den UvD läßt im Ge- 
genteil sogar erkennen, daß der UvD in seinem 
Dienstzimmer essen, trinken, lesen und rauchen 


darf. Bei der Auswahl seiner Lektüre ist der 
Soldat keinen Einschränkungen unterworfen, es 
sei denn, er verstößt gegen gesetzliche Bestim- 
mungen. 

Die Grundrechte, seine Meinung in Wort, Schrift 
und Bild frei zu äußern und zu verbreiten und sich 
aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu 
unterrichten {Artikel 5 GG), sind zweifellos auch 
für die Streitkräfte und ihre Soldaten von Bedeu- 
tung, selbst wenn die Grundrechte auf freie Mei- 
nungsäußerung und Meinungs Verbreitung von Ver- 
fassungs wegen eingeschränkt werden können (Arti- 
kel 17 a GG). 

Im militärischen Bereich stellen die Dienstpflichtigen 
des Soldatengesetzes eine solche Beschränkung 
dieser Rechte aus Artikel 5 GG dar. Die Aktualität 
dieser gesetzlichen Grundrechtsbeschränkungen 
wurde im Berichtsjahr an den zahlreichen Aktionen, 
Demonstrationen und Agitationen gegen die Bundes- 
wehr und ihren Verteidigungsauftrag deutlich. Hier- 
an haben sich auch Soldaten der Streitkräfte beteiligt. 
Bemühungen extremer Kräfte, die Bundeswehr zu 
verunsichern und zu paralysieren, haben im Berichts- 
jahr zugenommen. Die Einschleusung entsprechender 
Zeitschriften, Plakate und Flugblätter in die Kaser- 
nenunterkünfte, Postwurfsendungen zersetzenden 
Inhalts an Soldaten, die Inanspruchnahme des 
Grundrechtes auf Kriegsdienstverweigerung bis an 
die Grenze der Manipulation weisen auf eine Zu- 
nahme dieser Bestrebungen hin. 

Die „Anti-Bundeswehrkampagne" hat zum erklärten 
Ziel, dem Soldaten zu suggerieren, er mache sich 
durch die Erfüllung seines Wehrdienstes zum Hand- 
langer einer „morbiden", „spätkapitalistischen" und 
„imperialistischen" Gesellschaftsclique, deren wahre 
Ziele geschickt verschleiert würden. Die Durch- 
setzung der ökonomisch motivierten Herrschafts- 
interessen dieses Systems und seines Establishments 
sei die primäre Aufgabe der Bundeswehr; das habe 
die Notstandsverfassung bewiesen. 

Es liegt auf der Hand, daß der politisch nicht hin- 
reichend informierte Soldat diesen Einflüsterungen 
und Zersetzungsversuchen gegenüber anfällig ist, 
zumal dann, wenn in der Propaganda zum Teil be- 
rechtigte soziale Forderungen der Soldaten mit 
agitatorischen Zielsetzungen geschickt verquickt 
werden. 

Die Anzahl der Soldaten, die sich an Flugblatt- 
aktionen gegen die Streitkräfte beteiligen, hat im 
Berichtsjahr zugenommen. Bei einem Überprüfungs- 
verfahren erhielt ich Kenntnis von einem Flugblatt 
des Verbandes der Kriegsdienstverweigerer, das 
ein Wehrpflichtiger vor der Kaserne in Zivil ver- 
teilt hatte. In diesem Flugblatt heißt es u. a.: 

1. ... daß die Bundeswehr sich blendend dazu 
eigne, „Deutschlands Jugend ihre demokrati- 
schen Ambitionen auszutreiben", 

2. ... daß die Bundeswehr „wirklicher Unsinn" 
und „der Soldatendienst sinnlos" sei ... , 

3. ... und daß der Erlaß des Generalinspekteurs 
der Bundeswehr vom 1. Juli 1968 betreffend 
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die Behandlung der Kriegsdienstverweigerer 
„grundgesetzwidrig", ein „zynischer Ver- 
such" und ein „eklatanter Rechtsbruch" sei 
und daß Deutschlands höchster Offizier 
„auch noch die Unverschämtheit" besitze, 
von einer Vergünstigung zu reden. 

Da die Verteilung eines Flugblattes mit diesem In- 
halt ein Dienstvergehen des Soldaten gegen seine 
gesetzlichen Pflichten aus den §§ 7, 17 Abs. 1 und 2 
des Soldatengesetzes darstellt, wurde er von seinem 
Bataillonskommandeur mit 10 Tagen Arrest bestraft. 
Die dagegen eingelegte Beschwerde wies das Trup- 
pendienstgericht zurück, da es der Auffassung war, 
daß hier ein Mißbrauch des Grundrechts aus Arti- 
kel 5 Abs. 1 GG vorliege; denn den Streitkräften 
sei im Interesse der Verteidigungsbereitschaft der 
Bundesrepublik Deutschland von dem Verfassungs- 
gesetzgeber ein entsprechend höherer Eigenwert bei- 
gemessen worden. Deshalb schließe das Recht, den 
Kriegsdienst mit der Waffe zu verweigern, nicht die 
Befugnis ein, auf eine Beeinträchtigung der Funk- 
tionsfähigkeit der Streitkräfte hinzuarbeiten. 

In dem in meinem Jahresbericht 1968 angesproche- 
nen Fall eines Leutnants d. R., der wegen Verteilung 
von Flugblättern durch das Truppendienstgericht in 
den niedrigsten Mannschaftsdienstgrad der Reserve 
herabgesetzt worden war, ist im Berichtsjahr die Be- 
rufung des Beschuldigten durch das Bundesverwal- 
tungsgericht zurückgewiesen worden. Bei Abfassung 
des Berichts lagen die Urteilsgründe noch nicht vor. 

Soweit sich Soldaten an der Verteilung von Flug- 
blättern politischen Inhalts beteiligen, ist in recht- 
licher Hinsicht folgendes festzustellen: 

Verteilt ein Soldat außerhalb der Kaserne und in 
Zivil Flugblätter an andere Soldaten, in denen ledig- 
lich auf den Wortlaut einer verfassungsrechtlichen, 
gesetzlichen oder sonstigen Vorschrift verwiesen 
wird, so liegt nach Auffassung des Bundesverwal- 
tungsgerichtes (NJW 1969 S. 672) noch keine Pflicht- 
widrigkeit vor, da der Soldat lediglich auf ein durch 
die Verfassung verbürgtes Recht, z. B. das der 
Kriegsdienstverweigerung, hingewiesen hat. Eine 
Einschränkung des Grundrechts auf freie Meinungs- 
äußerung würde in diesem Falle dem Verbot der 
Verbreitung des Wortlauts des Grundgesetzes 
gleichkommen. Das Bundesverwaltungsgericht unter- 
scheidet bei der Frage des pflichtwidrigen Handelns 
zwischen einem bloßen Hinweis auf die Möglichkeit, 
den Kriegsdienst aus Gewissensgründen mit der 
Waffe zu verweigern, und einer gezielten Werbung 
in dieser Richtung. 

Ob in jedem konkreten Fall so deutlich unterschie- 
den werden kann, mag dahinstehen. Entscheidend ist 
jedoch, daß das Grundrecht aus Artikel 5 Abs. 1 GG 
eine Meinungsäußerung von Soldaten auch über 
Fragen der Kriegsdienstverweigerung im Rahmen 
der vom Soldatengesetz vorgegebenen Möglich- 
keiten nicht ausschließt. 

Problematisch ist in diesem Zusammenhang die Be- 
antwortung der Frage, ob für die Beschlagnahme 
von Flugblättern und ähnlichem Material innerhalb 
des Kasernenbereiches eine ausreichende Rechts- 
grundlage besteht. Zum Teil wird den Soldaten be- 


I fohlen, derartige Schriften abzugeben. Die Zulässig- 
I keit solcher Befehle wird auf die ZDv 2/32 Nr. 39 
gestützt, wonach zersetzende Schriften den Vor- 
gesetzten auszuhändigen sind. So wurde in einem 
Divionsbefehl folgendes angeordnet: 

„Bei Betreten der Kaserne hat der Soldat die 
in seinem Besitz befindlichen Flugblätter an der 
Wache abzugeben, lediglich ein Stück ist ihm 
I zur eigenen Unterrichtung zu belassen (Grund- 
recht der Informationsfreiheit, Artikel 5 Abs. 1 
GG). Weigert er sich, die Überstücke abzugeben, 
sind sie ihm notfalls abzunehmen (§ 10 Abs. 5 
GG)." 

Mit dem Bundesminister der Verteidigung bin ich 
der Auffassung, daß in derartigen Fällen von der 
begründeten Annahme ausgegangen werden kann, 
der Soldat beabsichtige, die Überstücke in der Ka- 
serne an andere Soldaten zu verteilen. Damit ist der 
hinreichende Verdacht zumindest hinsichtlich eines 
zukünftigen Dienstvergehens gegeben. Um dies zu 
verhindern und einer Störung des kameradschaft- 
lichen Zusammenlebens und des inneren Gefüges 
der Streitkräfte entgegenzuwirken, müssen geeig- 
nete vorbeugende Maßnahmen zur Verfügung 
stehen. 

Dabei ist zunächst zu erwägen, nach welcher Rechts- 
grundlage militärische Vorgesetzte Flugblätter zer- 
setzenden Inhalts bei den Soldaten sicherstellen und 
beschlagnahmen dürfen. Da es sich um einen Eingriff 
in die Privatsphäre handelt und die Flugblätter im 
Eigentum der Soldaten stehen, ist eine gesetzliche 
Regelung dieser Eingriffsbefugnis rechtsstaatlich un- 
abweisbar. Die Sicherstellungs- und Beschlagnahme- 
vorschriften des UZwGBw 2) reichen hierzu nicht 
immer aus, da die Verteilung von Flugblättern zer- 
setzenden Inhalts in der Regel keine Straftat gegen 
die Bundeswehr im Sinne dieses Gesetzes darstellt. 
Der Gesetzgeber ging davon aus, daß die Selbst- 
schutzrechte der Bundeswehr, und zwar die Abwehr 
von Angriffen gegen Personen, gegen Sachen und 
gegen die militärische Geheimhaltung, auf eine ge- 
setzliche Grundlage gestellt werden müßten. Den 
Streitkräften wurden insoweit entsprechende Kom- 
petenzen eingeräumt. Bei der Verteilung von Flug- 
blättern zersetzenden Inhalts steht jedoch im Vorder- 
grund der ideologische Angriff auf die politische 
Konzeption der Landesverteidigung, der nicht in 
jedem Fall rechtlich als Straftat gegen die Bundes- 
wehr und damit als auslösender Tatbestand für die 
Eingriffskompetenzen des UZwGBw gewürdigt wer- 
den kann. 

Ich rege deshalb an, diese neuen Sachverhalte, die 
der Gesetzgeber des Jahres 1965 nicht voraussehen 
konnte, bei der Novellierung des UZwGBw zu be- 
rücksichtigen. 

Wie bei kaum einem anderen Grundrecht ist im 
I Bereich des Artikels 5 GG eine verfassungskonforme 
I Abwägung zwischen dem Ordnungsanspruch des 


1) Drucksache V/3912 S. 12 

“) Gesetz über die Anwendung unmittelbaren Zwanges 
und die Ausübung besonderer Befugnisse durch Sol- 
daten der Bundeswehr und zivile Wachpersonen vom 
12. August 1965 (BGBl. I S. 796) 
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Staates und dem Freiheitsraum des Soldaten häufig 
schwierig. Kraft meines Verfassungsauftrages werde 
ich auch weiterhin die Verwirklichung dieses Grund- 
rechts in den Streitkräften verfolgen und im Rah- 
men meiner Kompetenz an einer funktionsgerechten 
Ausgestaltung dieses Rechts mitarbeiten. 

2.5 Soldat und Wahl 

Im aktiven und passiven Wahlrecht des Soldaten 
manifestiert sich seine Teilnahme und Mitverant- 
wortung an der Willensbildung und Entscheidung 
im parlamentarisch verfaßten Rechtsstaat. Der Ver- 
fassungsgrundsatz der Volkssouveränität erfordert 
die Mitwirkung aller Bürger und sozialen Gruppen 
an den politischen Entscheidungsprozessen des 
demokratischen Staates. Auch im Hinblick auf den 
Gleichheitsgrundsatz erscheint es mir verfassungs- 
rechtlich bedenklich, den Soldaten — etwa aufgrund 
historischer Vorbilder — von der politischen Wil- 
lensbildung und Mitverantwortung für diesen Staat 
auszuschließen, ganz abgesehen davon, daß dies 
dem Bestreben nach Integration entgegenstehen 
würde. 

Im Berichtsjahr als dem Jahr der Wahl zum 6. 
Deutschen Bundestag kamen dem Wahlrecht des 
Soldaten und den damit zusammenhängenden Frage- 
stellungen aktuelle Bedeutung zu. Nach meinen Be- 
obachtungen sind die Vorgesetzten grundsätzlich 
ihrer gesetzlichen Dienstpflicht zur Zurückhaltung in 
politischen Äußerungen in und außer Dienst nach- 
gekommen. Mir ist kein Fall bekannt geworden, in 
dem die militärische Befehls- und Kommandogewalt 
gegenüber Untergebenen zu unzulässiger WahT 
beeinflussung mißbraucht wurde. Es muß weiterhin 
anerkannt werden, daß mir — im Gegensatz zu 
früheren Jahren — kaum Fälle der Wahlbehinde- 
rung zur Kenntnis gelangten. Durch geeignete orga- 
nisatorische Maßnahmen ist in der Regel allen Sol- 
daten die Möglichkeit gegeben worden, von ihrem 
Wahlrecht Gebrauch zu machen. Dies mag nicht 
zuletzt darauf zurückzuführen sein, daß der vom 
Bundesminister der Verteidigung herausgegebene 
Erlaß „Politische Betätigung von Soldaten" vom 
16. Juni 1969 die sich in diesem Zusammenhang stel- 
lenden Fragen durchaus sachgerecht gelöst hat. Hier- 
bei bin ich auch der Auffassung des Bundesministers 
der Verteidgung, daß in bestimmten Ausnahme- 
fällen (Manöver im Ausland, Verbandsschießen auf 
See, Teilnahme an NATO-Manövern und Gefechts- 
übungen auf Truppenübungsplätzen) die hierdurch 
begründeten dienstlichen Erfordernisse der Gewäh- 
rung eines Wochenendurlaubs zur Ausübung des 
Wahlrechts am Heimatort entgegenstehen können. 

Da zur Ausübung des Wahlrechts die persönliche 
Anwesenheit des Wählers zu einer bestimmten Zeit 
an einem bestimmten Ort nicht notwendig ist, hat 
der Gesetzgeber die Briefwahl als legales Mittel der 
Stimmabgabe eingeführt. Ihr kommt in den Streit- 
kräften wegen der Eigenarten und Besonderheiten 
des militärischen Dienstes erhöhte Bedeutung zu. 

Aus diesem Grunde habe ich in meinem Jahres- 
bericht 1968 angeregt, daß auch in Hessen für Land- 
tags- und Kommunalwahlen die Möglichkeit einer 


Briefwahl von Gesetzes wegen eröffnet werden 
sollte. Zu meiner Freude kann ich feststellen, daß 
das Land Hessen beabsichtigt, bereits zur kommen- 
den Landtagswahl auch die Möglichkeit einer schrift- 
lichen Stimmabgabe einzuräumen. 

Obwohl der vorerwähnte Erlaß „Politische Betäti- 
gung von Soldaten" des Bundesministers der Ver- 
teidigung von der Truppe in der Regel beachtet 
wurde, ist es doch gelegentlich zu Unsicherheiten in 
seiner Handhabung gekommen. Die zum Teil unter- 
schiedliche Würdigung des Verhaltens von Soldaten 
in Uniform verschiedener Dienstgradgruppen auf 
Veranstaltungen und Wahlversammlungen poli- 
tischer Parteien ist mir Veranlassung, auf die Ein- 
haltung des Gleichheitsgrundsatzes hinzuweisen. 

In einer Eingabe trug mir ein Gefreiter vor, den 
wahlberechtigten Soldaten seiner Einheit sei nur 
unter der Bedingung Wochenendausgang gewährt 
worden, daß sie von ihrem Wahlrecht Gebrauch 
machen würden. Hierzu habe der Batteriechef 
eigens angefertigte Formulare zur Bestätigung durch 
den jeweiligen Wahlvorstand mit folgendem Text 
an die Soldaten ausgeben lassen: 

„Dem . . . wird bescheinigt, daß er von seinem 

Wahlrecht zur Bundestagswahl 1969 Gebrauch 

gemacht hat." 

Den Nichtwählern unter den Soldaten sei befohlen 
worden, sich auf dem Batterie-Geschäftszimmer zur 
Bereitschaft über das Wochenende zu melden. Mein 
Uberprüfungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen. 
Im Falle der Bestätigung dieses Sachverhalts ist der 
Befehl, sich die Ausübung des Wahlrechts vom je- 
weiligen Wahlvorstand bescheinigen zu lassen, 
rechtswidrig und unverbindlich, da er keinen dienst- 
lichen Zwecken dient; er verstößt zudem gegen Ar- 
tikel 38 Abs. 2 GG sowie den oben erwähnten Er- 
laß. Das Grundgesetz kennt nur ein Wahlrecht, je- 
doch keine Wahlpflicht. Eine solche Pflicht kann 
auch nicht durch Befehl als militärische Dienstpflicht 
eines Soldaten begründet werden. Es verbietet sich 
deshalb, Soldaten durch Androhung von Sanktionen 
zur Ausübung ihres Wahlrechts anzuhalten. 

Ein weiterer Fall gibt mir Veranlassung zu dem Hin- 
weis, daß die in dem oben erwähnten Erlaß be- 
gründete Pflicht, für die Dauer der persönlichen 
Stimmabgabe die Vollstreckung der Ausgangs- 
beschränkung oder des Arrestes eines disziplinär 
bestraften Soldaten auszusetzen, nicht immer be- 
achtet worden ist. 

2.6 Streitkräfte und Postgeheimnis 

Im Berichtsjahr haben die Fälle zugenommen, in 
denen Organisationen der Kriegsdienstverweigerer 
propagandistisches Material auf dem Postwege an 
Soldaten in die Kasernen geschickt haben. Es erhebt 
sich hier die Frage, ob die mit der Aushändigung 
der Postsendungen beauftragten Soldaten das Recht 
haben, derartige Postsendungen den Adressaten 
vorzuenthalten, wenn der begründete Verdacht be- 
steht, daß das in diesen Sendungen enthaltene Ma- 
terial verfassungswidrige Zielvorstellungen propa- 
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giert. Die ZDv 2/32 schreibt in Ziffer 29 vor, daß die 
Soldaten zersetzendes Material abzuliefern haben. 
Andererseits hat der Soldat einen Anspruch darauf, 
an ihn adressierte Sendungen unversehrt durch die 
Bundeswehr ausgehändigt zu bekommen. Dieser 
Anspruch des Soldaten ist verfassungs- und straf- 
rechtlich abgesichert (Artikel 10 GG, § 299 StGB). 
Die von Gesetzes wegen bestehenden Möglichkeiten 
der Einschränkungen des Postgeheimnisses, wie sie 
etwa durch das Gesetz zu Artikel 10 GG vom 13. 
August 1968 (BGBl. I S. 941) auch für die Bundes- 
wehr begründet wurden, sind restriktiv auszulegende 
Eingriffsermächtigungen zugunsten der hierfür zu- 
ständigen militärischen Organe. Die Beschlagnahme 
von Privatsendungen an Soldaten ist somit nicht 
Sache der truppendienstlichen Vorgesetzten. Sie 
können nicht darüber verbindlich befinden, welche 
Postsendungen den Soldaten ausgehändigt werden 
dürfen. Haben sie begründeten Verdacht, daß an 
Soldaten gerichtete Postsendungen Material mit 
verfassungswidrigen Zielvorstellungen enthalten, 
dann steht ihnen entsprechend den Vorschriften der 
Strafprozeßordnung die Möglichkeit offen, eine Be- 
schlagnahme durch Justizbehörden zu erwirken. 

Entsprechende Eingaben habe ich in diesem Sinne 
beschieden. 

2.7 Das Grundrechtsbewußtsein in den 
Streitkräften 

Manche Unsicherheiten bei der verfassungskonfor- 
men Verwirklichung der Grundrechte in den Streit- 
kräften rühren daher, daß Vorgesetzte und Unter- 
gebene zuweilen nicht über das richtige Verständnis 
für die wechselseitigen Bedingungen und Abhängig- 
keiten von Freiheit und Ordnung in den Streit- 
kräften verfügen. Deren vorgegebene hierarchische 
Struktur birgt die Gefahr in sich, daß militärische 
Ordnungsvorstellungen unbedenklich und unkritisch 
auf den politischen und gesellschaftlichen Bereich 
übertragen werden. Dadurch fehlt zuweilen das 


3 Die Grundsätze der Inneren Führung 


Das Jahr 1969 war durch harte Auseinandersetzun- 
gen und Debatten über Sinn und Notwendigkeit der 
Inneren Führung in den Streitkräften geprägt. Diese 
Diskussionen zeichneten sich nicht immer durch die 
gebotene Sachlichkeit aus; das richtige Verständnis 
für die vielfältigen Aspekte der Inneren Führung 
war vielmehr häufig verstellt durch Überzeichnun- 
gen, Verkennungen und auch persönliche Vorbe- 
halte. 

In Ermangelung eines verbindlichen Konzepts der 
Inneren Führung litten diese Kontroversen — wie 
schon häufig in früheren Jahren — unter mangeln- 
der Systematik, Klarheit und Übersicht. Aus diesem 
Grunde stellten manche Diskussionsbeiträge keine 
sachgerechte Hilfe für die Bestandsaufnahme und 
Fortentwicklung der Inneren Führung dar. Viel- 


richtige Verständnis für gesellschaftliche Zusammen- 
hänge, Entwicklungen und Erscheinungen, die vor- 
rangig auf Freiheit und Recht angelegt sind. Die 
falsche Akzentuierung des Verhältnisses von Frei- 
heit zu Ordnung, die zu einer Überbetonung des 
Ordnungsgedankens zu Lasten des Freiheitsan- 
spruchs führt, birgt die Gefahr eines obrigkeits- 
staatlichen Staats- und Gesellschaftsverständnisses 
in sich. Die Projektion dieses Vorstellungsbildes 
auf die Gesellschaft unserer Zeit wird den differen- 
zierten gesellschaftlichen Strukturen und der Viel- 
zahl der individuellen Lebenshaltungen und Hand- 
lungsweisen nicht immer gerecht. Dies führt dazu, 
daß fälschlicherweise die Bundeswehr als einziger 
noch „intakter Sozialkörper" einer sich „auflöi^enden 
Gesellschaft" gesehen und ihr deshalb die Funktion 
eines Ordnungsfaktors und die Chance eines „ge- 
sellschaftlichen Neubeginns" beigelegt wird. Diese 
restaurativen Tendenzen entsprechen nicht den In- 
tentionen der Wehrverfassung, welche die Funk- 
tionsfähigkeit der Streitkräfte mit dem Freiheits- 
recht der Soldaten in ein tragfähiges und ausge- 
wogenes Verhältnis gebracht hat. 

Für mich steht außer Frage, daß die Übereinstim- 
mung zugesicherter Rechte mit erlebten Rechten 
eine entscheidende Voraussetzung für die Bereit- 
schaft des Staatsbürgers und Soldaten ist, sich für 
seinen Staat einzusetzen, sich als Soldat mit staats- 
bürgerlichen Aufgaben für die Gemeinschaft zu be- 
greifen und die Notwendigkeit seines Dienstes aus 
Überzeugung einzusehen. 

Auf diese Weise trägt die Bundeswehr nicht nur zu 
einer rechtsstaatlichen Ausgestaltung des militä- 
rischen Alltags und damit zu einer Verstärkung der 
Verteidigungsbereitschaft der einzelnen Soldaten 
bei, sondern führt dem Soldaten auch die Sinnhaftig- 
keit und Glaubwürdigkeit seines verfassungsrecht- 
lichen Verteidigungsauftrages vor Augen. Für eine 
wirksame Friedenssicherung durch Abschreckung ist 
dies unverzichtbare Voraussetzung. 


mehr vertieften sie häufig bereits bestehende Ge- 
gensätze. Nicht selten wurde die Innere Führung 
als „unmilitärische Philosophie" abgetan, die keine 
existentielle Bedeutung für den Soldaten eines frei- 
heitlichen Rechtsstaates besitze. Jedoch ist nicht zu 
verkennen, daß die lebhaften Auseinandersetzungen 
im Berichtsjahr über Fragen der Inneren Führung in 
den Streitkräften und in der Öffentlichkeit die Not- 
wendigkeit eines zeitgerechten Konzepts für den 
Soldaten aufzeigten. Damit sind auch die Probleme, 
die die innere Struktur der Bundeswehr und ihre 
Einordnung in Staat und Gesellschaft bestimmen, 
weiteren Kreisen der Bevölkerung vor Augen ge- 
führt worden. 

Vor dem Hintergrund dieser Auseinandersetzungen 
stieß mein Jahresbericht 1968 in der Öffentlichkeit 
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auf lebhaftes Interesse. Es ist nicht zu verkennen, 
daß der Bericht für die Auseinandersetzungen ent- 
scheidende Anregungen und Impulse lieferte, die 
Diskussion versachlichte und sie auch inhaltlich mit 
neuen Aussagen füllte. Entscheidend hierbei ist, daß 
dieser Jahresbericht nicht allein Einzelaspekte der 
Inneren Führung — vornehmlich auf dem G'ebiet der 
Beziehungen zwischen Vorgesetzten und Unterge- 
benen — anhand von Einzelfällen erörterte, sondern 
daß er den militärischen Bereich in seinen zahl- 
reichen Einzelaspekten der Inneren Führung schlüs- 
sig zuordnete und zu einem übersichtlichen Gesamt- 
konzept verband. Der Jahresbericht 1968 entwickelte 
eine Systematisierung und Konkretisierung der In- 
neren Führung, die diesen komplexen Begriff in die 
drei Hauptbereiche Integration, Organisation und 
Interaktion aufteilte und sie in ihren gegenseitigen 
Wechselbeziehungen gegenüberstellte. Durch die um- 
fassende Aufbereitung und übersichtliche Darstel- 
lung der Inneren Führung sind auch für die Zukunft 
entscheidende Voraussetzungen und Markierungs- 
punkte für die öffentliche Diskussion dieses Fragen- 
komplexes gegeben worden. Damit können nunmehr 
Stellungnahmen und Diskussionsbeiträge systema- 
tisiert und hierdurch der Ausgestaltung der Inneren 
Führung nutzbar gemacht werden. 

Die von mir vorgelegte Darstellung der Inneren 
Führung hat uneingeschränkte Zustimmung und Bil- 
ligung des Bundestages gefunden. Darüber hinaus 
hat sie ein lebhaftes Echo in und außerhalb der Bun- 
deswehr ausgelöst. Zahlreiche Zuschriften von Sol- 
daten aller Dienstgrade und Persönlichkeiten des In- 
und Auslandes sowie die Behandlung meines Jah- 
resberichtes in den Massenmedien beweisen die 
Notwendigkeit meiner Überlegungen zur Inneren 
Führung. Wie ich mich persönlich überzeugen 
konnte, wird der Jahresbericht als Lehr- und Lern- 
hilfe nicht nur in der Truppe, sondern auch in den 
Bildungseinrichtungen der Gesellschaft verwendet. 
Für mich ist besonders wertvoll festzustellen, daß 
der Bericht auch in der Öffentlichkeit das Interesse 
für die zum Teil schwierigen Probleme der Streit- 
kräfte geweckt und vertieft hat. 

Durch den Jahresbericht 1968 und sein vielfältiges 
Echo in der Öffentlichkeit sind die Grundzüge meiner 
Arbeit, insbesondere im Hinblick auf meine gesetz- 
liche Berichtspflicht gegenüber dem Bundestag, für 
die Zukunft vorgegeben. Aufgabe des Wehrbeauf- 
tragten wird es sein, diesen Rahmen auszufüllen und 
repräsentative Entwicklungen und Strömungen, die 
das innere Gefüge der Streitkräfte im jeweiligen 
Berichtsjahr prägen und kennzeichnen, aufzuzeigen 
und gegenüber Parlament und Öffentlichkeit zur 
Diskussion zu stellen. 


3.1 Zur Struktur der Inneren Führung 

3.1.1 Die Integration als Problem der Inneren 
Führung 

Die Frage des rechten Verhältnisses von Staat, Bun- 
deswehr und Gesellschaft war bei der Aufstellung 
unserer Streitkräfte von zentraler Bedeutung. Wäh- 
rend meiner Amtszeit habe ich den damit zusam- 


Drucksache VI/453 


menhängenden Problemen meine besondere Auf- 
merksamkeit gewidmet und bin bemüht gewesen, 
durch praktikable Vorschläge, Ansätze und Anregun- 
gen auf 'ein enges und tragfähiges Miteinander der 
staatlichen, militärischen und gesellschaftlichen Be- 
reiche hinzuwirken. Hierbei ist nicht zu verkennen, 
daß sich das Verhältnis von Bundeswehr und Ge- 
sellschaft im Laufe der Jahre entkrampft hat und die 
Notwendigkeit eines bewaffneten Verteidigungsbei- 
trages in dem Bewußtsein der überwiegenden Mehr- 
heit unserer Bevölkerung heute nicht mehr so um- 
stritten ist. Dennoch muß festgestellt werden, daß 
die Eingliederung der Streitkräfte vor allem in die 
gesellschaftliche Ordnung so, wie sie seinerzeit vor- 
geplant war und in der Wehrverfassung ihren ver- 
fassungsrechtlichen Ausdruck gefunden hat, noch 
nicht in vollem Umfange verwirklicht werden 
konnte. An Bemühungen, Bestrebungen und Engage- 
ment hat es nicht gefehlt; Politiker aller Parteien, 
Wissenschaftler, Offiziere und Publizisten waren 
und sind immer bestrebt, eine zufriedenstellende In- 
tegration der Streitkräfte in Staat und Gesellschaft 
durchzusetzen. 

Die Effektivität der Streitkräfte zur Erfüllung ihres 
verfassungsrechtlichen Verteidigungsauftrages hängt 
von ihrer hierarchischen Struktur und dem hiermit 
korrespondierenden Prinzip von Befehl und Gehor- 
sam ab. Auch die technische Armee unseres Jahr- 
hunderts kann auf diese Kriterien nicht verzichten, 
wenn auch nicht zu verkennen ist, daß in der Aus- 
übung von Befehl und Gehorsam Modifikationen 
und Anpassungen an die geänderten gesellschaft- 
lichen Verhältnisse eingetreten sind und auch wei- 
terhin vorgenommen werden. Ausdruck dieser Struk- 
turprinzipien ist die intensive Inpflichtnahme des 
Soldaten im besonderen Gewaltverhältnis der Streit- 
kräfte, wie sie etwa in der Poenalisierung des mili- 
tärischen Ungehorsams zum Ausdruck kommt. Der 
Auftrag an den Soldaten beinhaltet in letzter Kon- 
sequenz die Verpflichtung, Gewalt anzuwenden und 
Gewalt zu erleiden. 

Eine sachgerechte Erfüllung des Verteidigungs- 
auftrages erfordert nach dem Konzept der Friedens- 
sicherung durch Abschreckung die ständige Verfüg- 
barkeit des Soldaten, der damit dem Anspruch und 
Zugriff der Streitkräfte als einer „Institution abso- 
luten Ernstes" zumindest tendenziell zu jeder Zeit 
unterworfen ist. 

Ein weiteres strukturelles Merkmal der Streitkräfte 
ist das breite Spektrum der Kampfmittel, das auf 
Grund der Kriegsbilder vom rasch improvisierten 
Nahkampfmittel bis zu hochtechnisierten Waffen- 
systemen reicht. Zur Bewältigung dieses breitge- 
fächerten Arsenals von Waffen und Geräten zur 
Ausbildung, Erhaltung und Bedienung ist eine ent- 
sprechende Organisation erforderlich. Damit stehen 
hochentwickelte Formen der Kooperation und des 
Systemmanagements bereits im Frieden notwendi- 
gerweise oft unmittelbar neben vortechnischen 
Kampfformen und Verhaltensweisen. 

Eine weitere Besonderheit der Stredtkräfte besteht 
darin, daß das Ergebnis militärischer Arbeit nicht 
nach jenen ökonomischen Kriterien bemessen und 
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bewertet werden kann, wie es in der zivilindustri- 
ellen Welt der Fall ist. Die Armee stellt keine Sach- 
güter her; ihr Nutzeffekt, nämlich die „Produktion 
von Sicherheit" durch ständige Präsenz und Einsatz- 
bereitschaft, ist nur dm Rahmen übergeordneter po- 
litischer Gesichtspunkte der Sicherheitspolitik zu 
begreifen und entzieht sich daher bisher weitgehend 
nachprüfbarer Wertungen. 

Das nach diesen konstitutiven Strukturprinzipien 
und Funktionsbedingungen organisierte Militär 
sieht sich der Industriegesellschaft gegenüberge- 
stellt, deren Strukturen und Verhaltensweisen häu- 
fig von denen des militärischen Bereiches abwei- 
chen. Das wird in den Auseinandersetzungen der 
Gegenwart deutlich. So erleben die alteingewöhnten 
Institutionen unserer Gesellschaft heute eine „Krise 
der Autorität" und sehen sich gezwungen, zur Er- 
haltung ihrer Funktionsfähigkeit den an sie heran- 
getragenen Bestrebungen zur Demokratisierung und 
Mitbestimmung in ihrem inneren Gefüge Raum zu 
geben. Das gilt für die Familien und Kirchen so gut 
wie für Betriebe und Parteien, neuerdings auch für 
Schulen und Universiitäten. Sie alle haben die Er- 
fahrung machen müssen, daß vorbehaltlose Ein- 
und Unterordnung vor allem für die nachwachsende 
Generation keine Selbstverständlichkeit mehr sind. 
In den Forderungen nach Mitsprache recht und Mit- 
bestimmung ist die Tendenz zur Enthierarchisierung 
unserer Gesellschaft nicht zu verkennen. Hand in 
Hand mlit der Emanzipation des Individuums und 
dem Abbau personaler Herrschaftsverhältnisse geht 
der Trend zur gesellschaftlichen Egalisierung. Früh- 
industrielle Klassengegensätze haben sich zuneh- 
mend entschärft, tradierte Standesgrenzen ihre Un- 
durchlässigkeit verloren. Im Gefolge des technolo- 
gischen Fortschritts und der zunehmenden Arbeits- 
teilung und Spezialislierung vervielfältigt der anhal- 
tende Professionalisierungsprozeß die Zahl der 
angebotenen Berufe und macht die jeweils erforder- 
lichen spezifischen Qualifikationen transparent. Da- 
mit zerfällt die überkommene Rangfolge der zuge- 
schri ebenen beruflichen Sozialpositionen; die in- 
dustrielle Gesellschaft vergibt ihre Rangplätze auf 
der Berufsskala weitgehend nach dem Kriterium 
der Leistung. Die Wertvorstellungen und Verhal- 
tensweisen der modernen Industriegesellschaft 
decken sich nicht völlig mit den Zielsetzungen und 
ihrer Verwirklichung im militärischen Bereich. Un- 
verkennbar stehen der einzelne und sein persön- 
liches Interesse im Mittelpunkt der ausgeprägten 
Leistungs- und Wirtschaftsgesinnung dieser Gesell- 
schaft. Das Sozialverhalten unserer heutigen Gesell- 
schaft ist überwiegend durch ökonomische Merk- 
male und Verhaltensweisen gekennzeichnet, wie 
etwa individuelles Erfolgsstreben, Leistungsbereit- 
schaft und breitgefächerte Aufstiegschancen, oft 
überstarke Konsum- und Freizeitorientierung 
sowie Ablehnung nicht funktionsgerechter Auto- 
ritäten und „militärischer" Disziplinierungsversuche. 

Auf diese Weise ist im Bewußtsein der Bevölkerung 
das Militär nicht mehr Mittelpunkt der Gesellschaft. 
Die Armee wird nicht länger als eine sichtbare Ver- 
körperung und als Identifikationsobjekt staatlicher 
und gesellschaftlicher Macht mit Stolz betrachtet. 
Diese Rolle ist an Wirtschaft und Industrie und 


deren ökonomisches Leistungsvermögen überge- 
gangen. 

Militär und Gesellschaft sind in der gegenwärtigen 
weltpolitischen Konstellation zur Bewahrung und 
Sicherung des Friedens aufeinander angewiesen; 
deshalb müssen sie in ein ausgewogenes Verhältnis 
zueinander gebracht werden. 

Die Integration der Streitkräfte in die entwickelte 
Industriegesellschaft der Bundesrepublik ist aus po- 
litischen und militärischen Gründen unverzichtbar: 

a) Der verfassungsrechtliche Auftrag der Streit- 
kräfte, durch ihre Abschreckungsfunktion ein 
geeignetes Instrument der Bundesregierung tim 
Rahmen ihrer Friedenssicherungspolitik zu sein, 
kann nur dann wirksam erfüllt werden, wenn der 
Wille zur Selbstbehauptung und Bewahrung der 
Freiheit im Volke selbst eine breite, umfassende 
Basis besitzt. Verteidigungswille und Verteidi- 
gungsbereitschaft sind wesentliche Faktoren 
einer glaubwürdigen Abschreckung. Dem poten- 
tiellen Gegner muß verdeutlicht werden, daß 
Verteidigung des Landes und Schutz der freiheit- 
lichen Lebensordnung nicht allein Angelegen- 
heiten eines bestimmten Berufes, sondern dar- 
über hinaus im gesamten Volke verankert sind. 

b) Eine gesellschaftspolitische Abseitsstellung der 
Bundeswehr könnte auch innenpolitisch negative 
Auswirkungen haben, da zum einen die politi- 
sche Kontrolle über die Streitkräfte gefährdet 
und zum anderen diese selbst gegenüber radi- 
kalen Ideologien anfälliger werden könnten. Das 
politische Postulat der Integration der Streit- 
kräfte in Staat und Gesellschaft ist auch im Hin- 
blick auf die Nachwuchsfrage von erheblicher Be- 
deutung. Wenn sich die Bundeswehr den vorherr- 
schenden Wertvorstellungen und Verhaltens- 
weisen der zivilen Gesellschaft entzieht, läuft 
sie Gefahr, sich von dieser Gesellschaft wegzu- 
entwickeln und insbesondere nicht mehr ihren 
Nachwuchs in dem erforderlichen Umfange zu 
erhalten. 

Meine Auffassung über Möglichkeiten und Not- 
wendigkeit der Integration der Streitkräfte in Staat 
und Gesellschaft möchte ich in folgender thesen- 
artiger Zusammenfassung wie folgt formulieren: 

a) Es gibt zahlreiche Bereiche, auf denen ein enges 
Neben- und Miteinander von Militär und Gesell- 
schaft möglich ist. Dies zu erkennen und hieraus 
die entsprechenden Folgerungen zu ziehen, ist 
die Voraussetzung für ein weitgehend konflikt- 
freies Verhältnis zwischen diesen beiden Sozial- 
bereichen. Vor allem ist es notwendig, daß das 
Militär Wertvorstellungen und Verhaltensweisen 
der Gesellschaft verwirklicht, soweit system- 
immanente Eigenarten und Besonderheiten des 
militärischen Dienstes dem nicht entgegenstehen. 

b) Die Integrationsbemühungen gehen heute stär- 
ker vom Militär als von der Gesellschaft aus. 
Die industrielle Gesellschaft zeigt weniger Nei- 
gung, sich dieser Frage intensiver anzunehmen. 

c) Das Verhältnis von Militär und Gesellschaft wird 
immer ein Vorgang bleiben, der ständigen Ver- 
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änderungen unterliegt und deshalb laufend der 
Überprüfung und Kontrolle bedarf. 

d) Die weitere Entwicklung der Inneren Führung 
wird davon abhängen, ob es gelingt, ein aus- 
gewogenes Verhältnis zwischen dem politischen 
und verfassungsrechtlichen Postulat der Integra- 
tion und den Möglichkeiten ihrer Verwirklichung 
zu erreichen. 

3.1.2 Die Binnenstruktur der Streitkräfte als Problem 
der Inneren Führung 

In meinem Jahresbericht 1968 habe ich eingehend 
auf die Folgerungen, die sich aus dem Einbruch der 
Technik in den militärischen Bereich für ein funk- 
tionales Organisationsgefüge der Streitkräfte er- 
geben, hingewiesen. Ich habe dies als Problem der 
Inneren Führung angesehen, da nicht sachgerechte 
Strukturen, Konzeptionen und Entscheidungen auf 
diesem Gebiet das innere Gefüge der Streitkräfte 
erheblich belasten können. 

Bei der Erörterung der Organisationswirklichkeit ist 
nicht zu verkennen, daß die formale Struktur der 
Streitkräfte, die sich im wesentlichen durch über- 
und ünterordnung auszeichnet, durch vielfältige Be- 
ziehungen informeller Natur überlagert, durchdrun- 
gen und ergänzt wird. Diesem Gewebe informel- 
ler sozialer Beziehungen kommt für die Organi- 
sationswirklichkeit und damit auch für die Konkre- 
tisierung der Inneren Führung in den Streitkräften 
erhebliche Bedeutung zu. 

In allen sozialen Großorganisationen zeigen sich 
immer wieder vielfältige Gruppen und Gruppen- 
beziehungen, die sich quer durch die formale Struk- 
tur gleichsam von selbst herausgebildet haben. In 
ihrer Bedeutung für die Ziele der Gesamtorgani- 
sation fallen diesen informellen Gruppen — und 
zwar vornehmlich auf Grund ihrer menschlichen 
Verbundenheit ■ — wichtige Funktionen zu. Vor 
allem nehmen die informellen Gruppen bestimmen- 
den Einfluß auf Einsatz und Kooperationsbereit- 
schaft ihrer Mitglieder. 

Im Hinblick auf die Effektivität der Gesamtorgani- 
sation können die informellen Gruppen einerseits 
die Aufgaben und Zielvorstellungen des formalen 
Systems ergänzen und dadurch die Effektivität der 
Organisation steigern. Andererseits sind die infor- 
mellen Gruppen in der Lage, die Leistung ihrer Mit- 
glieder und damit der Gesamtorganisation abzu- 
bremsen, Verhaltenserwartungen in starkem Aus- 
maße zu stören und die Verwirklichung der Ziele 
der Organisation zu beeinträchtigen. 

Auch die Großorganisation Bundeswehr unterliegt 
diesen Gesetzlichkeiten des Einflusses informeller 
Beziehungen auf das formale System. So ist die 
militärische Organisation von einer Vielzahl von 
Kanälen, Informationswegen, Nachrichtenübermitt- 
lungen informeller Art durchzogen, die sich nicht 
an den formalen Strukturen orientieren, sondern 
auch auf persönlichen Beziehungen, Kontakten und 
Bekanntschaften beruhen. Auf diese Weise werden 
nicht nur Informationen ausgetauscht und Nach- 
richten übermittelt, sondern auch Entscheidungen 
vorbereitet und getroffen. Diese „kurzgeschlossenen 


Dienstwege" haben in vielen Fällen mit geringst- 
möglichem Zeitaufwand sachgerechte Entscheidun- 
gen ermöglicht. Diese unbürokratische Handlungs- 
weise trägt sicherlich häufig dazu bei, daß die Män- 
gel des formellen Systems ausgeglichen und ange- 
strebte Ziele — häufig schneller als im Normalfall 
— erreicht werden können. 

Wenn auch die Benutzung informeller Kanäle oft zu 
besseren Erfolgen vor allem im Hinblick auf den 
Zeitfaktor führt, so darf andererseits nicht verkannt 
werden, daß eine allzu häufige Mißachtung und Um- 
gehung der vorgeschriebenen Dienstwege Gefahren 
für das formale System in sich birgt. Dieses zeichnet 
sich dadurch aus, daß grundsätzlich Zuständigkeiten, 
Kompetenzen und Verantwortungsbereiche klar und 
übersichtlich getrennt sind. Hierbei läßt sich indes 
nicht leugnen, daß diese grundlegenden Forderun- 
gen jeglicher Organisation im Bereich der Streit- 
kräfte nicht immer in vollem Umfang verwirklicht 
werden können. Die konsequente Mißachtung der 
vorgeschriebenen Dienstwege und die Ausschaltung 
der Zwischenvorgesetzten führen zu Unsicherheiten 
in der Führung und zu einer Unterhöhlung der Ver- 
antwortlichkeiten. Diese Diskrepanz zwischen for- 
maler Struktur und informellem Vollzug muß da- 
durch beseitigt werden, daß die formalen Strukturen 
an der Organisationswirklichkeit überprüft werden, 
überall dort, wo sich herausstellt, daß der Auftrag 
überwiegend oder sogar ausschließlich unter Zu- 
hilfenahme informeller Möglichkeiten erfüllt werden 
kann, weist die formale Organisation Mängel auf, 
die durch eine stärkere Anpassung an die tatsäch- 
lichen Handlungsabläufe, Entscheidungsprozesse 
und Verfahren korrigiert werden sollten. Hieraus 
folgt andererseits, daß informelle Möglichkeiten 
dort zurücktreten müssen, wo sie beginnen, der 
rationalen Kontrolle der militärischen Führung zu 
entgleiten. 

Im Binnenbereich der einzelnen Einheiten nehmen 
die informellen Gruppen und Gruppenbeziehungen 
bestimmenden Einfluß auf den Grad des Engage- 
ments, das der einzelne Soldat in seiner speziellen 
Position aufwendet. Werden etwa bei Vergleichs- 
wettkämpfen, Marschübungen oder Manövern über 
das übliche Maß hinausgehende Leistungen verlangt, 
sollten sich die Vorgesetzten der psychologischen 
Erkenntnis nicht verschließen, daß informelle Zu- 
stimmung und positive Mitwirkung der Gruppe die 
Leistung zu steigern vermögen. Die informellen 
Gruppen prägen entscheidend Geist und Moral der 
Truppe und damit das „Betriebsklima" der Einheit. 
Für die Funktionsfähigkeit der Streitkräfte sind ge- 
rade diese Faktoren von überragender Bedeutung. 

Die Möglichkeiten der Einflußnahme des militäri- 
schen Führers auf die Bildung und Stabilisierung 
derartiger informeller Gruppen unter seinen Sol- 
daten sind gering. Informelle Bindungen entziehen 
sich weitgehend dem Zugriff des formalen Systems 
und lassen sich durch rationale Planung schwerlich 
herstellen. Jedoch ist nicht zu verkennen, daß diese 
Gruppen nicht unabhängig vom formalen System 
entstehen und neben den Einflüssen zahlreicher Um- 
weltfaktoren — wie etwa dem personalen Führungs- 
stil des militärischen Vorgesetzten — zumindest den 
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organisatorischen Regelungen des Gesamtsystems 
unterliegen. Im militärischen Bereich läßt sich häu- 
figer als in anderen Sozialbereichen weitgehende 
Identität zwischen formalen und informellen Grup- 
pen feststellen. Deshalb lassen sich im organisato- 
rischen Rahmen Bedingungen der Solidarität an- 
geben, die der Entstehung und Stabilisierung infor- 
meller Gruppen förderlich sind. 

Menschliche Beziehungen sowie das Gefühl der Zu- 
sammengehörigkeit unter den Soldaten können erst 
dann entstehen, wenn die einzelnen militärischen 
Einheiten nicht durch allzu häufigen Personal- 
wechsel und Umgruppierungen auseinandergerissen 
werden und die Soldaten genügend Zeit und Gele- 
genheit haben, sich gegenseitig kennenzulernen. Das 
Bewußtsein, eine gediegene Ausbildung erfahren 
zu haben und die erforderlichen militärischen Fertig- 
keiten zu beherrschen, sind neben dem Stolz auf die 
eigene Waffe und die Zugehörigkeit zu einer be- 
stimmten Waffengattung bestimmende Faktoren für 
die Gruppensolidarität. Schließlich hängen das Zu- 
gehörigkeitsgefühl und die Kooperationsbereit- 
schaft der kleinen Gruppen von Leistung und Befä- 
higung ihrer Vorgesetzten ab, die erst dann die 
Anerkennung ihrer Untergebenen und damit einen 
Platz im informellen Rangsystem ihrer Gruppe ge- 
winnen können, wenn sich ihre Autorität auf über- 
zeugende Sachkenntnis stützt und ihr Interesse an 
den Untergebenen auch deren private Sorgen und 
Nöte teilt. Vertrauen zum Kameraden, Vertrauen 
zur Sache und Vertrauen zum Vorgesetzten sind 
die Bedingungen der Solidarität in der Gruppe und 
vermitteln das Gefühl der Zusammengehörigkeit. 

Welcher Stellenwert den informellen Beziehungen 
im subjektiven Erleben der Soldaten beigelegt wird, 
läßt sich entscheidend an der Tatsache erkennen, 
daß im Rückblick auf die Wehrdienstzeit das Erleb- 
nis der Kameradschaft von allen Reservisten durch- 
weg als die nachhaltigste Erfahrung ihrer Soldaten- 
zeit bezeichnet wird. 

3.1.3 Die Menschenführung 

als Problem der Inneren Führung 

In meinem Jahresbericht 1968 habe ich eine Analyse 
militärischer Führungsstile zu geben versucht. Hier- 
bei habe ich den traditionalen Führungsstil, der auf 
der Unterwerfung des Untergebenen unter den 
Willen des Vorgesetzten beruht, gegen den koopera- 
tiven und den personalen Führungsstil abgegrenzt. 
Dem kooperativen Führungsstil habe ich für mo- 
derne Streitkräfte jene Legitimation zugewiesen, wie 
sie der traditionale Führungsstil in der vortech- 
nischen Armee beanspruchen konnte. Darüber hinaus 
fließen in jede militärische Willensbildung und Ent- 
scheidung Elemente des personalen Führungsstils 
ein, weil es sich in militärischen Entscheidungspro- 
zessen nicht nur um Teilbeziehungen und um Teil- 
begegnungen funktionaler Zuordnung handelt, son- 
dern darüber hinaus Vorgesetzte und Untergebene 
in der ganzen Breite ihrer Persönlichkeit Zusammen- 
arbeiten müssen. 

An dieser von mir vorgelegten Systematik der mili- 
tärischen Führungsstile zeigt sich — was häufig 


verkannt wird — , daß Menschenführung in der 
Kaserne einer analytischen und rationalen Dar- 
legung zugänglich ist und deshalb weitgehend lehr- 
und lernbar gemacht werden kann. Hierzu ist es 
erforderlich, daß der in der Erörterung der drei Füh- 
rungsstile vollzogene Ansatz auf eine Systemati- 
sierung der militärischen Menschenführung als Ent- 
scheidungsprozeß erweitert wird. Es gilt deshalb, 
diesen Systematisierungsprozeß in das Bewußtsein 
der Soldaten zu tragen und die rationale Problem- 
bewältigung zu fordern. Dies ist kein unzumutbares 
Verlangen, weil den militärischen Vorgesetzten 
Modellanalysen aus der Taktik — aber auch aus 
zahlreichen anderen militärischen Disziplinen — hin- 
länglich bekannt sind und ihre analytische Schritt- 
folge auch im Bereich der Menschenführung nach- 
vollzogen werden sollte. 

Diese analytische Schrittfolge stellt sich im Hinblick 
auf die Menschenführung in der Kaserne wie folgt 
dar: 

a) Zunächst müssen die im Bereich der Menschen- 
führung auftretenden konkreten Probleme klar 
erfaßt und Umrissen werden. Im Gegensatz zum 
taktischen Bereich, wo der Auftrag in der Regel 
eindeutig von oben vorgegeben ist, kommt es 
im Bereich der Menschenführung zunächst darauf 
an, in einem ersten Denkschritt die hier auftre- 
tenden Konflikte aufzubereiten und als Probleme 
zu erkennen. 

b) Wie im Bereich der Taktik Probleme nicht isoliert 
betrachtet werden dürfen, sondern sich nur vor 
dem Hintergrund der Gesamtlage verdeutlichen, 
so müssen Fragen im Bereich der militärischen 
Menschenführung die Einbettung in den sozialen 
Bezugsrahmen erfahren. Das bedeutet, daß die 
häufig divergierenden Vorstellungsbereiche und 
Interessenlagen von Vorgesetzten und Unter- 
gebenen bei der Bewertung und Lösung dieser 
Probleme sichtbar gemacht werden müssen. Auf 
diese Weise wird das soziale Beziehungsgeflecht 
transparent und rückt stärker in das Bewußtsein 
der Soldaten. 

c) Wie in der Taktik sind auch im Bereich der Men- 
schenführung in der Kaserne die Vor- und Nach- 
teile verschiedener Alternativen zur Bewältigung 
des gestellten Problems abzuwägen. In diesem 
dritten Denkschritt muß die optimale Problem- 
lösung durch den „besten Plan" erreicht werden. 
Hierzu sind Wertmaßstäbe und Verhaltensricht- 
linien erforderlich, die letztlich auf das Berufs- 
bild des Soldaten zurückzuführen sind. 

d) Die vorstehenden Feststellungen sind nunmehr 
in einem vierten Denkschritt in konkrete Befehle 
umzusetzen; hierbei sind dem Untergebenen die 
für die Befehlsausführung notwendigen Mittel 
und Möglichkeiten zur Verfügung zu stellen, mit 
deren Hilfe er seinen Auftrag sachgerecht erfül- 
len kann. 

e) Durch die Dienstaufsicht des Vorgesetzten ist 
nunmehr die Ausübung der erteilten Befehle zu 
überwachen und durch Leistungskontrolle der 
Erfolg sicherzustellen. Flierbei sind positive und 
negative Sanktionen — wie sie etwa im Erlaß 
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über erzieherische Maßnahmen oder auch in der 
Wehrdisziplinarordnung zur Verfügung stehen 
— -notwendige Führungshilfen. 

Die hier vorstehend erörterten Denkschritte stellen 
für den militärischen Vorgesetzten keine grund- 
legenden Neuerungen dar, weil er sie unbewußt 
immer schon angewandt hat. Diese mehr intuitive 
Lösung von Problemen der Menschenführung muß 
jedoch in eine rationale Problembewältigung über- 
führt und damit lehr- und lernbar gemacht werden. 
Auf diese Weise ist eine verantwortungsbewußte 
und selbstkritische Überprüfung der Menschenfüh- 
rung des Vorgesetzten gegeben. 

Die nach den vorstehend erörterten Denkschritten 
vollzogenen Entscheidungen auf diesem Gebiet sind 
darüber hinaus nur dann problem- und situations- 
gerecht, wenn sie mit Blick auf die Führungsstile das 
jeweils angemessene Verhältnis des traditionalen, 
kooperativen und personalen Verhaltens aufweisen, 
Je nach Sachlage und Problemstellung ist der Vor- 
rang des einen oder anderen Führungsstils möglich 
und denkbar; kooperativen Verhaltensweisen ist 
— wo immer möglich — der Vorzug einzuräumen. 

Bei den vorstehenden Erwägungen über die Weiter- 
entwicklung der Inneren Führung in ihren drei 
Hauptbereichen Integration, Organisation und Inter- 
aktion muß mit Nachdruck darauf verwiesen wer- 
den, daß es sich hier keinesfalls um lediglich akade- 
mische Erörterungen handelt. Vielmehr haben die 
angesprochenen Probleme existenziellen Bezug zu 
den Streitkräften, ihrem Auftrag und ihrer Funk- 
tionsfähigkeit. Eine ausgewogene Integration der 
Streitkräfte in Staat und Gesellschaft, eine leistungs- 
orientierte und funktionsbezogene Organisation und 
eine rationale Problembewältigung im Bereich der 
Menschenführung sind entscheidende Voraussetzun- 
gen für die Erfüllung der Aufgaben, die den Streit- 
kräften von Verfassungs wegen obliegen. 


3.2 Zur Verwirklichung der Inneren Führung 

3.2.1 Probleme im Bereich der Integration 

Die Bildungsarbeit in der Bundeswehr 

In meinen letzten Jahresberichten habe ich auf die 
Notwendigkeit einer sachbezogenen Bildungsarbeit 
für die Soldaten hingewiesen. Dies scheint mir in 
einer Gesellschaft notwendig zu sein, in der mehr 
und mehr Fragen der Bildungspolitik in den Vorder- 
grund des öffentlichen Interesses rücken. Diesen 
Entwicklungen dürfen sich die Streitkräfte nicht 
verschließen, wollen sie nicht den Anschluß an die 
Zeit verlieren. Deshalb haben die Streitkräfte einen 
Bildungsauftrag gegenüber den ihnen anvertrauten 
Soldaten zu erfüllen. 

Das Soldatengesetz hat in § 33 einen gesetzlichen 
Anspruch des Soldaten gegen seinen Dienstherrn auf 
Erteilung staatsbürgerlichen und völkerrechtlichen 
Unterrichts begründet. Dieser staatsbürgerliche Un- 
terricht ist nicht in einem engen Fachsinne zu ver- 
stehen, der sich auf die Vermittlung des notwendi- 
gen Wissens um die Aufgaben staatlicher und gesell- 


schaftlicher Institutionen beschränkt. Er umfaßt viel- 
mehr die ganze Breite der Auseinandersetzungen 
mit den politischen, sozialen, wirtschaftlichen, mili- 
tärischen und ethischen Problemen unserer Zeit. Ins- 
besondere ist es Aufgabe dieser breitgefächerten 
Unterrichtung, die vielfältigen Aspekte der Frie- 
denssicherungsfunktion der Streitkräfte deutlich zu 
machen. Bei meinen Truppenbesuchen und Gesprä- 
chen mit Soldaten aller Dienstgrade muß ich immer 
wieder feststellen, daß häufig nur verschwommene 
Vorstellungen über Auftrag und Funktion der Bun- 
deswehr bestehen. Verteidigungsauftrag und Frie- 
densfunktion der Streitkräfte erschöpfen sich nicht 
allein in Präsenz und Einsatzbereitschaft; sie erfor- 
dern vielmehr die geistige Auseinandersetzung und 
das Wissen um die Zusammenhänge und Abhängig- 
keiten unserer staatlichen, gesellschaftlichen, wirt- 
schaftlichen und sozialen Ordnung von der Erhaltung 
und Sicherung des Friedens. In der entwickelten 
Industriegesellschaft der Bundesrepublik sind infolge 
der hohen sozialen Dichte die Beziehungen in allen 
Lebensbereichen bis hin zur physischen Existenz des 
Bürgers von dem Erfolg der Sicherheitspolitik der 
Regierung abhängig. Diese Abhängigkeiten auch 
dem Soldaten bewußt werden zu lassen und sich 
diesen Fragen immer wieder zu stellen, sind ent- 
scheidende Elemente der Bildungsarbeit in den 
Streitkräften. 

Die Notwendigkeit, den Soldaten die Grundlagen 
unserer staatlichen Existenz und ihre Abhängigkeit 
von der Erhaltung der Sicherheit deutlich zu machen, 
ergibt sich auch daraus, daß das politische und 
staatsbürgerliche Grundwissen bei einem großen 
Teil der Wehrpflichtigen nur in geringem Umfange 
entwickelt ist. Hierdurch werden die Streitkräfte 
nicht zur „Schule der Nation"'; vielmehr sind sie nur 
ein Glied in der Kette jener Institutionen, die die 
Verpflichtung haben, dem Bürger politische Bildung 
und staatsbürgerliches Grundwissen zu vermitteln. 
Die Bundeswehr hat dieser Wissensvermittlung des- 
halb ihre Aufmerksamkeit zuwenden müssen, weil 
die öffentlichen Bildungseinrichtungen den jungen 
Staatsbürgern politisches Mindestwissen nicht indem 
erforderlichen Umfang zu vermitteln in der Lage 
sind. 

Nach meinen Beobachtungen ist die Bundeswehr 
bemüht, diesem Bildungsauftrag gerecht zu werden, 
und zwar insbesondere durch die aktuelle Informa- 
tion und die staatsbürgerliche Unterrichtung der Sol- 
daten. Sozialwissenschaftliche Untersuchungen bei 
ausscheidenden Zeitsoldaten und Wehrpflichtigen 
haben ergeben, daß sich deren soziales Orientie- 
rungswissen und staatsbürgerliches Bewußtsein auf 
einen wesentlich höheren Stand entwickelt hat, als 
dies bei ihren ungedienten zivilen Alterskameraden 
der Fall ist. 

Gleichwohl werde ich immer wieder bei meinen 
Truppenbesuchen und auch durch Eingaben von 
Soldaten auf Mängel und Unzulänglichkeiten in der 
staatsbürgerlichen und politischen Unterrichtung 
aufmerksam gemacht. So wurde mir vorgetragen, 
daß die Stunden, die für die politische Bildung im 
weitesten Sinne vorgesehen seien, häufig ausfielen 
und nicht nachgeholt würden. Ferner beklagen sich 
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Soldaten darüber, daß diese Unterrichtung im Kom- 
panierahmen und damit vor einem nach pädagogi- 
schen Grundsätzen unvertretbar großen Zuhörer- 
kreis gehalten werde. Hierdurch würden der Diskus- 
sion und den Gesprächsbeiträgen der einzelnen 
Soldaten von vornherein Grenzen gesetzt. Ich bin 
mir darüber im klaren, daß es bei der gegenwärtigen 
dienstlichen Überbelastung der Einheitsführer häufig 
nicht möglich sein wird, den Chefunterricht in klei- 
nerem Rahmen durchzuführen. Deshalb bietet es 
sich an, Arbeitsgemeinschaften auch unter Hinzu- 
ziehung vonPersönlidikeiten des öffentlichen Lebens 
abzuhalten, um dadurch dem Informations- und Dis- 
kussionsinteresse zahlreicher Soldaten entgegenzu- 
kommen. Hieraus folgt sogleich die Notwendigkeit, 
die Zugführer auch für diese Aufgabe intensiv vor- 
zubereiten, damit sie in der Lage sind, den Chef- 
unterricht gegebenenfalls zu ergänzen und zu ver- 
tiefen. 

Im Hinblick auf ihre Erfahrungen mit den Diskus- 
sionen bei der staatsbürgerlichen Unterrichtung 
tragen mir Soldaten vor, die Aussprachen litten 
häufig darunter, daß die Vorgesetzten sich nicht in 
dem erforderlichen Umfang den drängenden und 
bohrenden Fragen der Soldaten stellten. Dies liege 
zum Teil daran, daß die Unterrichtenden nicht immer 
über die notwendigen Informationen verfügten, um 
den Argumentationen der Soldaten glaubwürdig 
begegnen zu können. Von den Vorgesetzten wür- 
den — wenn auch zu Unrecht — Autoritätseinbußen 
befürchtet, wenn sie sich nicht in der Lage sähen, 
diese oder jene Frage sofort zu beantworten. Häufig 
meinen sie, gegen ihre gesetzliche Dienstpflicht zur 
Zurückhaltung auch bei politischen Äußerungen zu 
verstoßen, wenn sie diesen oder jenen Standpunkt 
zu politischen oder militärischen Tagesfragen akzen- 
tuiert vortragen. Ich habe hierzu die Auffassung 
vertreten, daß die Pflicht zur Zurückhaltung nicht zur 
Standpunkt- und Meinungslosigkeit führen darf. Die 
einschlägigen Dienstpflichten des Soldatengesetzes, 
die es dem Vorgesetzten auferlegen, seine Soldaten 
nicht einseitig zu beeinflussen, dürfen sich nicht als 
Fessel und Beschränkung bei der Durchführung die- 
ses politischen Bildungsauftrages erweisen. Die Tat- 
sache, daß sich die Parteien, die nach dem Willen 
des Grundgesetzes bei der politischen Willensbil- 
dung des Volkes mit wirken, zu allen wesentlichen 
Fragen des politischen Lebens äußern, ist kein Hin- 
derungsgrund dafür, zu einem aufgeworfenen Sach- 
problem ausführlich Stellung zu beziehen, und zwar 
unabhängig davon, wie sich die politischen Gewichte 
in Parlament und Regierung yerteilen. 

In meinen früheren Jahresberichten habe ich darauf 
hingewiesen, daß auch diese Unterrichtungen in „be- 
fehlsfreien Räumen" erfolgen sollten, da geistiges 
Engagement sich dem Prinzip von Befehl und Gehor- 
sam weitgehend entzieht. Meine Erfahrungen und 
Beobachtungen im Berichtsjahr auf diesem Gebiet 
geben mir erneut Veranlassung, auf dieses pädagogi- 
sche Problem hinzuweisen. 

Unabhängig hiervon wäre zu überlegen, ob nicht für 
die politische Bildung in den Streitkräften in noch 
stärkerem Maße geeignete Fachkräfte ziviler Bil- 
dungsinstitutionen herangezogen werden sollten, da 


die Offiziere hierbei bisweilen noch überfordert wer- 
den. Die bildungspolitischen Diskussionen im zivilen 
Bereich haben gezeigt, daß politische Bildung nicht 
nebenbei betrieben werden kann, sondern den „Fach- 
mann“ im Hauptberuf erfordert, der mit der Theorie 
und Praxis der politischen Bildung vertraut ist und 
über die notwendige pädagogisch-didaktische Aus- 
bildung verfügt. Vergegenwärtigt man sich die 
Schwierigkeiten, die die Bewältigung dieses Pro- 
blems den zivilen Bildungseinrichtungen bereitet, 
muß man erkennen, in welch schwieriger Lage sich 
die Offiziere befinden, die sich dieser Aufgabe 
nebenbei unterziehen müssen. 

In meinem Jahresbericht 1968 habe ich betont, wie 
bedeutungsvoll die Bildungsarbeit, insbesondere bei 
der Ausbildung der Offiziere, ist. Die individuell 
begrenzte Alltagserfahrung und der sich auf sie 
stützende „gesunde Menschenverstand“ reichen für 
den Offizier unserer Zeit nicht aus, die komplizier- 
ten Mechanismen und die interdependenten Zusam- 
menhänge unseres staatlichen und gesellschaftlichen 
Lebens zu erkennen und in ihren Auswirkungen auf 
das militärische Aufgabengebiet zu erfassen. Des- 
halb weisen die Grundlagen der Bildungsarbeit des 
Bundesministers der Verteidigung darauf hin, daß 
der Offizierberuf ein geistiger Beruf sei, für den 
die Grundsätze wissenschaftlichen Denkens und 
Arbeitens verbindlich gemacht werden müßten. Nach 
meiner Überzeugung verlangt der Beruf des Offiziers 
heute eine planerische konzeptive Tätigkeit und 
Arbeitsweise, die weitgehend von der Improvisation 
absieht. 

Mit dem Dreistufenplan, welcher der berufsbezoge- 
nen Bildung des Offiziers dient, ist der Bundesmini- 
ster der Verteidigung bemüht, seinen Bildungsauf- 
trag gegenüber den Offizieren zu verwirklichen. In 
dem Offizierlehrgang II, der Wehr- und der Stabs- 
akademie sowie zahlreichen weiterbildenden Lehr- 
gängen und anderen Maßnahmen haben die Streit- 
kräfte schon recht anerkennenswerte Erfolge erzielt, 
dem Offizier das notwendige Wissen für die Bewäl- 
tigung seiner Probleme zu vermitteln. Die Bildungs- 
einrichtungen der Streitkräfte bemühen sich, die 
Grundsätze wissenschaftlichen Denkens und Han- 
delns zur Grundlage der Offizierausbildung zu 
machen. In Vorlesungen, Seminaren und Übungen 
sowie anderen universitären Lehrformen wird ver- 
sucht, den Offizieranwärter, den jungen Offizier und 
den Stabsoffizier mit wissenschaftlichen Arbeitswei- 
sen vertraut zu machen bzw. Ansätze auf diesem 
Gebiet weiter fortzuführen. Ich begrüße diese Bemü- 
hungen der Streitkräfte, ihren Offizieren eine Aus- 
bildung auf wissenschaftlicher Grundlage zu geben, 
da nach meiner Auffassung nur hierdurch die gestei- 
gerten zukünftigen Anforderungen gemeistert wer- 
den können. 

Neben der Schaffung der organisatorischen und in- 
frastrukturellen Voraussetzungen in der Bildungs- 
arbeit der Streitkräfte ist es jedoch notwendig, die 
Aufgeschlossenheit der Offiziere für diese Ziele wis- 
senschaftlicher Ausbildung zu wecken. Hinzu kom- 
men muß das Bewußtsein, daß der Offizier heute 
eben nicht allein Militärpraktiker ist, bei dem Wis- 
sen und Bildung seinem Auftrag entgegenstehen. 
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Diese Konzeption ist im Ansatz falsch; sie zeugt von 
Ressentiments in den Beziehungen zwischen Wissen- 
schaft und Militär. Das Gegenteil ist richtig. Wissen- 
schaftliche Denk- und Arbeitsweise erzieht zur kriti- 
schen Analyse und befähigt den Offizier, Fragen 
seines Alltages besser zu lösen und sie in den je- 
weils angemessenen Rahmen stellen zu können. An- 
gesichts der gelegentlich noch festzustellenden Wis- 
senschaftsfeindlichkeit einzelner „militärischer Prak- 
tiker", die vortragen, die Beschäftigung mit der Wis- 
senschaft lähme die militärische Entscheidungsfreude 
und Entscheidungsfähigkeit, sollte in Erinnerung 
gebracht werden, daß schon immer militärisches Füh- 
rungsverhalten einer lehr- und lernbaren Darstellung 
zugänglich gewesen ist. Bei aller Anerkennung ent- 
wicklungsfähiger Ansätze und Bemühungen auf die- 
sem Gebiet möchte ich auf Schwierigkeiten und 
Unzulänglichkeiten aufmerksam machen, von denen 
ich Kenntnis erhalten habe. 

Bei der Einführung in wissenschaftliche Denk- und 
Arbeitsweisen scheint mir vorab erforderlich zu sein, 
die Lehrgangsteilnehmer an den vorerwähnten Bil- 
dungseinrichtungen für die Offizierausbildung ein- 
gehend mit den Grundbegriffen der Wissenschafts- 
theorie und der Wissenschaftslogik vertraut zu 
machen. Bei dieser Anregung stehen nicht das spe- 
zielle Begriffsvokabular einer Teildisziplin im Vor- 
dergrund, sondern die grundlegenden Begriffe der 
Wissenschaft überhaupt. Hierdurch werden die Vor- 
aussetzungen geschaffen, um die militärischen Füh- 
rungskräfte in die Lage zu versetzen, wissenschaft- 
lich zu denken und zu argumentieren, und zwar auch 
in den Problembereichen ihrer speziellen Fach- 
disziplinen. 

Die mangelnde Vertrautheit mit wissenschaftlichen 
Grundbegriffen und Denkweisen wird etwa deutlich 
an dem Beispiel einer Diskussion. Der instrumentale 
Charakter dieser Methode geistiger Auseinander- 
setzung zum Zwecke der Problembewältigung wird 
häufig nicht gesehen. Eine gut angelegte Diskussion 
hat immer das Ziel — soweit möglich — , einer Frage 
bis auf den Grund zu gehen, ohne hierbei im Hinblick 
auf die Beiträge der Diskussionspartner persönliche 
Wertungen vorzunehmen oder Folgerungen zu zie- 
hen. 

Diskussionen werden gelegentlich zu persönlich ge- 
nommen; darunter leiden der objektive Wahrheits- 
gehalt und das Engagement an der Sache. Die rheto- 
rische Figur des „advocatus diaboli" wird oft ver- 
kannt. Auch wird eine wissenschaftliche Analyse des 
diskutierten Sachverhaltes durch eine zu früh ein- 
setzende persönliche Stellungnahme im Hinblick auf 
einen angestrebten Lösungsvorschlag häufig von 
vornherein verhindert. 

Die Bereitschaft und Fähigkeit, sich offen und unvor- 
eingenommen einer Diskussion zu stellen, sind bei 
Vorgesetzten und Untergebenen nicht immer gege- 
ben. Dies mag auch an der hierarchischen Struktur 
der Streitkräfte liegen, die dem höheren Dienstgrad 
häufig von vornherein das bessere Argument zuzu- 
billigen bereit ist. 

Auch Handwerk und Technik wissenschaftlichen 
Arbeitens sollten stärker gelehrt werden. So fehlt es 


häufig an der Beherrschung der wissenschaftlichen 
Formalien. Die Aufstellung eines Literaturverzeich- 
nisses, die Methode wissenschaftlicher Zitierweise, 
die Transparenz der Gliederung in Richtung auf die 
Lösung des Problems sowie eine sachbezogene Aus- 
wertung des vorhandenen Schrifttums sind nur 
einige Beispiele, die ich in diesem Zusammenhang 
erwähnen möchte. 

Die Fähigkeit, Probleme richtig einzuordnen, zu 
analysieren und sachgerecht zu lösen, ist häufig nicht 
genug entwickelt. Oft stehen Offiziere und Offizier- 
anwärter hilflos vor den ihnen aufgetragenen 
Ubungs- und Seminararbeiten, und zwar deshalb, 
weil ihnen das Instrumentarium zum Einstieg in das 
aufgegebene Thema weitgehend fehlt. Dies liegt 
zum Teil auch daran, daß das abstrakte Denkver- 
mögen stärker geschult werden muß; insbesondere 
steht lineares und formallogisches Vorgehen gegen- 
über dem notwendigen dialektischen Eindringen in 
die Materie zu sehr im Vordergrund. Das hierzu er- 
forderliche alternative Denken muß stärker geför- 
dert werden — etwa an der Theorie der Spiele, die 
weitgehend auf dem militärischen Planspiel und da- 
mit auf militärischem Denken beruht und die Viel- 
zahl möglicher Entscheidungsalternativen sichtbar 
macht. 

Durch die Förderung des alternativen Denkens wird 
der Offizier in die Lage versetzt, die schnelle Ent- 
wicklung in gesellschaftlicher, technologischer, poli- 
tischer und strategischer Hinsicht zu erfassen und 
sich für neue Möglichkeiten und Markierungspunkte, 
seinen Auftrag zu erfüllen, offen zu halten. Zugleich 
werden ideologische Verhärtungen, wie sie gelegent- 
lich noch in den Streitkräften anzutreffen sind, ab- 
gebaut. 

Verbesserungsbedürftig sind nach meinen Erfahrun- 
gen zum Teil auch die organisatorischen Rahmen- 
bedingungen für die wissenschaftliche Ausbildung 
des Offiziers. 

Hierbei geht es zunächst einmal um eine sinnvolle 
Gestaltung der Dienstpläne, die auf die Eigengesetz- 
lichkeit wissenschaftlicher Denk- und Arbeitsweisen 
Rücksicht nehmen müssen. Offizieranwärter und 
Offiziere müssen genügend Zeit bekommen, um 
selbständig den Unterrichtsstoff nachzuarbeiten und 
sich darüber hinaus weiterbilden zu können. Eine 
Offizierausbildung auf wissenschaftlicher Grundlage 
ist kein „Nürnberger Trichter", mit dem in möglichst 
kurzer Zeit so viel Lehrstoff wie möglich vermittelt 
wird. Wissenschaftliche Tätigkeit beruht vielmehr 
auf einem selbständigen Engagement, das durch die 
Gestaltung des Dienstplanes nicht gebremst, sondern 
gefördert werden sollte. Überwachung und Kontrolle 
treten hierbei zurück; deshalb sollten „Arbeitsstun- 
den", in denen unter der Aufsicht der Vorgesetzten 
gearbeitet wird, entfallen. Es muß vielmehr Sache 
des Lernenden selbst sein zu entscheiden, ob und in 
welchem Umfang er den ihm gebotenen Unterrichts- 
stoff nacharbeitet und vertieft. Sinnvolle Leistungs- 
kontrollen stehen dieser Forderung nicht entgegen 
und sollen über den jeweils erreichten Wissens- und 
Ausbildungsstand Auskunft geben. 
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Bei der Gestaltung der Lehrpläne muß berücksichtigt 
werden, daß es kein Zeichen der Wissenschaftlich- 
keit ist, den Lehrgangsteilnehmern möglichst viel 
Stoff zu vermitteln. Vielmehr geht es darum, auf 
bestimmten Teilgebieten intensive wissenschaftliche 
Arbeit zu leisten. Hierdurch wird der einzelne Teil- 
nehmer nicht nur in diesem Teilgebiet gefördert, 
sondern er eignet sich das Rüstzeug an, mit dem er 
später selbständig auf anderen Disziplinen wissen- 
schaftlich denken und argumentieren kann. Dies 
sollte etwa auch bei der Themenausgabe für Semi- 
nararbeiten berücksichtigt werden. Zeichen der Wis- 
senschaftlichkeit sind nicht globale Themen, die 
häufig nur oberflächlich erörtert werden können, 
sondern überschaubare und begrenzte Fragestellun- 
gen, die der Schüler in der ihm zur Verfügung ste- 
henden Zeit und mit den Hilfsmitteln, die ihm an die 
Hand gegeben werden, wissenschaftlich erschöpfend 
behandeln kann. 

Zu diesen Voraussetzungen wissenschaftlicher Denk- 
und Arbeitsweisen gehören vornehmlich gut ausge- 
stattete Bibliotheken und Arbeitsräume, in denen 
die Lehrgangsteilnehmer unabhängig vom Tages- 
dienstplan arbeiten können. So ist mir berichtet 
worden, daß in einer Offizierschule keine Präsenz- 
bibliothek vorhanden ist und die Schüler insoweit 
nicht selbständig wissenschaftliche Arbeit leisten 
können. 

Auch die Katalogisierung des Schrifttums in den 
Bibliotheken sollte überprüft werden. Nach meinen 
Feststellungen sind die Bücher — und zwar unab- 
hängig von ihrer Zugehörigkeit zu einem bestimmten 
Fachgebiet — häufig allein nach dem Zeitpunkt des 
Erwerbs katalogisiert. Damit kann aber ein Benut- 
zer, der sich über ein bestimmtes Fachgebiet an Hand 
der Präsenzbibliothek unterrichten möchte, nicht 
allzu viel anfangen. 

Auch die räumliche Unterbringung der Schüler 
müßte der besonderen geistigen Beanspruchung der 
wissenschaftlichen Offizierausbildung Rechnung tra- 
gen. Dazu gehört, daß ihnen genügend Raum und 
Muße gelassen wird, sich aus eigenem Antrieb mit 
einem Thema wissenschaftlich zu beschäftigen und 
sie nicht durch äußere Einflüsse und Unzuträglich- 
keiten daran gehindert werden. Nach meinen Beob- 
achtungen besteht im militärischen Bereich bei der 
wissenschaftlichen Ausbildung häufig die Gefahr, 
daß überkommene militärische Ordnungsvorstellun- 
gen in zu starkem Maße in den wissenschaftlichen 
Bereich übernommen werden. Ich meine, daß — so- 
weit nicht militärische Erfordernisse dem entgegen- 
stehen ■ — bei der wissenschaftlichen Ausbildung in 
den Streitkräften auch jene Formen und Verhaltens- 
weisen Eingang finden sollten, die der akademischen 
Freiheit im universitären Bereich entsprechen. 

Im Berichtsjahr haben die Wehrakademie und das 
Institut für Erziehung und Bildung in den Streitkräf- 
ten ihre Tätigkeit aufgenommen. Damit ist eine 
Lücke im Dreistufenplan der wissenschaftlichen Offi- 
zierausbildung geschlossen worden. Zugleich wurden 
die instrumentellen Voraussetzungen geschaffen, um 
für den Bereich der Streitkräfte ein verbindliches 
Konzept der wissenschaftlichen Offizierausbildung 
zu erarbeiten. Infolge der Kürze der Zeit liegen im 


Hinblick auf meinen Verfassungsauftrag verwert- 
bare Feststellungen und Erfahrungen noch nicht vor. 
Ich beabsichtige, im nächsten Jahresbericht näher 
darauf einzugehen, wobei ich hoffe, daß diese beiden 
neuen Bildungseinrichtungen der Streitkräfte die 
von vielen Seiten in sie gesetzten Erwartungen er- 
füllen werden. 

Probleme der Militärseelsorge 

Im Berichtsjahr hatte ich Gelegenheit, zahlreiche 
Aspekte der Militärseelsorge, die meinen Verfas- 
fungsauftrag berühren, auf den Dekanskonferenzen 
der evangelischen und katholischen Militärseelsorge 
vorzutragen. Im Mittelpunkt der gemeinsamen Er- 
örterungen stand das Verhältnis der Militärseel- 
sorge zu den Streitkräften und zur Inneren Führung. 

Die Öffentlichkeit beschäftigt sich in zunehmendem 
Maße mit Funktion und Auftrag, die der Militärseel- 
sorge in den Streitkräften zukommen. Hierbei wird 
häufig die Notwendigkeit und Daseinsberechtigung 
einer eigenständigen Militärseelsorge mit der Be- 
gründung in Frage gestellt, daß die seelsorgerische 
Betreuung der Soldaten auch von den Ortsgemein- 
den der Landeskirchen und den Diözesen übernom- 
men werden könnte. Darüber hinaus spielen auch 
historische Ressentiments eine Rolle; häufig wird die 
Militärseelsorge als eine Verlängerung der ehemals 
engen Bindung von Thron und Altar angesehen, die 
vorrangig staatlichen Zwecken diene und somit an- 
stelle der erforderlichen „kritischen Solidarität" in 
erster Linie Loyalität gegenüber dem Staat und sei- 
nen Ansprüchen zu erzeugen habe. 

Die Militärseelsorge beider Kirchen ist aufgrund des 
Konkordats bzw. des Militärseelsorgevertrages von 
1957 als eigenständige Organisation begründet. In 
ihrer seelsorgerischen Tätigkeit ist sie keinerlei 
staatlichen Weisungen unterworfen. Die Militär- 
geistlichen sind jedoch militärischen Dienststellen 
zur Zusammenarbeit zugeordnet. Mag auch durch 
die vereinbarte Übernahme der Kosten der Militär- 
seelsorge auf den Verteidigungshaushalt eine ge- 
wisse finanzielle Verbindung zwischen Staat und 
Kirche bestehen, so ist die Militärseelsorge doch in 
Organisation, Struktur und Tätigkeit unabhängiger 
als etwa andere Zweige berufsbezogener seelsorge- 
rischer Betreuung der beiden Kirchen. 

Die Militärseelsorge beider Kirchen hat den Auftrag, 
das Evangelium Jesu Christi unter den Soldaten zu 
verkündigen. Damit ist sie der von den Kirchen 
geleistete und vom Staat gewünschte und unter- 
stützte Beitrag zur Sicherung der freien religiösen 
Betätigung in den Streitkräften. Die Militärseelsorge 
stellt sich dabei die Aufgabe, unter Wahrung der 
freiwilligen Entscheidung des einzelnen Soldaten das 
religiöse Leben zu wecken, zu festigen und zu ver- 
tiefen und dem Soldaten Lebenshilfen und Orientie- 
rungspunkte bei der Bewältigung seiner dienstlichen 
und persönlichen Probleme an die Hand zu geben. 

Ausgeprägte Formen der Militärseelsorge isind vor- 
nehmlich Gottesdienst, Exerzitien, Rüstzeiten sowie 
das seelsorgerische Gespräch von Mann zu Mann. Im 
Berichtsjahr wurden von der Militärseelsorge bei- 
der Kirchen 1124 Rüstzeiten bzw. Exerzitien durch- 
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geführt, an denen insgesamt 35 404 Soldaten aller 
Dienstgrade teilnahmen. 

Trotz anfänglicher Bedenken, die Kirchen zu bitten, 
den lebenskundlichen Unterricht durchzuführen, hat 
sich diese Form der Lebenshilfe für die Soldaten be- 
währt. Der lebenskundliche Unterricht soll den Sol- 
daten auf der Grundlage des chriistlichen Glaubens 
anhalten, sich mit den Problemen des menschlichen 
Zusammenlebens und seiner eigenen Existenz zu 
beschäftigen, um ihm auf diese Weise eine Hilfe zur 
Bewältigung der Probleme des Alltags zu geben. 
Der lebenskundliche Unterricht ist Truppenunter- 
richt im Rahmen der Geisamterziehung des Soldaten. 
Er gibt den Militärpfarrern die Möglichkeit, die Sol- 
daten anzusprechen, ihr Vertrauen zu gewinnen und 
ihnen Rat und Hilfe auch in persönlichen Dingen an- 
zubieten. Auf der anderen Seite trägt diese un- 
mittelbare Begegnung des Soldaten mit seinem 
Militärpfarrer dazu bei, daß der Soldat vorhandene 
Hemmungen und Vorbehalte gegenüber der Kirche 
überwindet und seinerseits das Gespräch sucht. Es 
ist nicht zu verkennen, daß die Militärpfarrer beider 
Kirchen durch die verantwortungsbewußte seelsor- 
gerische Tätigkeit einen Teil der Nöte, Sorgen und 
Kümmernisse der Soldaten auffangen und damit 
auch der menschlichen Seite des militärischen All- 
tages gerecht zu werden versuchen. 

In meinem Jahresbericht 1968 habe ich eingehend 
auf die vielfältigen theologischen, politischen und 
rechtlichen Aspekte der Problematik von Eid und 
Gelöbnis, hinter denen letzten Endes auch die Frage 
nach dem Staatsverständnis steht, aufmerksam ge- 
macht. Es war zu erwarten, daß durch diesen Be- 
richtsbeitrag die Diskussion über Eid und Gelöbnis 
neu belebt würde. Insbesondere in der evangeli- 
schen Militärseelsorge wird die Frage der Notwen- 
digkeit einer eidlichen Verpflichtung des Soldaten 
überprüft. Hierbei wird zu bedenken gegeben, daß 
der weltanschaulich neutrale Staat sich nicht der 
transzendentalen Sphäre seiner Bürger für die Er- 
füllung staatlicher Zwecke bedienen dürfe, da der 
Eid ein Akt des Glaubens und damit staatlichen 
Zwecken unzugänglich sei. Hinzu komme, daß bei 
den heutigen Soldaten das Bewußtsein für Wesen 
und Bedeutung des Eides häufig verloren gegangen 
sei. 

Bei den parlamentarischen Beratungen zum Solda- 
tengesetz wurde seinerzeit deutlich, daß es bei Eid 
und Gelöbnis lin erster Linie um die Frage nach dem 
Staat und seiner Wahrhaftigkeit und damit nach 
dem Mindestmaß an Ethik geht, das der Staat sich 
selbst in der weltanschaulichen Pluralität seiner 
Bürger geben muß. Die staatlichen Verpflichtungs- 
formen müssen dem Selbstverständnis des Staates, 
aber auch dem seiner Bürger gerecht werden. Form 
und Inhalt einer derartigen Verpflichtung müssen 
deshalb von innen heraus wahr sein und darum auch 
als echte Bindung empfunden und eingehalten wer- 
den können. 

In der evangelischen Militärseelsorge wird darauf 
hingewiesen, daß die Wahrhaftigkeit des Eides zu 
Zweifeln Anlaß gebe, da eine Diskrepanz zwischen 
den wirklichen Auffassungen der Soldaten und den 
ethisch zu hohen — und auch nicht der Wirklichkeit 


der heutigen Zeit und ihrem Lebensgefühl ange- 
paßfcen - - Formen des Eides bestehe. Diese Unver- 
einbarkeit von Norm und Anspruch war für die 
evangelische Militärseelsorge Veranlassung, in Er- 
füllung ihrer gesellschaftsdiakonischen Pflicht den 
Staat anzuregen, eine seinem eigenen Selbstver- 
ständnis und dem seiner Bürger entsprechende 
wahrhaftigere Form der Inpflichtnahme zu ent- 
wickeln. 

Die Frage nach Sinn und Form eidlicher Verpflich- 
tung berührt nicht nur die Streitkräfte, wenn auch 
nicht zu verkennen ist, daß sich diese Problematik 
hier intensiver und brennender stellt als etwa im 
Beamtenrecht. Die entscheidende Frage hierbei ist, 
ob für die Erfüllung staatlicher Zwecke eine Form 
der Inpflichtnahme geboten ist, welche die religiösen 
Vorstellungen der Bürger in Anspruch nimmt. 

Fehldeutungen und Mißverständnisse bei der Frage 
nach dem Sinn von Eid und Gelöbnis entstehen ge- 
legentlich auch dadurch, daß die materialen Unter- 
schiede dieser beiden Institute der Inpflichtnahme 
des Soldaten bei Belehrung und zeremoniellem 
Vollzug nicht immer genügend gesehen und berück- 
sichtigt werden. Das profane Gelöbnis, das einen 
zweiseitigen, auf Gegenseitigkeit beruhenden Akt 
zwischen dem Soldaten und seinem Dienstherren 
darstellt, wird hierbei nicht selten mit den trans- 
zendentalen Aspekten des Eides als eines religiösen 
Rechtsinstitutes unzulässigerweise in Zusammen- 
hang gebracht. 

Im Spannungsraum zwischen Wehrdienstbejahung 
und -Verneinung bleibt es nicht aus, daß auch die 
Militärpfarrer zu der Frage Stellung beziehen müs- 
sen, ob in der gegenwärtigen politischen Situation 
Streitkräfte als Instrument der Friedenssicherung 
eine legitime Existenzberechtigung haben. In diesem 
Zusammenhang müssen die Militärpfarrer zwangs- 
läufig auf die Probleme der Kriegsdienstverweige- 
rung eingehen. Dies ergibt sich daraus, daß Fragen 
der Kriegsdienstverweigerung das Gewissen be- 
rühren, das zu wecken und zu schärfen Aufgabe der 
Seelsorge ist. Bei der Anleitung der Soldaten zu 
einer selbständigen, im Gewissen begründeten Ur- 
teilsbildung dürfen die Militärpfarrer indes nicht 
die Gefahr einer Ideologisierung und Politisierung 
ihres seelsorgerischen Auftrages übersehen. Auch 
darf die Ermutigung zu einer eigenen freien Ge- 
wissensentscheidung nicht soweit gehen, daß sich 
der Militärpfarrer als Befürworter oder Gegner des 
Wehrdienstes versteht. Seine Aufgabe liegt darin, 
dem Soldaten die notwendigen Entscheidungsgrund- 
lagen zu vermitteln. 

Mein Verfassungsauftrag verpflichtet mich, als Hü- 
ter der Grundrechte darüber zu wachen, daß der 
verfassungsrechtlich abgesicherte Anspruch des Sol- 
daten auf ungestörte Religionsausübung und Seel- 
sorge in der Bundeswehr gewährleistet wird. An- 
gesichts der hierarchischen Struktur der Streitkräfte, 
wonach militärische Lebensbezüge durchweg auf der 
Grundlage von Befehl und Gehorsam geregelt wer- 
den, kommt dabei dem verfassungsrechtlich ver- 
bürgten Prinzip der Freiwilligkeit aller religiöser 
Betätigung der Soldaten besondere Bedeutung zu. 
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Hierbei ist darauf hinzuweisen, daß der als Dienst 
angesetzte lebenskundliche Unterricht hiervon 
grundsätzlich ausgenommen ist. Die angemessene 
Selbstbeschäftigung für Soldaten, die nach gründ- 
licher Überlegung an diesem Unterricht nicht teil- 
nehmen wollen und deshalb davon befreit sind, darf 
in ihrer konkreten Ausgestaltung von den Nicht- 
teilnehmern nicht als Strafe oder Übel empfunden 
werden. 

Im Berichtsjahr erreichten mich nur wenige Ein- 
gaben zu Fragen der Militärseelsorge. Soweit dar- 
unter Klagen über Beeinträchtigungen bei der Re- 
ligionsausübung vor getragen wurden, kann festge- 
stellt werden, daß sie nicht auf Kirchenfeindlichkeit 
beruhten, sondern durchweg in den jeweils beson- 
deren militärischen Gegebenheiten ihre Ursache 
hatten. Nach meinen Beobachtungen ist der An- 
spruch des Soldaten auf ungestörte Reliigionsaus- 
übung und Seelsorge in den Streitkräften gewahrt. 
Gelegentliche Unzulänglichkeiten rühren auch daher, 
daß in der personellen Ausstattung der Militärseel- 
sorge bisweilen Engpässe zu verzeichnen sind, da 
die vorgesehene Bestandszahl an Militärseelsorgern 
beider Konfessionen nicht überall erreicht worden 
ist. 

Der Jugendoffizier der Bundeswehr 

Durch die anhaltende Unruhe in der Gesellschaft, 
insbesondere unter der Jugend, kommt der Arbeit 
des Jugendoffiziers als wesentlichem Bestandteil 
der Integrationjsbestrebungen der Streitkräfte er- 
höhte Bedeutung zu. Die haupt- und nebenamtlichen 
Jugendoffiziere haben die Aufgabe, Fragen der Lan- 
desverteidigung, der Sicherheitspoliitik und des 
Standortes der Streitkräfte in der Gesellschaft ge- 
genüber der Jugend durch Vorträge, Unterrichte, 
Podiumsgespräche und Diskussionen zu verdeut- 
lichen. In der zunehmend distanzierten Haltung 
eines Teils der Jugend gegenüber militärischen Ver- 
teidigungsanstrengungen wird der Jugendoffizier 
ständig mit Tendenzen, Argumenten und Praktiken, 
die gegen die Bundeswehr gerichtet sind, konfron- 
tiert. Während früher Probleme der Bundeswehr, 
vor allem der Inneren Führung, der Laufbahnen und 
Fachrichtungen, der Erziehung und Ausbildung so- 
wie Fragen eines deutschen Verteidigungsbeitrages 
im Rahmen des Bündnisses begehrte Informationis- 
und Diskussionsthemen waren, liegen die Schwer- 
punkte gegenwärtig auf den beiden Komplexen der 
Kriegsdienstverweigerung und der Notstandsver- 
fassung. Neben der sachlichen Unterrichtung und In- 
formation wird auch das persönliche Bekenntnis des 
Jugendoffiziers zur Notwendigkeit eines militäri- 
schen Verteidigungsbeitrages verlangt. Seine Ent- 
scheidung, warum er sich als Soldat den Streitkräf- 
ten zur Verfügung gestellt hat, muß er der Jugend 
überzeugend darstellen können. Von seiner Fähig- 
heit, seinen Standpunkt sachlich fundiert und per- 
sönlich überzeugend gegenüber seinen jeweiligen 
Gesprächspartnern im Widerspiel der Meinungen 
zu vertreten, hängt es auch ab, ob es gelingt, die 
Bevölkerung von der Notwendigkeit eines militäri- 
schen Verteidigungsbeitrages zu überzeugen. Erfolg 
und Mißerfolg seiner Tätigkeit bestimmen mithin 
auch die Beziehungen zwischen den Streitkräften 


und der Gesellschaft. Soweit staatliche Bildungs- 
einrichtungen berührt werden, hat die Tätigkeit des 
Jugendoffiziers eine entsprechende Berücksichtigung 
in einschlägigen Erlassen der Kultusminister der 
Länder gefunden, durch die den Jugendoffizieren 
der Zugang vor allem in die weiterführenden Schu- 
len eröffnet wurde. Wie mir berichtet wird, nehmen 
Schulleitungen neuerdings in zunehmendem Maße 
eine ablehnende Haltung gegenüber den Jugend- 
offizieren ein. Dies mag neben einer Scheu vor einer 
geistigen Auseinandersetzung mit den Problemen 
der Landesverteidigung vor allem darauf zurückzu- 
führen sein, daß die Jugend häufig den Streitkräften 
als Verkörperung der iStaatlichen Autorität kritisch 
gegenübersteht. 

Hieraus ergibt isich, daß bei der Auswahl der haupt- 
und n ebenamt liehen Jugendoffiziere ein strenger 
Maßstab anzulegen ist. Vor allem ist zu berück- 
sichtigen, daß der Jugendoffizier über eine umfas- 
;sende Allgemeinbildung verfügen muß. Rhetorisches 
Geschick, Schlagfertigkeit in der Diskussion, Fähig- 
keiten in der dialektischen Methodik, Kenntnisse 
der modernen Terminologie, die Freiwilligkeit des 
Engagements auch in zeitlicher Hinsicht sind Aspek- 
te, die bei der Auswahl der Offiziere für den Dienst- 
posten eines Jugendoffiziers verstärkt zu berück- 
sichtigen sind. Da der Jugendoffizier über militä- 
rische Erfahrungen, insbesondere auf dem Gebiet 
der Menschenführung verfügen muß, bietet sich ein 
entsprechender Einsatz erst nach der Verwendung 
als Kompaniechef an. Die Tätigkeit eines Jugend- 
offiziers zeichnet sich auch dadurch aus, daß er mit 
Schulen, Verbänden, Parteien, Gewerkschaften und 
vielen anderen Organisationen und Institutionen 
Verbindungen anknüpfen und pflegen muß, wie sie 
nur durch persönliche Begegnungen innerhalb einer 
langjährigen Verwendung erreicht werden können. 
Personalveränderungen auf den Dienstposten der 
Jugendoffiziere sollten deshalb nicht zu rasch, son- 
dern in größeren zeitlichen Abständen erfolgen. Da- 
bei muß sichergestellt werden, daß eine mehrjährige 
Verwendung in der Funktion eines Jugendoffiziers 
als einer neuen und neuartigen Aufgabe in den 
heutigen Streitkräften sich nicht nachteilig auf die 
spätere militärische Laufbahn der betreffenden Offi- 
ziere auswirkt. 

Die Jugendoffiziere werden auf ihre Tätigkeit in 
einwöchigen Grundlehrgängen vorbereitet. Im übri- 
gen sind sie für ihre fachliche Vorbereitung im we- 
sentlichen auf Selbststudium und eigene Initiative 
angewiesen. Bei dieser Sachlage scheint mir der Ju- 
gendoffizier, insbesondere soweit er diese Funktion 
nur nebenamtlich ausübt, überfordert zu sein. Es 
wäre deshalb zu erwägen, ob die Jugendoffiziere 
nicht in längeren Grund- und Wiederholungslehr- 
gängen an einer zentralen Ausbildungsstätte der 
Bundeswehr in methodischen, politischen und wis- 
senschaftlichen Disziplinen eingehend vorbereitet 
werden sollten. Allein mit gutem Willen und ge- 
sundem Menschenverstand ist es auf diesem Ge- 
biet nicht getan. 

Die praktische Arbeit eines Jugendoffiziers läßt sich 
kaum in den überlieferten Rahmen militärischer 
Stabstätigkeit einordnen. Nach meinen Feststellun- 
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gen bringen die Kommandeure für die speziellen 
Aufgaben ihres Jugendoffiziers weitgehend Vor- 
st ändniis auf und räumen diesem bei der Erfüllung 
seines Auftrages die notwendige Selbständigkeit 
ein. Darüber hinaus muß der Jugendoffizier die 
Unterstützung des ganzen Stabes erfahren. 

Nach meiner Beobachtung sind die Jugendoffiziere 
nach besten Kräften bestrebt, ihren vielfältigen Auf- 
gaben nachzukommen. Dies entbindet die Streit- 
kräfte indes nicht davon, dieses zweifellos vorhan- 
dene Engagement der jungen Offiziere durch inten- 
sive Ausbildung, umfassende Information und Be- 
reitstellung von Hilfsmitteln zu honorieren. 

Hochschule und Streitkräfte 

In meinen letzten Jahresberichten mußte ich auf das 
ungelöste Problem der Zulassung gedienter Studien- 
bewerber zum Studium hinweisen. Ausführlich habe 
ich im Jahresbericht 1968 hierüber berichtet. Auch 
im Berichtsjahr ist eine Verbesserung der Lage der 
gedienten Studienbewerber nicht eingetreten. Im- 
mer noch sind sie aufgrund der Tatsache, daß sie 
ihren Grundwehrdienst abgeleistet haben, gegen- 
über gleichaltrigen ungedienten Jahrgangskamera- 
den bei der Zulassung zum Studium benachteiligt. 

Durch den wachsenden Anstieg der Abiturienten- 
zahlen und die weitere Einführung des numerus 
clausus hat sich die Situation auf diesem Gebiet 
noch verschärft. Dies führt zu einer verständlichen 
Unruhe unter den Abiturienten in der Truppe, die 
sich durch die Beschränkung der Studienmöglich- 
keiten in ihrer zivilberuflichen Ausbildung gehemmt 
fühlen. Die Ausübung des Grundrechts aus Artikel 
12 GG, das jedem Deutschen auch die freie Wahl 
seiner Ausbildungsstätte von Verfassungs wegen 
verbürgt, wird ihnen auf diese Weise häufig un- 
möglich gemacht. 

Ich vermag nicht einzusehen, daß bei der Entschei- 
dung über den Antrag eines gedienten Wehrpflich- 
tigen auf Zulassung zum Studium überwiegend vom 
Anciennitätsprinzip ausgegangen, der vorangegan- 
gene Dienst für die Allgemeinheit indes hierbei 
nicht genügend gewürdigt wird. Solange nicht sämt- 
liche Studienbewerber zu Diensten und Leistungen 
für die Allgemeinheit herangezogen werden, stellt 
es keine Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes dar, 
wenn die Ableistung des Wehrdienstes bei der Stu- 
dienzulassung angemessen berücksichtigt wird. 

An der den Ländern obliegenden Aufgabe, ausrei- 
chend Ausbildungsplätze im Hochschulbereich zu 
schaffen und bereitzustellen, wirkt der Bund als 
Hüter der Grundrechte und Träger der Gemein- 
schaftsaufgaben aus Artikel 91 a und b GG mit. Bei 
dieser verfassungsrechtlich begründeten Mitwirkung 
und Verantwortlichkeit des Bundes bei der Schaf- 
fung von Hochschulen kann nicht unberücksichtigt 
bleiben, daß der Bund ebenfalls von Verfassungs 
wegen (Artikel 87 a Abs. 1 S. 1 GG) zur Aufstellung 
effektiver und einsatzbereiter Streitkräfte verpflich- 
tet ist. Sollte auf dem Gebiet der Zulassung gedien- 
ter Studienbewerber eine nachhaltige, von mir seit 
Jahren angeregte Verbesserung nicht eintreten, so 
steht zu befürchten, daß Unbehagen und Unruhe 
unter den Abiturienten der Bundeswehr weiter an- 


wachsen und das innere Gefüge solchen Spannungen 
und Belastungen aussetzen, die dann möglicherweise 
die Einsatzbereitschaft — zumindest bestimmter Ein- 
heiten und Verbände — • gefährden können, 

über das ungelöste Problem der Zulassung hinaus 
ist es auch in diesem Berichtsjahr nicht gelungen, 
eine befriedigende Abstimmung zwischen den Abi- 
turterminen und dem Zeitpunkt der Einberufung 
einerseits sowie der Entlassung aus den Streitkräf- 
ten und dem Beginn des Studiums andererseits her- 
beizuführen. Hierdurch verlieren die Soldaten, die 
nach Beendigung ihres Grundwehrdienstes ein Stu- 
dium aufnehmen wollen, sowohl vor als auch nach 
ihrem Grundwehrdienst nochmals wertvolle Zeit für 
ihre weitere Ausbildung; dies benachteiligt sie wei- 
terhin gegenüber ihren imgedienten Jahrgangs- 
kameraden, Durch das in zahlreichen Fakultäten und 
Fachbereichen inzwischen eingeführte Studienjahr 
und den hierdurch festgelegten Beginn des Stu- 
diums jeweils zum Wintersemester werden die Be- 
nachteiligungen in zeitlicher Hinsicht auf diesem 
Gebiet noch größer. Hierbei weise ich darauf hin, 
daß der Bundesminister der Verteidigung wehr- 
pflichtigen Abiturienten bestimmter Studienrichtun- 
gen im Wege einer Ausnahmeregelung durch vor- 
zeitige Beurlaubung bzw. Entlassung die Möglich- 
keit gegeben hat, ihr Studium ohne Zeitverlust auf- 
zunehmen. Dieses Entgegenkommen des Bundes- 
ministers der Verteidigung verhinderte zwar die 
gröbsten Härten und Benachteiligungen bei der Auf- 
nahme des Studiums; die getroffenen Maßnahmen 
können jedoch nur als vorübergehende Zwischen- 
lösungen angesehen werden, da die Bündnisver- 
pflichtung zur Erhaltung der vereinbarten Präsenz- 
stärke der Bundeswehr und der Grundsatz der 
Gleichbehandlung aller Wehrpflichtigen derartigen 
Ausnahmeregelungen Grenzen setzen. 

Der Bundesminister der Verteidigung ist mit den 
vorerwähnten Ausnahmeregelungen bis an die 
Grenze des Vertretbaren gegangen. Die von ihm 
seit Jahren angeregte Abstimmung der für einen 
nahtlosen Übergang von der Schule über den Grund- 
wehrdienst bis zum Studium in Frage kommenden 
Termine konnte auf dem Wege der Verhandlungen 
mit den Kultusministern der Länder und den Uni- 
versitäten leider nicht erreicht werden. Nach mei- 
nen Vorstellungen sollte deshalb der Bundesminister 
der Verteidigung bei seinen Bemühungen um eine 
Lösung dieses Problems die hierfür erforderliche 
Unterstützung von den zuständigen Behörden er- 
fahren. 

Aufgrund zahlreicher Eingaben von Studienbewer- 
bern und deren Angehörigen habe ich einen Ein- 
druck gewonnen von der Verbitterung und Enttäu- 
schung, die durch diese ungelösten Probleme immer 
stärker um sich greifen und eine generelle Bereini- 
gung dringend erforderlich machen. Wehrpflichtige 
Studienbewerber können nicht länger dafür Ver- 
ständnis aufbringen, daß der Staat, dem sie von 
Gesetzes wegen zu dienen haben, bisher keine Lö- 
sung gefunden hat, die ihren Problemen ausreichend 
Rechnung trägt. Auf die folgenschweren Auswirkun- 
gen dieser Versäumnisse für Staat, Streitkräfte und 
Gesellschaft sowie deren BildungsinsUtutionen sei 
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in diesem Zusammenhang nochmals mit Nachdrude 
hingewiesen. 

Kraft meines Verfassungsauftrages muß ich darauf 
aufmerksam machen, daß die Glaubwürdigkeit un- 
serer staatlichen Organe unterhöhlt und in Frage 
gestellt wird, wenn es nicht in nächster Zeit gelingt, 
das brennende Problem der Benachteiligung ge- 
dienter Studienbewerber durch die Hochschulen und 
Universitäten aus der Welt zu schaffen. Ich sehe 
mich auch nicht mehr in der Lage, auf die zahllosen 
Eingaben, die mich zu diesem Problem seit Jahren 
erreichen, immer wieder eine in der Sache nicht 
befriedigende Antwort zu erteilen. 

Lobenswerte Taten der Bundeswehr 

„Die spontane Hilfsbereitschaft der Bundeswehr hat 
mit dazu bei getragen, daß die Verbundenheit Ihrer 
Soldaten mit der Bevölkerung einen noch engeren 
Kontakt als bisher gefunden hat." Dieser Dank eines 
Landrats an den Kommandeur einer Panzergrena- 
dierdivision, deren Soldaten in mehrstündigem Ein- 
satz eine Brandkatastrophe abgewendet hatten, 
steht für viele Schreiben ähnlicher Art. 

über gesetzliche Hilfspflichten hinaus haben Ein- 
heiten der Bundeswehr in geschlossenem Einsatz 
wie auch einzelne Soldaten bei der Beseitigung von 
Notständen und der Abwehr von Gefahrensituatio- 
nen ihre selbstlose Hilfsbereitschaft gegenüber der 
Bevölkerung auch im Berichtsjahr immer wieder 
unter Beweis gestellt. Diese Hilfsmaßnahmen er- 
folgten häufig unter Einsatz des eigenen Lebens. 

Der Öffentlichkeit weniger bekannt geworden sind 
die zahlreichen Hilfeleistungen der Soldaten auf 
dem sozialen Gebiet. Durch Sammlungen etwa für 
den Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge in 
der Öffentlichkeit, durch Spenden für die Gesell- 
schaft zur Rettung Schiffbrüchiger in den eigenen 
Reihen, durch Zuwendungen an Kinder- und Alters- 
heime, durch Wohltätigkeits Veranstaltungen zugun- 
sten caritativer Einrichtungen, durch unentgeltliche 
Blutspendeaktionen für das Deutsche Rote Kreuz 
und zahlreiche andere Betreuungs- und Hilfsmaß- 
nahmen tragen die Soldaten ihren Teil dazu bei, so- 
ziale Not zu lindern. Die uneigennützige Art und 
Weise, in der dies alles geschieht, widerlegt die 
häufig gehörte Ansicht, unsere Jugend sed zu mate- 
riell und zu individualistisch eingestellt, um eigene 
Opfer für die Allgemeinheit bringen zu können. Die- 
sem selbstlosen Einsatz vieler Soldaten gilt deshalb 
mein Dank an dieser Stelle. 

Es ist nicht zu verkennen, daß auch diesen Hilfe- 
leistungen der Streitkräfte und ihrer Soldaten zu- 
gunsten der Bevölkerung eine wesentliche integra- 
tive Fimktion zukommt, da auch hierdurch die Ver- 
bundenheit der Bundeswehr mit der Bevölkerung 
zum Ausdruck gebracht wird. 

3.2.2 Probleme der Organisation 
Im Bereich der Streitkräfte 

Bundeswehrverwaltung und Innere Führung 

Die Stabilität des inneren Gefüges der Truppe ist 
auch von einer sachgerechten Erfüllung der admini- 


strativen Aufgaben im Verteidigungsbereich ab- 
hängig. Ein großer Teil der an mich gerichteten Ein- 
gaben berührt diesbezügliche Probleme. 

Die in der Verteidigungsorganisation anfallenden 
Verwaltungsaufgaben werden von der Bundeswehr- 
Verwaltung wahrgenommen, die von Verfassungs 
wegen gegenüber den Streitkräften als selbständige 
bundeseigene Verwaltung begründet ist. Sie dient 
den Aufgaben des Personalwesens und der unmittel- 
baren Deckung des Sachbedarfs der Truppe (Artikel 
87 b GG). Der Grund für die getroffene Regelung 
liegt in der im Hinblick auf Artikel 30 GG notwen- 
digen Begründung der Zuständigkeit des Bundes auf 
diesem Gebiet sowie in der Notwendigkeit, die 
Streitkräfte von Verwaltungsaufgaben zu entlasten. 
Diese können sachgerechter durch fachlich vorge- 
bildetes Personal nach allgemeinen Verwaltungs- 
grundsätzen erledigt werden. Der Gesetzgeber hat 
mithin davon abgesehen, die Bundeswehrverwaltung 
militärischer Befehls- und Komm an dogewalt zu 
unterstellen, sondern vielmehr ihre Eigenständig- 
keit gegenüber den Streitkräften als dem militäri- 
schen Teil der Verteidigungsorganisation verfas- 
sungsrechtlich verankert. Gleichwohl sind Streit- 
kräfte und Bundeswehrverwaltung, insbesondere im 
Truppenbereich, auf vielfältige Weise organisato- 
risch miteinander verflochten und verzahnt. Dies ist 
Ausdruck dafür, daß beide Bereiche für die Erfüllung 
ihres Auftrages unmittelbar aufeinander angewiesen 
sind. Deshalb kommt ihrer gegenseitigen Zusam- 
menarbeit nicht nur für das innere Gefüge der 
Truppe, sondern auch im Rahmen des Gesamtauf- 
trages entscheidende Bedeutung zu. Auf beiden Sei- 
ten müssen deshalb Entscheidungsprozesse und 
Handlungsabläufe von dem Willen zur gegenseiti- 
gen Kooperation und Koordination getragen sein. 
Die Voraussetzungen hierfür sind zunächst einmal 
Kenntnis und Verständnis der spezifischen Belange 
des jeweils anderen Teils der Verteidigungsorgani- 
sation. Zuweilen anzutreffende Ressentiments und 
Vorbehalte können hierbei den Blick für die Mittel 
und Möglichkeiten verstellen, die beiden Seiten zur 
Erfüllung ihres Auftrages zur Verfügung stehen. 
Wie zahlreiche Eingaben aus dem Fürsorgebereich 
der Inneren Führung gezeigt haben, wird diesem 
Erfordernis noch nicht überall Rechnung getragen. 
Als Beispiel für die Folgen mangelnder Zusammen- 
arbeit zwischen den Streitkräften und der Bundes- 
wehrverwaltung verweise ich auf die durch Verlaut- 
barungen der Presse ausreichend bekannt gewor- 
denen Vorgänge um den Standort Capellenhagen in 
Niedersachsen, wo Sanitätseinheiten in Kasemen- 
anlagen eingewiesen wurden , die keine Frisch- 
wasserversorgung hatten. Da diese auch nicht her- 
gestellt werden konnte, mußte der Standort aufge- 
geben werden. Bei einer sinnvollen frühzeitigen Ab- 
stimmung der beiderseitigen Pläne und Möglich- 
keiten hätte diese Fehlplanung mit ihren vielfälti- 
gen Folgerungen im Hinblick auf die Belastung des 
inneren Gefüges der Truppe, die Familien der Sol- 
daten, das negative Echo in der Öffentlichkeit und 
nicht zuletzt auf die Fehlinvestition von Haushalts- 
mitteln vermieden weiden können. 
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Obwohl ich im Jahresbericht 1968 auf die häufig 
mangelnde Abstimmung zwischen Kreiswehrersatz- 
ämtern und Truppe bei der Einberufung von Wehr- 
pflichtigen zu Wehrübungen hingewiesen habe, er- 
reichten mich auch im Berichtsjahr wiederum Ein- 
gaben, in denen über unzureichende Koordinierung 
Klage geführt wurde. Es bedarf keiner eingehenden 
Erörterung, daß derartige vermeidbare Fehlleistun- 
gen Enttäuschung und Verärgerung bei den Soldaten 
hervorrufen und damit das innere Gefüge der 
betreffenden Truppe belasten. 

Erfahrungsgemäß hat es sich bewährt, wenn Beamte 
der Bundeswehrverwaltung in Wehrübungen mili- 
tärische Kenntnisse erwerben bzw. vertiefen und 
sich auf diese Weise durch eigenes Erleben mit den 
besonderen Fragen, Sorgen und Nöten der Truppe 
vertraut machen. Bei derartigen Wehrübungen han- 
delt es sich nicht um die Förderung privater Nei- 
gungen, sondern sie geschehen im unmittelbaren 
Interesse des Dienstherrn. Auf der anderen Seite 
sollten sich auch die Offiziere stärker mit den Ar- 
beitsabläufen und Handlungsweisen der Bundes- 
wehrverwaltung vertraut machen können, damit sie 
die Möglichkeiten und Grenzen des Verwaltungs- 
handelns kennenlernen. So habe ich für den wehr- 
technischen Bereich in meinem Jahresbericht 1968 
angeregt, einschlägig vorgebildete Offiziere an Lehr- 
gängen für technische Führungskräfte der Akademie 
für Wehrverwaltung und Wehrtechnik teilnehmen 
zu lassen. 

Ein weiteres Mittel, die gegenseitige Zusammen- 
arbeit zu befruchten, ist die Schaffung von Wechsel- 
stellen, die sich nach meinen Beobachtungen überall 
dort bewährt haben, wo es auf eine intensive Zu- 
sammenarbeit zwischen den Streitkräften und der 
Bundeswehrverwaltung entscheidend ankommt. 

Aus Erfahrungsberichten, vor allem von Reserve- 
offizieren habe ich den Eindruck gewonnen, daß die 
Offiziere bei ihrer Ausbildung mehr als bisher in 
Auftrag und Aufgaben der Bundeswehrverwaltung 
eingewiesen werden sollten. Wie ich inzwischen er- 
fahren habe, ist der Bundesminister der Verteidi- 
gung z. Z. dabei, die entsprechenden Ausbildungs- 
hinweise ZU überarbeiten. 

Ich bin mir bewußt, daß die vorbezeichneten An- 
regungen nicht in jedem Fall ausreichen, um alle 
Probleme zu lösen, die sich aus der verfassungs- 
rechtlichen Verankerung von Streitkräften und 
Bundeswehrverwaltung sowie den Eigengesetzlich- 
keiten beider Bereiche ergeben. Gelegentlich anzu- 
treffende Unzuträglichkeiten und Unzulänglichkeiten 
im Verhältnis von Truppe und Verwaltung sollten 
nicht überbewertet werden. Sie haben auch struk- 
turelle Ursachen, die nicht durch den Appell an den 
guten Willen auf beiden Seiten überbrückt werden 
können. In meinem Jahresbericht 1968 habe ich in 
diesem Zusammenhang die Schwierigkeiten auf dem 
Gebiet der Infrastruktur und des Bauwesens aufge- 
zeigt, die sich daraus ergeben, daß der Bundes- 
minister der Verteidigung über keine eigene Bau- 
verwaltung verfügt und deshalb vier Bundesressorts 
an derartigen Vorhaben beteiligt sind. Ich empfehle 
deshalb erneut, von der in Art. 87 b Abs. 1 Satz 2 GG 


enthaltenen Kompetenz Gebrauch zu machen und 
die Aufgaben des Bauwesens der Bundeswehrver- 
waltung von Gesetzes wegen zu übertragen. 

In vielen politischen Verlautbarungen der letzten 
Jahre zu den Beziehungen zwischen Streitkräften 
und Bundeswehrverwaltung wurde ausgeführt, daß 
das Verhältnis zwischen diesen beiden Bereichen 
nicht allein eine Frage reditlicher Regelungen sei, 
sondern, daß es vielmehr auf die „Gemeinsamkeit 
im Ethos des Dienens", auf das Vertrauen zwischen 
Soldaten und Beamten sowie auf deren „psycholo- 
gische Verfassung" ankomme. Daran wird deutlich, 
daß vorurteilsfreie und sachgerechte Beziehungen 
zwischen Streitkräften und Bundeswehrverwaltung 
für das innere Gefüge der Truppe von großer Be- 
deutung sind. Wegen der zahlreichen Einwirkungs- 
möglichkeiten der Bundeswehrverwaltung in die 
Truppe sollte sich deshalb auch die Administration 
— wo immer es möglich ist — von dem Konzept der 
Inneren Führung als eines übergreifenden Führungs- 
prinzips leiten lassen. 

Zum Berufsbild des Soldaten 

Gesellschaftliche Wandlungsprozesse und der Ein- 
bruch der modernen Technologie in das Militär- 
wesen zwingen zu einem überdenken der Situation 
des Soldaten in einer sich verändernden Welt. Ein 
wichtiger Bestandteil der Diskussionen um den Sol- 
daten sind jene Überlegungen, die sich mit seinem 
Berufsbild befassen. 

Theoretische Aspekte des Berufsbildes 

Verschiedene Faktoren prägen das Berufobild des 
modernen Soldaten. An erster Stelle steht der Ver- 
teidigungsauftrag der Streitkräfte, wie er in der 
Verfassung seinen Niederschlag gefunden hat (Arti- 
kel 26 Abs. 1, Artikel 87 a Abs. 1 Satz 1 GG). Die 
Bundeswehr ist eine Defensivarmee, die allein zum 
Zwecke der Verteidigung eingesetzt werden darf. 

Die friedenssichernde Funktion der Streitkräfte wird 
weitgehend bestimmt durch die strategische Kon- 
stellation des atomaren Patts. Die Schredcen des 
modernen Kriegsbildes mit ihren apokalyptischen 
Zerstörungen lassen durch den Einsatz konventio- 
neller und nuklearer Waffensysteme die totale 
Kriegsführung mit dem Willen und der Zielsetzung, 
den Gegner zu besiegen und sein Territorium zu 
erobern, zu einem aberwitzigen Unterfangen wer- 
den. 

Vor dieser Konstellation wird die Paradoxie moder- 
nen Soldatentums deutlich. Während früher der Auf- 
trag des Soldaten und seine Bewährung in der 
eigentlichen bewaffneten militärischen Aktion be- 
standen, ist es heute vornehmste Aufgabe der be- 
waffneten Macht, durch ihre bloße Existenz den Geg- 
ner von der Durchsetzung politischer Ziele mit mili- 
tärischen Mitteln abzuhalten. Die auf dem unkalku- 
lierbaren Risiko der eigenen Vernichtung beruhende 
Abschreckung ist jedoch nur dann glaubwürdig, 
wenn die Streitkräfte ständig für den möglichen 
Kampf ausgebildet und einsatzbereit gehalten wer- 
den. Nur durch einen hohen Kampfwert der Streit- 
kräfte kann die Friedenssicherung durch Abschrek- 
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kung überzeugend erzielt werden. Die Streitkräfte 
werden durch diesen Wandel der Aufgabenstellung 
in dreifacher Hinsicht in erhöhtem Maße belastet: 

Zunächst sehen sie sich zu ihrer eigenen Recht- 
fertigung gezwungen, den nicht ohne weiteres er- 
kennbaren Zusammenhang, daß gerade die Existenz 
einer Armee den bewaffneten Konflikt verhindert, 
der Bevölkerung verständlich zu machen. Zum an- 
deren sind sie gehalten, ständig auf höchste Kampf- 
bereitschaft und Effektivität hinzuarbeiten, da das 
politische Konzept der Abschreckung nur dann funk- 
tioniert und überzeugend vertreten werden kann. 
Zum dritten dürfen die Streitkräfte die Wirksam- 
keit ihrer Bemühungen heute niemals mehr in der 
überlieferten Bewährung kriegerischer Auseinander- 
setzung wünschen, da die Bundeswehr ihren Auf- 
trag schon erfüllt, wenn sie durch ständige Präsenz 
und Einsatzbereitschaft die Gewaltanwendung im 
zwischenstaatlichen Bereich verhindert. 

Der Defensivauftrag der Bundeswehr stellt daher an 
jeden Soldaten höhere Anforderungen als jemals 
zuvor. Infolge der modernen Waffensysteme und 
der geringen Vorwarnzeiten sind ständige Einsatz- 
bereitschaft und Wachsamkeit ein unabdingbares 
Erfordernis der Abschreckungsfunktion der Streit- 
kräfte. Die psychologischen Belastungen, die darin 
liegen, daß für einen Fall ausgebildet wird, von dem 
zugleich gehofft werden muß, daß er niemals eintre- 
ten wird, sind nicht zu verkennen. Im Unterschied 
zu zivilen Berufen sind deshalb bei Soldaten sicht- 
bare Erfolge, an denen die Bewährung gemessen 
werden kann, nur in geringem Umfange vorhanden. 
Der graue Alltag in der Kaserne zeichnet sich über- 
wiegend durch langwierige Wartungs- und Pflege- 
dienste an Waffen und Geräten aus und entbehrt 
des „frisch-fröhlichen Abenteuers" früherer Epochen. 

Da Streitkräfte Faktoren der Friedenssicherung sind, 
müssen sie mit anderen Instrumenten der Sicher- 
heitspolitik in Beziehung gesetzt und hinsichtlich 
ihrer personellen und materiellen Stärke dahin 
überprüft werden, ob den nationalen Sicherheits- 
interessen etwa auch auf nichtmilitärische Weise 
ausreichend Rechnung getragen werden kann. Auch 
diese Überlegungen haben Einfluß auf Berufsbild 
und Selbstverständnis der Soldaten. 

So sieht sich der einzelne Soldat in seiner Existenz 
ständig Widersprüchen ausgesetzt, die nicht in sei- 
ner Person, sondern in der politischen und gesell- 
schaftlichen Entwicklung ihre eigentliche Ursache 
haben. Wie in keinem anderen Bereich schlagen sie 
sich gerade beim Soldaten unserer Gesellschaft in 
verdichteter Form nieder und unterwerfen ihn er- 
höhten Belastungen, die er zusätzlich zu den An- 
forderungen des modernen Kriegsbildes bewältigen 
muß. 


gerade in den Jahren nach dem zweiten Weltkrieg 
derart beschleunigt, daß Waffengenerationen heute 
im kurzen Abstand von nur wenigen Jahren ein- 
ander ablösen: Der permanente Wandel ist zur 
militärischen Routine geworden. Dies hat tiefgrei- 
fende Auswirkungen auf das Bewußtsein des Solda- 
ten, dessen überkommenes Vorstellungsbild als 
Kämpfer durch den Einbruch der Technik berührt 
wird. Das Spannungs Verhältnis zwischen Kämpfer 
und Techniker ist deshalb ein weiteres prägendes 
Element im Berufsbild des modernen Soldaten. 

Innerhalb der komplizierten Apparatur moderner 
Waffensysteme verkörpert der Mensch in der Regel 
das schwächste Glied in der Kette militärisch-techni- 
scher Funktionsabläufe. Es liegt deshalb in der 
Eigengesetzlichkeit militärisch-technischer Rationali- 
tät, diese Ausfallgefahr „Mensch" weitgehend aus- 
zuschalten — zumindest sie jedoch immer stärker 
einzuschränken und abzusichern. Ob dieser Prozeß 
zu einer hochentwickelten automatischen Kriegs- 
technik unter weitgehendem Ausschluß des mensch- 
lichen Unsicherheitsfaktors führen wird, oder ob 
es nicht Aufgabe des Militärs bleiben wird, sich auf 
vielerlei Formen der Auseinandersetzung vorzube- 
reiten, die dann aber auch die Beibehaltung zahlen- 
mäßig starker Kontingente erfordern, mag an dieser 
Stelle dahinstehen. Dennoch sind die Einflüsse der 
modernen Technik auf das Berufsbild des Soldaten 
vielfältiger Art. 

Ein dritter bestimmender Zentralbereich für das Be- 
rufsbild des Soldaten ist die Dynamik gesellschaft- 
licher Wandlungsprozesse. War der Soldat früher 
erster Mann im Staate und Symbolfigur der staat- 
lichen Macht und Autorität, so ist diese Rolle heute 
auf andere Bereiche übergegangen. Der Soldat steht 
nicht mehr im Mittelpunkt der Gesellschaft; das 
Militär ist heute eine unter vielen staatlichen und 
gesellschaftlichen Institutionen. Dies wird etwa 
deutlich an der Nachwuchslage. Während früher die 
Armee häufig einzige Möglichkeit des sozialen Auf- 
stiegs war, haben heute der rasch fortschreitende 
Industrialisierungsprozeß und der Wirtschaftsauf- 
schwung die Chancen beruflicher und sozialer Mo- 
bilität in erheblichem Maße ausgeweitet und ver- 
vielfacht. Infolgedessen sieht sich auch die Bundes- 
wehr auf dem Arbeitsmarkt einer starken Konkur- 
renz um die besten Arbeitskräfte ausgesetzt. 

Es gibt wenig Zweifel daran, daß unsere Gesellschaft 
sich an militärischen Fragen nicht sonderlich inter- 
essiert zeigt. Insbesondere die Jugend ist heute an 
anderen Zielen und Werten orientiert; ihre Lebens- 
ansprüche, ihre Pläne und Vorstellungen künftiger 
Existenz glaubt sie überwiegend in der zivilen 
und nicht in der militärischen Sphäre verwirklichen 
zu können. Verhaltensweisen, Lebensstil und Ge- 
sellungsformen der jungen Generation unterschei- 
den sich weitgehend von denen des militärischen 
Bereiches. Distanz und mangelndes Interesse der 
zivilen Gesellschaft am Soldaten lassen sich in allen 
demokratischen Industrienationen beobachten. Er- 
schwerend kommt indes für unsere Gesellschaft hin- 
zu, daß die Hypotheken der Vergangenheit und die 
Spaltung unseres Vaterlandes das Einstellungsbild 


Eine weitere bestimmende Einflußgröße für das 
Berufsbild des Soldaten verkörpert die moderne 
Technologie, die zu den konstituierenden Faktoren 
der Streitkräfte zu rechnen ist. Technik und Wissen- 
schaft durchdringen in immer stärkerem Maße das 
Militärwesen und bestimmen Wesen und Gestalt 
neuzeitlicher Armeen. Diese Entwicklung hat sich 
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vieler Staatsbürger gegenüber dem heutigen Militär 
immer noch überschatten. Die drei vorerwähnten 
zentralen Einflußbereiche liefern die Rahmenbedin- 
gungen, innerhalb derer sich das Berufsbild des 
Soldaten ausprägt. Entscheidende Einzelaspekte 
dieses Berufsbildes sollen im folgenden erörtert 
werden. 

In allen modernen Armeen läßt sich infolge des 
Einbruchs der Technik in das Militär eine erhebliche 
Ausweitung des personellen Mittelbaues feststellen. 
Ein immer noch andauernder Professionalisiemngs’ 
prozeß schafft auch im militärischen Bereich ständig 
neue Aufgaben und Tätigkeiten mit speziellen 
Funktions- und Amtsbezeichnungen, über 200 ver- 
schiedene technische Tätigkeiten für Unteroffiziere 
und Mannschaften, die alle eine spezifische Aus- 
bildung verlangen, gibt es allein im Bereich der 
Luftwaffe; 25 verschiedene Berufe finden sich in der 
Stabsbatterie eines Flugabwehrraketenbataillons, 17 
in einer einzigen Hawk-Kampfbatterie. Wenn auch 
die Luftwaffe als die am stärksten durchtechnisierte 
Teilstreitkraft gelten kann, so findet sich auch im 
Heer und stärker noch in der Marine eine breite 
Skala unterschiedlicher technischer Funktionen. 

Die einzelnen spezialisierten Funktionen im Militär 
unterscheiden sich oft kaum noch von entsprechen- 
den zivilberuflichen Tätigkeiten. Auf diesen Sach- 
verhalt ist schließlich auch die weite Verbreitung 
des Wortes von der „Verzivilisierung'' des Militärs 
zurüdczuführen. Wenn auch vielfältige Anglei- 
chungstendenzen festgestellt werden können, so 
muß andererseits darauf hingewiesen werden, daß 
zivilberufliche Tätigkeiten und Fertigkeiten nicht 
ohne weiteres entsprechenden militärischen Funktio- 
nen gleichgesetzt werden können. Bei aller äußerer 
Angleichung bestehen zwischen militärischer und 
ziviler Arbeit nach wie vor erhebliche Unterschiede. 
Diese resultieren aus unterschiedlichen Zielsetzun- 
gen, Arbeitsmitteln und Methoden. Hierüber darf 
das Wort von der „Verzivilisierung" nicht hinweg- 
täuschen. 

Der grundlegende Unterschied zwischen militäri- 
scher und ziviler Arbeit muß daher auch in den 
rechtlichen und organisatorischen Regelungen zum 
Ausdruck kommen. Bei der Schaffung der Wehr- 
gesetzgebung in den fünfziger Jahren wurde häu- 
fig auf entsprechende beamtenrechtliche Regelungen 
zurückgegriffen, da eigene Erfahrungen auf diesem 
Gebiet nicht zur Verfügung standen und historische 
Vorbilder nur bedingt herangezogen werden konn- 
ten. Vor dem. Hintergrund der Entwicklung der letz- 
ten Jahre erscheint die damalige Konzeption nun 
jedoch zum Teil reformbedürftig, da Selbständigkeit 
und Eigenständigkeit des militärischen Bereiches 
einer bruchlosen Übernahme ziviler dienstrecht- 
licher Regelungen in vieler Hinsicht entgegenstehen. 

Hand in Hand mit der zunehmenden Ausfächerung 
militärisch-technischer Funktionen geht eine Büro- 
kratisierung des militärischen Apparates. Sichtbarer 
Ausdruck dieses Prozesses sind die zahlreichen Vor- 
schriften, Erlasse, Verfügungen und sonstigen An- 
ordnungen, die den militärischen Dienst in der 
Truppe bis in das kleinste Detail hinein regeln. So 


konnte ich bei einem Besuch eines Lufttransport- 
geschwaders feststellen, daß für den Betrieb eines 
Transportflugzeuges allein 250 Vorschriften erlassen 
worden sind. Ein Koch hat 160 Vorschriften zu be- 
achten; der Rechnungs führe r einer Luftwaffenkom- 
panie muß in seinem Geschäftsbereich über 90 ver- 
schiedene Formulare vorrätig halten. Diese Bei- 
spiele, die in ihrer Art für viele stehen, lassen 
erkennen, daß die Flut der Vorschriften kaum noch 
zu überschauen ist und die Soldaten dadurch über- 
fordert werden. Die Vielfalt der zu beachtenden Be- 
stimmungen, der angeschwollene Papierkrieg, der 
rückversichernde Telefonanruf lähmen den Dienst- 
betrieb und mindern die militärische Entscheidungs- 
freude, die auf rasches Handeln angelegt ist. Wenn 
auch immer wieder überprüft werden muß, wie Vor- 
gesetzte und Untergebene von formalen Handlungs- 
anweisungen weitgehend entlastet werden können, 
so prägen doch heute weit stärker als früher auch 
bürokratische Aspekte das Berufsbild des moder- 
nen Soldaten. 

Die auf allen Dienstposten in jeder Hinsicht gestie- 
gene Verantwortlichkeit ist ein weiteres Kennzei- 
chen des modernen Soldaten. Die Ausrüstung der 
Truppenteile und Einheiten mit immer komplizier- 
teren und kostspieligeren Waffensystemen, die weit- 
reichenden Führungsmittel und die ausgedehnte Lo- 
gistik stellen an alle Soldaten immer größer wer- 
dende physische und psychische Anforderungen. 
Dies gilt vor allem für die Gruppe der Unteroffi- 
ziere, die als technische Spezialisten unmittelbar mit 
der Bedienung und Wartung der modernen Waffen 
und Geräte betraut sind. 

Die Kompliziertheit der modernen Waffensysteme 
erschwert eine verständige Kontrolle der War- 
tungs-, Bedienungs- und Instandsetzungsarbeiten 
technischer Spezialisten durch Vorgesetzte militäri- 
sche Dienstgrade. Die Technik verschafft dem ein- 
zelnen Soldaten einen größeren Handlungsspiel- 
raum und weitgehende Entscheidungsfreiheit. Gleich- 
zeitig lastet sie ihm aber auch weit größere Ver- 
antwortlichkeiten auf, da durch die Kompliziertheit 
der Systeme schon der geringste Fehler zum Aus- 
fall des Gerätes oder gar zu völliger Zerstörung füh- 
ren kann. Neben der möglichen Gefährdung von 
Menschenleben erfordern nicht zuletzt die hohen 
Beschaffungskosten erhöhte Sorgfalt und überlegtes 
Handeln des technischen Spezialisten. 

Das Berufsbild des modernen Soldaten wird weiter- 
hin gekennzeichnet durch die in allen modernen 
Armeen zu beobachtende Abnahme der Zahl der 
Kämpfer und eigentlichen Waffenträger im Verhält- 
nis zum Anteil der Soldaten, die Hilfs- und Unter- 
stützungsfunktionen ausüben. In der Bundeswehr ist 
nur ein knappes Drittel aller Soldaten für den 
eigentlichen Kampfeinsatz vorgesehen. Die Aus- 
weitung der Hilfsfunktionen auf Kosten der mili- 
tärischen Kampfaufgaben bringt es mit sich, daß von 
der „Einheit des Soldatentums" nicht mehr in der 
Ausschließlichkeit früherer Zeiten gesprochen wer- 
den kann. Dies liegt auch daran, daß die „Techniker- 
soldaten" und die „Verwaltungsfunktioner" sich ih- 
rem Selbstverständnis nach häufig kaum noch als 
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Soldaten und Kämpfer empfinden, die gegebenen- 
falls mit der Waffe in der Hand dem Gegner gegen- 
überzutreten haben. Bei der Fixierung eines allge- 
meinverbindlichen Berufsbildes des Soldaten muß 
auch dieses Phänomen in Rechnung gestellt werden. 

Die starke Ausweitung spezialisierter Verwendun- 
gen im militärischen Bereich hat dazu geführt, daß 
sich Stellung und Aufgaben des Unteroffiziers ge- 
genüber früher heute völlg gewandelt haben. Wäh- 
rend er früher als Gehilfe des Offiziers lediglich 
Führungsfunktionen im kleintaktischen Rahmen 
wahrnahm, ist der Unteroffizier aus dieser Rolle 
heute herausgewachsen und die Gleichsetzung von 
„Unteroffizier" mit „Unterführer" trifft die militäri- 
sche Wirklichkeit nicht mehr in vollem Umfang. Die 
Unteroffiziere sind heute in der Mehrzahl techni- 
sche und verwaltende Fachkräfte, die oft hochspe- 
zialisierte Funktionen wahrnehmen. Der Begriff 
„Unteroffizier" ist mithin lediglich ein Rahmenbe- 
griff, unter dem verschiedenartige Tätigkeiten auf 
zahlreichen unterschiedlichen Dienstposten zu ver- 
stehen sind. Die Schwierigkeiten bei der Verdeut- 
lichung des Berufsbildes werden etwa daran sicht- 
bar, daß es bisher nicht gelungen ist, sämtliche Ver- 
wendungsmöglichkeiten von Unteroffizieren in ver- 
bindlichen Stellenbeschreibungen zu erfassen und 
diesen eindeutige Bewertungen zuzuordnen. Aus- 
druck der in dieser Hinsicht bestehenden Verlegen- 
heit sind etwa die Zulagen, mit denen versucht 
wird, innerhalb der gleichen Dienstgradgruppe 
unterschiedliche Verwendungen, spezifisSie Quali- 
fikationen und besondere Belastungen mit finan- 
ziellen Mitteln auszugleichen. 

Die Schwierigkeiten, die sich der Fixierung eines 
verbindlichen Berufsbildes für den Soldaten ent- 
gegenstellen, seien am Beispiel des Unteroffiziers 
näher verdeutlicht: 

Um eindeutige Stellenbeschreibungen und mit die- 
sen korrespondierende gültige Dienstpostenbewer- 
tungen zu erzielen, müssen die vielfältigen Tätig- 
keiten, die unter dem Rahmenbegriff „Unteroffizier" 
ausgeübt werden, zunächst in Dienstposten-Grob- 
kategorien eingeteilt werden. Die Kriterien eines 
derartigen Schemas könnten die vier zentralen mili- 
tärischen Tätigkeitsbereiche des Waffendienstes, des 
Betriebsdienstes, des Wartungs- und Instandset- 
zungsdienstes sowie der administrativen Funktio- 
nen bilden. 

Die vielfältigen konkreten Funktionen und Tätig- 
keiten der Unteroffiziere müssen nun in diese vor- 
stehende Grobeinteilung eingeordnet werden. An- 
gesichts der sehr unterschiedlichen Eigenarten der 
einzelnen Aufgaben dürften bereits hier erhebliche 
Schwierigkeiten der Kategorisierung bestehen. Um 
eine gültige Bemessungsgrundlage zu erhalten, 
müßte dann im nächsten Schritt festgestellt werden, 
welchen Wert die Leistung des einzelnen auf sei- 
nem jeweiligen Dienstposten für die Ziele der Ge- 
samtorganisation hat. Erst dann wäre ein Kriterium 
für die oft geforderte leistungsgerechte Entlohnung 
gegeben und die Spannung zwischen Besoldung und 
Leistung aufgelöst. Schließlich müßten auf diesen 
beiden Grundlagen eingehende Stellenbeschreibun- 


gen erfolgen und Auswahlkriterien entwickelt wer- 
den, die zum einen die spezifischen Anforderungen 
für den jeweiligen Dienstposten verdeutlichen und 
zum anderen die jeweils erforderlichen personellen 
Qualifikationen festlegen. 

Diesem Vorhaben stehen jedoch zwei grundsätzliche 
Schwierigkeiten entgegen. Einmal sind jeder dieser 
vorstehend erwähnten Dienstpostengrobkategorien 
mehr oder weniger ausgeprägte Führungs-, Aus- 
bildungs- und Erziehungsfunktionen eigen. Deshalb 
wäre es notwendig, die Wertigkeit dieser übergrei- 
fenden Komponente in jedem einzelnen Fall kon- 
kret festzustellen, um sie dadurch ökonomischen 
Einordnungen zugänglich zu machen. Dieses Fest- 
stellungsverfahren erscheint vor allem aus sach- 
lichen und organisatorischen Gründen schwer durch- 
führbar. Zum anderen wäre eine derartige Einord- 
nung, Bemessung und Bewertung der Ausbildungs- 
und Erziehungsleistung auch deshalb problematisch, 
weil die Streitkräfte im Unterschied zu zivilen 
Dienst- und Arbeitsverhältnissen überwiegend keine 
meßbaren materiellen Produkte erzeugen, sondern 
die abstrakten Güter Frieden und Sicherheit „produ- 
zieren". Frieden und Sicherheit sind aber der Be- 
messung nach ökonomischen Kriterien schwerlich 
zugänglich. 

Derartige Überlegungen zum Berufsbild des Solda- 
ten, wie sie hier am Beispiel des Unteroffiziers mo- 
dellhaft dargestellt wurden, müßten darüber hinaus 
für alle Laufbahn- bzw. Dienstgradgruppen entwor- 
fen werden. 

Bei der Erörterung des Berufsbildes des modernen 
Soldaten muß schließlich auch der zentrale Gesichts- 
punkt Berücksichtigung finden, daß es einen Solda- 
tenberuf im Sinne der lebenslänglichen Zugehörig- 
keit zur einmal erlernten Profession in der Regel 
nicht gibt. Das hat im wesentlichen zwei Gründe: 

In allen modernen Armeen haben die Erfahrungen 
gezeigt, daß technisch ausgebildete Soldaten höch- 
stens 8 bis 12 Jahre optimal verwendet werden kön- 
nen, wobei die reine Ausbildungszeit in der Regel 
ein Drittel der Gesamtverpflichtungszeit beträgt. Bei 
dieser Verwendungsdauer stehen Ausbildungszeit 
und anschließende Fachverwendung in einem öko- 
nomisch günstigen Verhältnis. Der Hauptgrund für 
die Dauer der begrenzten Verwendungsmöglichkeit 
des technischen Soldaten liegt darin, daß das Waf- 
fensystem, an dem er ausgebildet wurde, erfah- 
rungsgemäß nach diesem Zeitraum ausläuft und 
durch ein neues ersetzt wird. Die am alten Waffen- 
system gesammelten Erfahrungen können infolge 
des rapiden technischen Fortschritts am System der 
neuen Generation nur noch mit begrenztem Wert 
genutzt werden und machen einen längeren Um- 
schulungsprozeß notwendig. Aus Rentabilitätsgrün- 
den verbietet sich jedoch in den meisten Fällen eine 
neuerliche Schulung mit daran wieder anschließen- 
der längerer Verpflichtungszeit. Der Soldat hat zwi- 
schenzeitlich einen so hohen Dienstgrad erreicht, 
daß sich seine weitere Verwendung zu sehr ver- 
teuern würde. Deshalb ist es zweckmäßiger, neue 
Zeitsoldaten für neue Waffensysteme heranzubil- 
den. 
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Bei den mit überwiegend kämpferischen Funktio- 
nen betrauten Soldaten begrenzen dagegen physi- 
sche Momente die zeitliche Dauer der Verpflichtung. 
Allzu lange Verpflichtungszeiten würden zu einer 
Überalterung führen; der Soldatenberuf verlangt in- 
des körperlich voll belastbare Männer. 

Daraus ergibt sich für das Berufsbild des Soldaten, 
daß die Erscheinung des lebenslänglichen Berufssol- 
daten eine Ausnahme bleiben muß. In modernen 
Streitkräften stellen Zeitsoldaten mit variablen Ver- 
pflichtungszeiten den größten Anteil des Personal- 
bestandes. An der Personalstärke der Bundeswehr 
haben die Berufsoffiziere einen Anteilswert von 
z. Z. etwa 11 Vo; bei den Unteroffizieren, die das 
Gros der technischen Spezialisten und verwaltenden 
Funktioner stellen, steht rund ein Fünftel im Dienst- 
verhältnis eines Berufssoldaten. 

Das Berufsbild des Soldaten muß daher auf das Fak- 
tum abgestimmt werden, daß die überwiegende 
Mehrheit der Soldaten die Bundeswehr nach einer 
mehr oder weniger langen Verpflichtungszeit wie- 
der verläßt. Der Dienst in den Streitkräften stellt 
für sie keinen Lebensberuf, sondern lediglich ein 
Übergangs- oder Durchgangsstadium in der gesam- 
ten zivilberuflichen Entwicklung dar. Auf diesem 
Sachverhalt beruht die Notwendigkeit, die zivil- 
berufliche Rückgliederung der Soldaten zu gewähr- 
leisten und sicherzustellen, daß sie nicht den An- 
schluß an die Entwicklung in der industriellen Ar- 
beitswelt verlieren. 

Das Bild des Soldaten, sein Beruf und seine Tätig- 
keit begegnen in der Öffentlichkeit allgemeinen 
Orientierungsschwierigkeiten. Diese verbreiteten 
Unsicherheiten im Meinungsbild der Gesellschaft 
sind gleichzeitig Ausdruck dafür, wie differenziert 
und unüberschaubar der Beruf des Soldaten sich in 
der Gegenwart darstellt. Während die Notwendig- 
keit der Streitkräfte zur Erfüllung des Verteidi- 
gungsauftrages allgemein bejaht wird, trifft dies 
beim Soldatenberuf nicht in gleicher Weise zu. Die- 
ser Widerspruch zwischen der Bejahung der Insti- 
tution und der häufig negativen Bewertung ihrer 
Berufs- und Zeitsoldaten, die schließlich die Funk- 
tionsfähigkeit der Bundeswehr erst gewährleisten, 
bedeutet eine zusätzliche Belastung für das Berufs- 
bild des modernen Soldaten. Erschwerend für ein 
nüchternes Verhältnis der Bevölkerung zum Solda- 
tenberuf wirkt sich fernerhin die Tatsache aus, daß 
den Streitkräften seitens der Öffentlichkeit auf man- 
chen Gebieten eine Erziehungsaufgabe angetragen 
wird, die sie weder wahrnehmen können noch wol- 
len. Es kann nicht Aufgabe moderner Streitkräfte 
sein, grundlegende Versäumnisse und Fehler in der 
Erziehung und der Charakterbildung nachzuholen. 

Die in der Bevölkerung vorherrschenden Erwartun- 
gen und Erwartungsbilder setzen den Soldaten zu- 
dem einer permanenten Überforderung aus. Nach 
verbreiteter Ansicht werden an den Soldaten fol- 
gende Forderungen gestellt: 

Er soll versierter Spezialist, heroischer (Einzel-) 
Kämpfer, pädagogisch erfahrener Erzieher, fürsorg- 
licher Vorgesetzter, qualifizierter Ausbilder, über- 


zeugendes Vorbild und darüber hinaus ein allseitig 
gebildeter und interessierter Mann sein, der vom 
Ethos seines Berufes und dessen Anforderungen 
auch auf seine Person und seine Lebensgestaltung 
zutiefst durchdrungen ist. Derartig umfassende Er- 
wartungshaltungen werden an keinen zivilen Beruf 
gestellt. 

Gemessen an den hohen Ansprüchen, die einerseits 
die Gesellschaft an den Soldaten stellt, zeigt sich 
andererseits um so auffälliger der seltsame Zwie- 
spalt, wie wenig die Öffentlichkeit geneigt ist, den 
Soldatenberuf gemäß ihrem Vorstellungsbild durch 
ein angemessenes Sozialprestige zu honorieren. 

Die Streitkräfte haben selbst wenig Mittel und Mög- 
lichkeiten, die häufig anzutreffende gleichgültige 
Haltung der Gesellschaft gegenüber dem. Soldaten 
abzubauen und die in der industriellen Leistungs- 
gesellschaft geringe Attraktivität des Soldaten- 
berufes anzuheben. Die Einstellung der Bevölke- 
rung gegenüber den Soldaten hat Ursachen, die weit- 
gehend außerhalb des Einflußbereiches der Bundes- 
wehr liegen. Es handelt sich hierbei um einen gesell- 
schaftspolitischen Sachverhalt, der nicht nur auf die 
Bundesrepublik beschränkt, sondern in nahezu glei- 
cher Weise in allen demokratischen Industriestaaten 
anzutreffen ist. 

Praktische Aspekte des Berufsbildes 

Diese Überlegungen machen ausreichend deutlich, 
welche Schwierigkeiten sich der Entwicklung und 
Darstellung eines allgemein zutreffenden und ver- 
bindlichen Berufsbildes des Soldaten heute ent- 
gegenstellen. Dem Soldatenberuf wohnt heute nicht 
mehr die widerspruchsfreie Geschlossenheit früherer 
Zeiten inne. Wenn auch eine gültige Kodifizierung 
des Berufsbildes des modernen Soldaten in allen 
Einzelaspekten nur schwerlich möglich erscheint, so 
enthebt dies nicht von der Verpflichtung, zumindest 
in Teilbereichen sachgerechte und praktikable Lö- 
sungen zu entwickeln. 

Die moderne Industriegesellschaft vergibt die sozia- 
len Rangplätze an ihre Mitglieder vornehmlich nach 
dem Prinzip überprüfbarer Leistungen. Damit sind 
Beruf und berufliche Leistungskriterien in der indu- 
striellen Gesellschaft zum wichtigsten sozialen Phä- 
nomen aufgerückt. 

Folgerichtig spielen berufliche Vorstellungen und 
Erwartungen im weitesten Sinne auch beim Ver- 
pflichtungsverhalten der Bewerber für den frei- 
willigen Dienst in der Bundeswehr eine vorherr- 
schende Rolle; sie bilden das zentrale Verpflich- 
tungsmotiv. 

Die Anstrengungen der Bundeswehr müssen sich 
deshalb verstärkt darauf richten, die beruflich orien- 
tierten Pläne und Vorhaben ihrer Zeitsoldaten in 
Rechnung zu stellen und — soweit möglich — auf 
ihre Interessen einzugehen. Auf diesem Gebiet sehe 
ich gegenwärtig die besten Aussichten und Möglich- 
keiten für die Streitkräfte, ihr Personaldefizit auszu- 
gleichen und das nach wie vor bestehende Nach- 
wuchsproblem zu lösen. Ich begrüße es, daß man 
diesen Sachverhalt inzwischen erkannt hat und be- 
strebt ist, in dieser Richtung Fortschritte zu erzielen 
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und entsprechende Lösungsmöglichkeiten zu ent- 
wickeln. 

Wie mir der Bundesminister der Verteidigung mit- 
geteilt hat, konnten bisher knapp 40 000 Soldaten 
auf Zeit während ihrer Wehrdienstzeit eine für ihren 
Zivilberuf nützliche Fachprüfung ablegen. Die fol- 
gende Darstellung gibt Aufschluß über die in den 
Jahren 1960 bis 1969 abgelegten Prüfungen: 


Facharbeiter-, Gesellen- und 

Gehilfenprüfung 9 032 

Meisterprüfung 1 608 

Schweißerpaß 3 391 

Refagrundschein 1 734 

Allgemeines Funksprechzeugnis 1 519 

Sonstige Fachprüfungen 21 602 


Um die von den Soldaten auf Zeit im Truppendienst 
erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten den An- 
forderungen der zivilen Berufsbilder anzupassen, be- 
durfte es in jedem Fall einer Ergänzung durch fach- 
berufliche Maßnahmen des Berufsförderungsdienstes 
der Bundeswehr. Diese Notwendigkeit ergibt sich 
aus dem militärischen Auftrag, der die Streitkräfte 
zwingt, ihre Ausbildung weitgehend auf Waffen- 
systeme und Geräte und nicht — wie in der Wirt- 
schaft — auf einen Beruf auszurichten. Hierbei war 
zur Auswertung der fachlichen Ausbildung und Ver- 
wendung im Truppendienst der Abschluß von bis- 
her 22 Vereinbarungen — vorwiegend im technischen 
Bereich — zwischen dem Bundesminister der Ver- 
teidigung und anderen Ministerien sowie Spitzen- 
organisationen der gewerblichen Wirtschaft erfor- 
derlich. Andere Übereinkünfte dieser Art — - ins- 
besondere für Stabs- und Verwaltungsdienste, für 
die Logistik und den Verkehrsbereich — sind in 
Vorbereitung. 

Hieraus folgt, daß der Bundesminister der Verteidi- 
gung verstärkt Überlegungen anstellen muß, die von 
der gewerblichen Wirtschaft an bestimmte Berufe 
gestellten Anforderungen bei der militärischen Aus- 
bildung und Verwendung zu berücksichtigen, ohne 
jedoch hierdurch die Folgerungen, die sich aus dem 
Auftrag der Streitkräfte für die Ausbildung der Sol- 
daten ergeben, zu vernachlässigen. Wie mir bekannt 
ist, hat die Bundesmarine mit Erfolg begonnen, ihre 
Fachrichtungen so auszubauen, daß diese die Vor- 
aussetzungen entsprechender Zivilberufe erfüllen. 

Dieser Prozeß der Anpassung macht eine ständige 
Beobachtung des Arbeitsmarktes und der Weiter- 
entwicklung der zivilen Berufsbilder seitens der 
Streitkräfte — vor allem durch ständige Kontakte 
mit den Spitzenorganisationen der gewerblichen 
Wirtschaft — erforderlich. Da der Zeitsoldat bei 
seinem Ausscheiden aus den Streitkräften über eine 
Ausbildung verfügen muß, die zu diesem Zeitpunkt 
auf dem Arbeitsmarkt gefragt ist, muß der Berufs- 
mobilität im zivilen Bereich in jeder Hinsicht Rech- 


h Vorwiegend in den Lehrberufen Elektromechaniker/ 
Elektronik, Radio- und Fernsehtechniker, Starkstrom- 
elektriker, Flugzeugmechaniker, Flugtriebwerkmecha- 
niker, Kraftfahrzeugmechaniker, Taucher, Koch und 
Bürokaufmann. 


nung getragen und der Soldat entsprechend beraten 
und ausgebildet werden. Dem Berufsförderungs- 
dienst kommt hierbei eine wesentliche Funktion zu, 
die er nur dann erfüllen kann, wenn er entsprechend 
ausgestattet wird. 

In diesem Zusammenhang sei auf die Lehrlingsaus- 
bildung in der Bundeswehr verwiesen, welche die 
außerhalb der Streitkräfte verbreitete Ansicht wider- 
legt, die technische Ausbildung und Verwendung 
im militärischen Bereich sei zu einseitig und zu spe- 
zialisiert, um auf die entsprechenden zivilen Berufs- 
bilder übertragen werden zu können. Wie ernsthaft, 
wirklichkeitsnah und intensiv die Ausbildung tech- 
nischer Spezialisten in den Streitkräften betrieben 
wird, beweisen u. a. die Erfolgszahlen der von der 
Bundeswehr unterhaltenen Lehrlingswerkstätten, 
deren Absolventen im Durchschnitt über 80 Vo bei 
der Bundeswehr verbleiben. Da diese Lehrlinge ihre 
Prüfungen gemeinsam mit ihren im zivilen Bereich 
ausgebildeten Berufskollegen vor denselben Gre- 
mien der gewerblichen Wirtschaft ablegen, sind hier 
aufschlußreiche Vergleichsmöglichkeiten gegeben. 
So haben im Berichtsjahr 97 Vo der Lehrlinge von 
Bundeswehrlehrlingswerkstätten ihre Prüfung be- 
standen. Diese Erfolgsquote liegt beträchtlich über 
der des zivilen Bereichs. Die von ziviler Seite an- 
erkannte Qualität der Lehrlingsausbildung in der 
Bundeswehr, die nicht etwa als simulierter Lehr- 
betrieb durchgeführt wird, sondern z. B. die an- 
gehenden technischen Spezialisten bei der Instand- 
setzung und Wartung des Gerätes wie in einem 
Zivilunternehmen mit heranzieht, bringt für die 
Streitkräfte einen Stand qualifizierter Fachkräfte 
hervor, die später als Ausbilder und technische 
Funktioner verantwortliche Stellungen einnehmen 
und dort ihr Wissen und Können anderen weiter- 
vermitteln können. 

Anläßlich eines Truppenbesuches in einem Versor- 
gungsbereich der Luftwaffe konnte ich mich davon 
überzeugen, daß die dort in technischen Funktionen 
eingesetzten Soldaten auch mit Arbeiten in Material- 
erhaltungsstufen industriellen Zuschnitts betraut 
sind. Diese Soldaten können mit den modernsten 
Maschinen, Werkzeugen sowie Prüf- und Meß- 
geräten nach neuesten Erkenntnissen arbeiten, wie 
sie in der auf Gewinn angelegten industriellen Pro- 
duktion nicht immer anzutreffen sind. 

Im Zusammenhang mit der Berufsförderung von 
Zeitsoldaten ist das Problem der Sperrfrist des § 18 
der Durchführungsverordnung zu den §§ 4, 5 und 5 a 
des Soldatenversorgungsgesetzes, das in den letzten 
Jahren verschiedentlich Anlaß zu Eingaben an mich 
war, im Berichtsjahr erfreulicherweise gelöst wor- 
den. Die bisherige Regelung hatte in den Fällen zu 
Unbilligkeiten und Härten zu Lasten der betrof- 
fenen Soldaten und ihrer Familien geführt, in denen 
die Termine für die von den Berechtigten erstrebte 
Fachausbildung so ungünstig lagen, daß unnötige 
Zeitverluste die Eingliederung in das zivile Berufs- 
leben zum Teil erheblich verzögerten. 

Auf Grund meiner Einschaltung hat der Bundes- 
minister der Verteidigung bis zur Ergänzung der 
Durchführungsverordnung durch Erlaß angeordnet, 
daß mit der Erfüllung des Anspruchs auf Fachaus- 
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Bildung nach § 5 a SVG bis zu drei Monaten — in 
besonders begründeten Fällen mit Zustimmung der 
Wehrbereichsverwaltung bis zu fünf Monaten — ■ 
früher, als nach der Sperrfrist des § 18 DVO vor- 
gesehen, begonnen werden darf, wenn der gesetz- 
liche Anspruch des Soldaten auf Berufsförderung 
mit Rücksicht auf die im Einzelfall in Betracht kom- 
menden Ausbildungsmöglichkeiten nicht bis zur 
Beendigung des Dienstverhältnisses erfüllt werden 
kann. Diese Neuregelung entspricht dem Rechts- 
gedanken des § 7 Abs. 3 der Durchführungsverord- 
nung und trägt durch die Vermeidung unnötiger 
Härten zur beruflichen Besserstellung der Soldaten 
bei ihrer Wiedereingliederung in das zivile Berufs- 
leben bei. Bei den Überlegungen einer sinnvollen 
Wiedereingliederung der Zeitsoldaten in das zivile 
Erwerbsleben müssen insbesondere jene Schwierig- 
keiten behoben werden, die sich daraus ergeben, 
daß es in kaum nennenswertem Umfang zivilberuf- 
liche Tätigkeiten gibt, die denen des reinen Truppen- 
dienstes entsprechen. Hierbei sei darauf verwiesen, 
daß beim Heer etwa 30 Vo der Soldaten mit rein 
militärischen Grundfunktionen befaßt sind. 

Die berufliche Sicherung der Zeitoffiziere nach ihrem 
Ausscheiden ist nunmehr als Problem erkannt. Es 
haben Überlegungen eingesetzt, auch diesen Per- 
sonenkreis in die Berufsförderung mit einzubezie- 
hen. Ich hoffe, daß auch diese Soldaten, soweit sie 
nach ihrem Ausscheiden aus der Bundeswehr nicht 
studieren wollen, durch fördernde Maßnahmen in 
die Lage versetzt werden, ihre in der Bundeswehr 
erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten in einer 
entsprechenden Position im Wirtschafts- und Sozial- 
leben zu verwerten. 

Ich begrüße es, daß es im Berichtsjahr nach langen 
Bemühungen gelungen ist, das Eingliiederungsgesetz 
zu verabschieden. Dadurch erhalten die ausscheiden- 
den Soldaten auf Zeit nach Ableistung einer Wehr- 
dienstzeit von mindestens zwölf Jahren einen 
Rechtsanspruch auf Verwendung im öffentlichen 
Dienst, die ihren in der Bundeswehr erreichten so- 
zialen Besitzstand wahrt. Auf die Notwencligkeit 
einer derartigen gesetzlichen Regelung habe ich in 
meinem Jahresbericht 1968 hingewiesen. Für mich 
verwertbare Erfahrungen mit diesem Gesetz liegen 
noch nicht vor. Ich werde zu gegebener Zeit hierüber 
berichten. 

Die inzwiischen eingeführte Laufbahn der Offiziere 
des militärfachlichen Dienstes verkörpert einen 
wichtigen Beitrag zur Entwicklung und Ausgestal- 
tung eines modernen soldatischen Berufsbildes und 
führt zu einer wesentlichen Verbesserung der Be- 
rufsaussichten der Unteroffiziere. Diese neue Lauf- 
bahn ist Ausdruck des Leistungsprinzips und trägt 
den besonderen Kenntnissen und Fähigkeiten der 
Spezialisten in technischen und verwaltenden Funk- 
tionen Rechnung. Repräsentative Erfahrungen mit 
diesem Gesetz liegen mir aus dem Berichtsjahr nicht 
vor. 

Personalplanung und -führung der Soldaten auf Zeit 
und Wehrpflichtigen müssen auf deren Wiederein- 
gliederung in den Berufsprozeß nach Beendigung 
der Dienstzeit Rücksicht nehmen, da es wünschens- 
wert ist, daß — soweit militärische Belange nicht 


entgegenstehen — der Soldat auch in den Streit- 
kräften weitgehend ln seinem erlernten oder an- 
gestrebten Zivilberuf verwandt wird. Auf dieses 
Problem der eignungs- und neigungs gerechten Ver- 
wendung habe ich seit Jahren aufmerksam gemacht. 
Diese Frage gewinnt besondere Bedeutung durch 
die starke berufliche Orientierung der Wehrpflich- 
tigen und der Zeitsoldaten, die von den Streitkräf- 
ten hinsichtlich ihrer Verwendung während des 
Wehrdienstes eine bessere Verwertung ihrer zivil- 
beruflichen Vorkenntnisse und Neigungen erwarten. 

Von den zahlreichen Eingaben, die ich im Berichts- 
jahr hierzu erhalten habe, möchte ich ein Beispiel 
herausgreifen. Ein Soldat auf Zeit, der sich für eine 
Dienstzeit von vier Jahren verpflichtet hatte, führte 
bei mir darüber Klage, daß er als vollausgebildeter 
Radio- und Fernsehtechniker nach zweijähriger 
Dienstzeit noch immer nicht seiner Berufsausbildung 
und Neigung entsprechend eingesetzt werde, obwohl 
er in dieser Zeit an einem Lehrgang für Weitver- 
kehrsspezialisten mit gutem Erfolg teilgenommen 
habe. Durch meine Einschaltung erhielt der Soldat, 
der bisher nur mit untergeordneten Aufräumungs- 
und Reinigungsarbeiten beschäftigt worden war, 
nunmehr eine seinem Ausbildungsstand entspre- 
chende Funktion. 

Den Einheitsführern fällt bei den Verwendungen 
fihrer Soldaten eine besondere Verantwortung zu. 
Auf der einen Seite haben sie ein berechtigtes Ei- 
geniinteresse daran, die Soldaten, die sich auf ihrem 
Dienstposten bewähren, in ihrer Verwendung zu 
belassen. Andererseits sind sie verpflichtet, gerade 
diese Soldaten zu fördern und für Lehrgänge, Fach- 
ausbildungen und ihren beruflichen Neigungen ent- 
sprechende Verwendungen freizustellen. Die recht- 
zeitige Auswahl und Ausbildung geeigneten Nach- 
wuchses wäre etwa ein Weg, um beiden Forderun- 
gen gerecht zu werden. 

Weitere Schwierigkeiten bereiten in diesem Zusam- 
menhang die kurzen Verpflichtungszeiten der Frei- 
willigen, die sich zu gut 90 Vo zu einem Dienst von 
nur zwei Jahren bereit erklären. Wenn auch ein ge- 
ringer Teil dieser Soldaten sich weiterverpflichtet, 
so steht die überwältigende Mehrheit aller Zeit- 
soldaten der Truppe nur wenige Monate über die 
gesetzlich vorgeschriebene Wehrdienstzeit hinaus 
zur Verfügung. 

In einer nur zweijährigen Verpflichtungszeit ist eine 
qualifizierte Ausbildung und Verwendung nicht 
möglich. Bereits aus wirtschaftlichen Gründen kön- 
nen die Streitkräfte nicht das Risiko elngehen, einen 
Soldaten unter hohen Kosten zwei Jahre lang quali- 
fiziert auszubilden, der dann möglicherweise die 
Truppe w^ieder verläßt, ohne in seinem Fachgebiet 
nennenswerte Aufgaben übernommen zu haben. Da 
die meisten langfristigen Verpflichtungen durch 
Z 2-Soldaten eingegangen werden, ist es für die 
Streitkräfte schwierig, durch intensive Ausbildung 
und attraktive Verwendung in diesem Zeitraum bei 
den Soldaten das Interesse für eine Weiterverpflich- 
tung zu wecken und zu fördern. 

Die dargelegten Schwierigkeiten dürfen nicht davon 
abhalten, den Berufswünschen der Soldaten bei 
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einer Verpflichtung stärker Rechnung zu tragen. 
Hierzu bieten sich folgende Überlegungen an: 

a) Der freiwillige Bewerber isollte .sich früh darüber 
klar werden, welchen späteren zivilen Beruf er 
anstrebt, und dies seiner personalbeai^beitenden 
Dienststelle mittedlen. Dadurch könnte erreicht 
werden, Ausbildung und anschließende Verwen- 
dungen im Interesse der Streitkräfte und des be- 
treffenden Zeitsoldaten in ©in ökonomisches Ver- 
hältnis zueinander zu bringen. 

b) Die militärische Ausbildung sollte sich — soweit 
wie möglich — an zivilen Berufsbildern orien- 
tieren, damit der Soldat beim Ausscheiden aus 
den Streitkräften die hier erworbenen Kennt- 
nisse, Fähigkeiten und abgelegten Prüfungen in 
der zivilberuflicben Arbeitswelt verwenden 
kann. Die nahtlose Überführung in zivilberuf- 
liche Dienst- und Arb eits Verhältnisse erfordert 
darüber hinaus seitens der Bundeswehr eine ein- 
gehende Beoibachtung des sich verändernden 
Arbeitsmarktes sowie der sich hieran orientie- 
renden Berufsbilder. 

c) Darüber hinaus sollten die Dienstleistungszeug- 
niisse der Bundeswehr neben der charakterlichen 
Beurteilung Angaben über Fähigkeiten, Leistun- 
gen und Verwendungen des betreffenden Sol- 
daten enthalten, damit dieser bei seiner beruf- 
lichen Wiedereingliederung gegebenenfalls hier- 
auf zurückgreifen kann. In diesem Zusammen- 
hang weise ich darauf hin, daß etwa in Dänemark 
qualifizierten Soldaten derartig spezifizierte 
Dienstleistungszeugnisse erteilt und diese von 
den zivilen Arbeitgebern gefordert und aner- 
kannt werden.. Hierdurch könnte auch eine Teil- 
anerkennung der in der Bundeswehr abgelegten 
Prüfungen für den Zielberuf durch die zuständi- 
gen zivilen Gremien erreicht werden. 

Die Umsetzung der vorstehenden Überlegungen in 
die Praxis wird noch eine Fülle von Fragen auf- 
werfen, die weiterer auch theoretischer Durchdrin- 
gung bedürfen. Bei der Vielfalt und Schwierigkeit 
der für das Berufsbild des Soldaten noch anzustel- 
lenden Überlegungen wäre zu erwägen, ob nicht 
eine parlamentarische Enquetekommission sich die- 
ses vielschichtigen Fragenkreises annehmen sollte. 
Nach meinen Vorstellungen kann eine Durchdrin- 
gung der zahlreichen Einzelfragen auf diesem Ge- 
biet nicht allein durch die zuständigen Ressorts der 
Bundesregierung erfolgen; sie muß vielmehr auf 
der Grundlage einer breiten institutioneilen Basis 
vorgenommen werden. 

Fragen des Besoldungsrechts 
und seiner Nebengebiete 

Zulage für Offiziere im Sanitätsdienst der Streitkräfte 

In meinen Jahresberichten 1967 und 1968 habe ich 
auf die mangelnde sanitätsärztliche Versorgung in 
den Streitkräften hingewiesen, die entscheidend dar- 
auf zurückzuführen ist, daß für diesen Dienst nicht 
genügend Sanitätsoffiziere zur Verfügung stehen. 
Ich hatte angeregt, zur Behebung dieses Mangels 
entsprechende besoldungs- und laufbahnrechtliche 
Maßnahmen zu ergreifen. 


Im Berichtsjahr hat der Bundesminister der Verteidi- 
gung im Einvernehmen mit den Bundesministern des 
Innern und der Finanzen den Berufsoffizieren des 
Sanitätsdienstes und den Medizinalbeamten der 
Bundeswehr eine widerrufliche nichtruhegehalt- 
fähige Zulage auf der Rechtsgrundlage des § 22 b 
des Bundesbesoldungsgesetzes gewährt, um hier- 
durch besondere, bei der Bewertung des Amtes nicht 
berücksichtigte und nach Zeit und Umfang unter- 
schiedliche Erschwernisse abzugelten. 

Die Offiziere auf Zeit des Sanitätsdienstes sind von 
dieser Zulage ausgenommen. Dies führt, wie ich aus 
einer Reihe von Eingaben entnehmen konnte, zu 
einer verständlichen Verärgerung, da die Sanitäts- 
offiziere auf Zeit den gleichen verantwortungsvollen 
Dienst wie die Berufssanitätsoffiziere zu leisten ha- 
ben und auch den gleichen Belastungen ausgesetzt 
sind. 

Im Hinblick auf den verfassungsrechtlichen Grund- 
satz der Gleichbehandlung sollte diese Regelung 
überprüft werden. Wenn beabsichtigt ist, damit die 
Bereitschaft der Sanitätsoffiziere auf Zeit zur Über- 
nahme in das Dienstverhältnis eines Berufssanitäts- 
offiziers zu fördern, so ist ■ — wie ich zahlreichen 
Eingaben entnehmen kann — dieser Absicht kein 
Erfolg beschieden. Soldaten, die sich durch den 
Dienstherrn ungerecht behandelt fühlen, werden — 
wie sie mir mitgeteilt haben — sich nur ungern 
wegen eines relativ geringfügigen finanziellen An- 
reizes zu einem Dienstverhältnis auf Lebenszeit ent- 
schließen. 

Änderung der Trennungsgeidverordnung; 

Wegfall der Miet- und Heizkostenzuschüsse 

In meinem Jahresbericht 1968 habe ich auf die er- 
hebliche Unruhe unter den Soldaten aufmerksam 
gemacht, die dadurch entstanden ist, daß infolge der 
Änderung der Trennungsgeldverordnung einer gro- 
ßen Anzahl von Soldaten Fahrkosten- und Verpfle- 
gungszuschüsse nicht mehr gezahlt werden konnten. 
Die Eingaben zu diesem Problem haben auch im 
Berichtsjahr nicht abgenommen. Der Bundesminister 
der Verteidigung hat mir hierzu mitgeteilt, daß nach 
dem Ergebnis bisheriger Ressortbesprechungen die 
frühere Rechtslage nicht wiederhergestellt werden 
könne, da die geltende Fassung der Trennungsgeld- 
verordnung auf einer ausdrücklichen Forderung des 
Bundestages beruhe. 

Die im Jahresbericht 1968 getroffene Feststellung, 
daß in vielen Fällen die Besoldungsverbesserungen 
die gleichzeitigen Mietsteigerungen, insbesondere 
bei Bundesdarlehenswohnungen, nicht haben auf- 
fangen können, hat auch für das Berichtsjahr Gel- 
tung. Die Bestrebungen des Bundesministers der 
Verteidigung, durch Gewährung von Wohnungszu- 
schüssen über die in den Richtlinien vom 22. April 
1968 getroffene Regelung hinaus die zumutbare 
Mietbelastung der Bundeswehrangehörigen auf be- 
stimmte Prozentsätze der Dienstbezüge zu beschrän- 
ken, hat noch nicht die erforderliche Zustimmung 
der beteiligten Biindesressorts gefunden. 

Um die besonderen Belastungen aufzufangen, die 
sich für den Soldaten und seine Familie infolge 
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häufiger Versetzungen ergeben, hat es sich als not- 
wendig erwiesen, ihn finanziell in den Stand zu 
setzen, auch auf dem freien Wohnungsmarkt eine 
Wohnung mieten zu können. Wie mir bekannt ist, 
stellt der Bundesminister der Verteidigung entspre- 
chende Überlegungen an. Wegen der bisher unbe- 
friedigenden Lösung dieses Problems ist zu hoffen, 
daß diesen Bemühungen der Erfolg nicht versagt 
bleiben wird. 

Technikerzulage 

Seit dem 1. April 1966 erhalten die in technischer 
Verwendung besonders beanspruchten Soldaten der 
Strahlflugzeugverbände und -schulen eine steuer- 
pflichtige Zulage, die je nach Tätigkeit zwischen 
30 DM und 80 DM beträgt. Von der Zahlung dieser 
Zulage sind indes jene Soldaten ausgenommen, die 
in den Instandsetzungsgruppen der Luftwaffenver- 
sorgungsbereiche gleichfalls in technischer Verwen- 
dung am Waffensystem F 104 G tätig sind. Als 
Begründung für diese unterschiedliche Regelung 
wurde angeführt, daß das technische Personal in 
Strahlflugzeugverbänden und -schulen unmittelbar 
am Waffensystem arbeite und unter erheblichem 
Zeitdruck stehe. Beim technischen Personal der In- 
standsetzungsgruppen der Luftwaffenversorgungs- 
bereiche sei dies jedoch nicht der Fall. 

Durch Truppenbesuche bei einem fliegenden Ver- 
band und einem Luftwaffenversorgungsbereich 
konnte ich feststellen, daß die Techniker in Luft- 
waffenversorgungsbereichen durch ihre Instandset- 
zungsarbeiten am Waffensystem F 104 G in minde- 
stens dem gleichen Umfang beansprucht werden wie 
ihre Kameraden in den fliegenden Verbänden. 

Ich habe deshalb dem Bundesminister der Verteidi- 
gung im Berichtsjahr erneut vorgeschlagen, auch den 
betreffenden Soldaten in Luftwaffenversorgungs- 
bereichen diese Zulage zukommen zu lassen. Nach 
seiner Auskunft prüft er meine Anregung. Zu gege- 
bener Zeit werde ich den Bundestag durch einen 
Einzelbericht über das Ergebnis meiner Bemühungen 
unterrichten. 

Ausdehnung des Versorgungsschutzes auf Soldaten im 
Bereitschaftsdienst 

In einem weiteren Einzelbericht an den Bundestag 
habe ich den nicht immer ausreichenden Versor- 
gungsschutz für Soldaten im Bereitschaftsdienst ge- 
mäß § 81 des Soldatenversorgungsgesetzes (Wehr- 
dienstbeschädigung) an folgendem Fall dargestellt: 

Für die Soldaten einer Einheit war für die 
Dauer einer Woche Alarmbereitschaft angeord- 
net. Die Soldaten der Bereitschaft hatten am 
allgemeinen Kompaniedienst teilzunehmen und 
durften nach dessen Beendigung den Kompanie- 
bereich bis 22.00 Uhr verlassen. Die Erlaubnis 
erstreckte sich jedoch nur auf einen örtlich be- 
grenzten Bereich außerhalb der Kaserne. Den 
Angehörigen der Alarmbereitschaft war außer- 
dem durch Befehl verboten, Zivilkleidung zu 
tragen, Privathäuser aufzusuchen und Alkohol 
zu sich zu nehmen. Beim Verlassen der Kaserne 
hatten sie sich unter Angabe des beabsichtigten 


Aufenthaltsortes beim UvD abzumelden; bei 
Rückkehr in die Kaserne mußten sie sich zurück- 
melden. 

Ein Soldat der Alarmbereitschaft wurde nach 
dem Besuch einer Gastwirtschaft auf dem Rück- 
weg zur Kaserne ohne sein Verschulden von 
einem privaten Personenkraftwagen angefahren 
und so schwer verletzt, daß sein linker Arm 
amputiert werden mußte. 

Die Unfallfolgen wurden im Verwaltungsstreit- 
verfahren, das bis zur letzten Instanz ausge- 
schöpft wurde, nicht als Wehrdienstbeschädi- 
gung anerkannt, da auch das Bundesverwal- 
tungsgericht den Bereitschaftsdienst nicht als 
Dienst, sondern nur als Bereitschaft zum Dienst 
wertete. Die Tatsache, daß der Soldat während 
der Bereitschaft den oben erwähnten Beschrän- 
kungen unterworfen war, wurde vom Bundes- 
verwaltungsgericht nicht als erheblich ange- 
sehen. 

Ich habe gegenüber dem Bundestag die Auffassung 
vertreten, daß diese Rechtsprechung des Bundes- 
verwaltungsgerichts deshalb zu Bedenken Anlaß 
gibt, weil sie meiner Auffassung nach von einer 
unrichtigen Bewertung des Bereitschaftsdienstes 
ausgeht und deshalb den Versorgungsschutz des 
Soldaten erheblich beschneidet. Deshalb habe ich 
eine Ergänzung des § 81 SVG mit dem Ziel angeregt, 
auch den Bereitschaftsdienst grundsätzlich unter den 
Schutz dieser Bestimmung zu stellen. 

Begrenzung der Ansprüche aus einer Wehrdienstbeschädi- 
gung 

In einer Eingabe wurde mir folgender Fall vorge- 
tragen: 

An einem nebligen Morgen reinigten vor den 
Kraftfahrzeughallen Soldaten einer Einheit im 
Kasernenbereich Geräte. Ein vom Heimaturlaub 
zurückkehrender Soldat fuhr mit seinem Privat- 
kraftwagen in diese Gruppe hinein und ver- 
letzte zwei Soldaten schwer. 

Die beiden verletzten Soldaten beklagten sich 
bei mir darüber, daß sie nach § 91 a des Solda- 
tenversorgungsgesetzes keine weitergehenden 
Leistungen — wie z. B. Schmerzensgeld — als 
nach dem Soldatenversorgungsgesetz begründet 
gegen den Schädiger geltend machen könnten, 
weil die Voraussetzungen einer vorsätzlichen 
unerlaubten Handlung in diesem Falle nicht ge- 
geben seien. 

Die Vorschrift des § 91 a des Soldatenversorgungs- 
gesetzes, die geschaffen wurde, um der gefahren- 
geneigten Tätigkeit des Soldaten im Hinblick auf 
seine Inanspruchnahme im Wege des Regresses Rech- 
nung zu tragen, bewirkt, daß auch bei grobfahrlässi- 
gem Verhalten gegen den Soldaten als Schädiger 
weitergehende Ansprüche — wie z. B. Schmerzens- 
geld — nicht geltend gemacht werden können, da 
die Haftung des schädigenden Soldaten durch § 91 a 
auf Vorsatz beschränkt ist. Dieser überstarke Schutz 
des Schädigers durch seine Haftungsbeschränkung 
auf reinen Vorsatz kann sich auf der anderen Seite 
für den geschädigten Soldaten belastend auswirken. 
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da ihm weitergehende Ansprüche von Gesetzes we- 
gen versagt sind. 

Vergleichend sei darauf hingewiesen, daß bei ge- 
fahrengeneigter Tätigkeit im Arbeitsrecht nur leich- 
teste Fahrlässigkeit zum Haftungsausschluß in der 
Person des Schädigers führt. 

Nach meinem Dafürhalten wäre deshalb aus Gründen 
der Billigkeit zu erwägen, den schädigenden Solda- 
ten nicht nur für Vorsatz, sondern auch für grobe 
Fahrlässigkeit haften zu lassen. Eine zusätzliche 
erzieherische Wirkung dieser Haftungsausdehnung 
wäre nicht zu verkennen. 

Verdienstausfallentschädigung 

Bei der Ableistung von Wehrübungen können Wehr- 
pflichtige Ansprüche auf Zahlung einer Verdienst- 
ausfallentschädigung geltend machen. Die Höhe rich- 
tet sich im Falle der Einkommensteuerpflicht nach 
dem mit dem letzten Einkommensteuerbescheid nadi- 
gewiesenen Jahreseinkommen. 

Die gesetzliche Regelung wirkt sich z. T. deshalb 
nachteilig aus, weil viele der betroffenen Wehrpflich- 
tigen nur verhältnismäßig kurze Zeit eine einkom- 
mensteuerpflichtige Tätigkeit vor der Einberufung zu 
Wehrübungen ausgeübt haben und deshalb noch 
keinen Einkommensteuerbescheid vorlegen können. 
In anderen Fällen, in denen Wehrpflichtige eine ein- 
kommensteuerpflichtige Tätigkeit bereits über einen 
längeren Zeitraum vor der Ableistung einer Wehr- 
übung ausgeübt haben, können diese bei ihrer Ein- 
berufung nur einen Einkommensteuerbescheid vor- 
legen, der bis zu zwei Jahren vor der Einberufung 
ergangen ist. Für erzielte höhere Einkünfte unmittel- 
bar vor der Einberufung kann der gesetzlich gefor- 
derte Nachweis durch Vorlage eines Einkommen- 
steuerbescheides mithin nicht erbracht werden. 

In beiden Fällen treten Nachteile für die Wehrüben- 
den auf, weil entweder für die Bemessung der Ver- 
dienstausfallentschädigung nur der gesetzliche Min- 
destsatz berücksichtigt oder ein erheblich niedri- 
gerer, dem realen Einkommen nicht entsprechender 
Verdienst als Berechnungsgrundlage für die Zahlung 
der Verdienstausfallentschädigung zugrunde gelegt 
wird. 

Ich rege deshalb eine Vereinfachung des Nachweis- 
verfahrens an, die den Wehrpflichtigen in den Stand 
setzt, die Höhe seines tatsächlichen Verdienstausfal- 
les gegenüber der für die Zahlung der Entschädigung 
zuständigen Stelle nachzuweisen. 

Durch die Änderung des Wehrsoldgesetzes zum 
1, Juni 1969 ist die Zahlung des Ubungsgeldes fort- 
gefallen; statt dessen erhält der Wehrübende eine 
Verdienstausfallentschädigung gemäß § 13 USG. 
Während das Übungsgeld früher in der Truppe, und 
zwar noch innerhalb des Übungszeitraumes, durch 
den Rechnungsführer an die Wehrübenden ausge- 
zahlt wurde, fällt die Zahlung der Verdienstausfall- 
entschädigung nunmehr in die Zuständigkeit der 
Kommunalbehörden. 

Mag die Truppe auch durch diese Neuregelung von 
Verwaltungsaufgaben entlastet sein, so wird jedoch 
häufig darüber Klage geführt, daß die Wehrübenden 


und ihre Familien oft lange Zeit auf die Auszahlung 
der Verdienstausfallentschädigung warten müssen. 
Da diese Entschädigung vornehmlich dem Unterhalt 
der Familie des Wehrpflichtigen während der Dauer 
seiner Übung dienen soll, muß die Zahlung so recht- 
zeitig erfolgen, daß der Familie eines Wehrübenden 
keine sozialen Härten entstehen. Ich rege deshalb 
an, zunächst die Zahlung von Abschlägen in größe- 
rem Ausmaß in Erwägung zu ziehen. 

Darüber hinaus verweise ich auf die psychologisch 
nachteiligen Auswirkungen, die sich aus der gegen- 
wärtig langwierigen Zahlungsweise ergeben. Der 
Mentalität der heutigen Jugend entspricht auch die 
umgehende finanzielle Anerkennung erbrachter Lei- 
stungen. 

Fürsorge und Betreuung 

Die Organisation der Fürsorge des Bundesministers 
der Verteidigung zeichnet sich durch eine weit- 
gehende Zersplitterung aus. Soweit das Ministerium 
seinen gesetzlichen Fürsorgeaufgaben selbst nach- 
kommt, werden diese von verschiedenen Fachabtei- 
lungen des Hauses bzw. der nachgeordneten Ver- 
waltungsbehörden wahrgenommen. Die Erholungs- 
fürsorge ist im Bundeswehrsozialwerk e. V. privat- 
rechtlich organisiert und mithin auf Mitgliedsbei- 
träge angewiesen. Nach meinen Feststellungen ist 
diese dezentralisierte Organisation des Fürsorge- 
wesens der Bundeswehr nicht leistungsfähig genug, 
um — im Vergleich zu den Fürsorgeeinrichtungen 
anderer personalintensiver Bundesbehörden wie 
etwa Bundesbahn und Bundespost — den gesetz- 
lichen Anspruch der im Verteidigungsbereich tätigen 
Staatsdiener angemessen zu erfüllen. Bei dieser 
Sachlage rege ich die Zentralisierung des Fürsorge- 
wesens als eines eigenen Dienstzweiges auch im 
Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidi- 
gung an. Hierbei sollte u. a. erwogen werden, ob in 
diesem zentralisierten Fürsorgebereich nicht auch 
— • soweit ein Anspruch auf freie Heilfürsorge nicht 
vorliegt — ein einkommens- und familiengerechter, 
leistungsfähiger Krankenversicherungsschutz einbe- 
zogen werden könnte. 

Überforderung der Soldaten 

Ein Problem, das mich seit Jahren in starkem Maße 
beschäftigt, ist die Überlastung der Soldaten durch 
außergewöhnliche Anforderungen. Nach meinen Er- 
kenntnissen sind hiervon insbesondere Soldaten der 
fliegenden Verbände und der Raketeneinheiten be- 
troffen. Auf die sich hieraus ergebenden nachteiligen 
Auswirkungen habe ich in meinen Jahresberichten 
1966, 1967 und 1968 eindringlich hingewiesen. Die 
von mir empfohlene Zuführung weiteren Personals 
war bisher nicht in ausreichendem Maße möglich. 

Anläßlich meines Besuches bei einem Lufttransport- 
geschwader trug mir der Kommodore vor, daß unter 
Zugrundelegung der gültigen STAN ein Organisa- 
tions- und Stellenplan aufgestellt sei, der ein Fehl 
von etwa 250 Stellen für Soldaten ausweise. Trotz 
dieser erheblichen Unterbesetzung müsse der befoh- 
lene Dienst uneingeschränkt aufrechterhalten wer- 
den. Dies führe zu einer ständigen körperlichen und 
seelischen Überforderung der Soldaten. Wenn auch 


36 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/453 


mit Hilfe eines sorgfältig aufgestellten Dienstplanes 
alles versucht werde, der Überbelastung zu begeg- 
nen, hätten dennoch die Offiziere des Verbandes 
monatlich im Durchschnitt 466 Stunden, die Unter- 
offiziere 345 Stunden und die Mannschaften 429 
Stunden Dienst zu leisten. 

Die Überbelastung ist nicht allein darin begründet, 
daß die dienstlichen Anforderungen zu hoch liegen, 
sie beruht zu einem großen Teil auch darauf, daß 
Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften regel- 
mäßig zu laufbahnfördernden Lehrgängen komman- 
diert werden müssen, die in Einzelfällen bis zu 
einem halben Jahr dauern, ohne daß gleichwertiger 
Ersatz gestellt werden kann. Hier ist dringend Ab- 
hilfe geboten, etwa durch eine großzügigere Aus- 
gestaltung des „Schüleretats". 

Versetzungen 

Versetzungsprobleme haben mich auch im Berichts- 
jahr beschäftigt. Ich verkenne nicht, daß zur Dienst- 
pflicht eines Soldaten seine Bereitschaft gehört, sich 
aus dienstlichen Gründen an einen anderen Stand- 
ort versetzen zu lassen. Gleichwohl sollten die per- 
sonalbearbeitenden Dienststellen in jedem Fall in 
enger Zusammenarbeit mit den Einheitsführern die 
dienstlichen Notwendigkeiten mit den persönlichen 
Belangen des Soldaten abwägen. Jede Versetzung 
trennt — wenn auch nur vorübergehend — den Sol- 
daten von seiner Familie, die von Verfassungs 
wegen unter dem besonderen Schutz des Staates 
steht. Es ist deshalb auch ein Akt der Fürsorge, daß 
Soldaten nur in begründeten Fällen versetzt werden 
sollten. Die bloße, im einzelnen nicht belegte — auch 
mir wiederholt gegebene — Begründung, die Ver- 
setzung sei dienstlich notwendig, läßt nicht erkennen, 
ob eine solche Abwägung tatsächlich vorgenommen 
wurde. Geplante und ausgesprochene Versetzungen 
sollten den betroffenen Soldaten rechtzeitig bekannt- 
gegeben werden, damit sie sich mit ihrer Familie auf 
die Ortsveränderung einrichten können. Als Beispiel 
hierfür, wie nicht verfahren werden sollte, möge der 
folgende Fall dienen: 

Einer Einheit wurde die Pflichtabgabe eines 
Militärkraftfahrlehrers auferlegt. Diese wählte 
einen Unteroffizier aus, der die geforderten 
Voraussetzungen erfüllte, unterrichtete ihn je- 
doch von der bevorstehenden Versetzung erst 
kurz vor ihrem Wirksamwerden. Der Unter- 
offizier, der wenige Monate zuvor geheiratet 
und sich mit erheblichen Kosten eine Wohnung 
eingerichtet hatte, empfand dies als unzumut- 
bare Härte. Hinzu kam, daß der Arbeitgeber der 
Ehefrau die nicht fristgerechte Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses infolge Personalmangels 
nicht annahm. 

Bei meinem Überprüfungsverfahren stellte ich 
fest, daß die Truppe den Unteroffizier im Okto- 
ber 1968 namentlich zur Pflichtabgabe gemeldet, 
diesen jedoch erst Mitte März von der zum 
1. Mai 1969 verfügten Versetzung unterrichtet 
hatte. 

In Übereinstimmung mit dem von mir um Über- 
prüfung gebetenen Kommandierenden General 
bin ich der Auffassung, daß diese verspätete 


Benachrichtigung von der geplanten Versetzung 
einen Verstoß gegen die Grundsätze der 
Inneren Führung darstellt, da sie den Soldaten 
mit vermeidbaren Schwierigkeiten und Härten 
belastet. 

Die Versetzung des Soldaten wurde daraufhin 
rückgängig gemacht. 

Ich hoffe, daß Personalmaßnahmen einschneidender 
Bedeutung von der Personalplanung und -führung 
rechtzeitig in die Wege geleitet werden, damit sich 
die betroffenen Soldaten mit ihren Familien recht- 
zeitig darauf einstellen können. 

Unterkunftsverhältnisse 

Auf Grund meiner Beanstandungen im Jahresbericht 
1968 hat mir der Bundesminister der Verteidigung 
davon Kenntnis gegeben, daß die Mindestzeiten für 
Renovierungen in Kasernenanlagen nicht mehr starr 
auf 8 Jahre festgesetzt, sondern entsprechend der 
Belegung der Unterkünfte auf kürzere Zeiträume 
zurückgeführt würden. Damit ist der Bundesminister 
der Verteidigung einer Anregung meines letzten 
Jahresberichts nachgekommen. Ich hoffe, daß auch 
durch diese Maßnahme die Unterkünfte, Aufenthalts- 
räume und sonstigen sanitären Einrichtungen für die 
Soldaten wohnlicher, sauberer und gepflegter ge- 
staltet werden können. 

Gleichwohl haben mich auch im Berichtsjahr zahl- 
reiche Eingaben erreicht, in denen Klage über unzu- 
reichende Unterkünfte geführt wird. Im Zusammen- 
wirken mit den zuständigen Wehrbereichsverwal- 
tungen habe ich in der Mehrzahl der Fälle eine 
Behebung der Mängel erreichen können. 

Verschiedentlich habe ich jedoch feststellen müssen, 
daß die zuständigen Verwaltungsbehörden die ihr 
von der Truppe übersandten Schadensmeldungen 
nicht schnell genug bearbeitet haben, wie der fol- 
gende Fall zeigt: 

In einer Eingabe wurde ich über die unzurei- 
chenden Unterkünfte eines Raketenartillerie- 
bataillons unterrichtet. Der Einsender trug 
vor, daß sein Bataillon in Holzbaracken unter- 
gebracht sei, die 1958/59 in Fertigbauweise er- 
richtet worden seien. Diese ständen auf feuch- 
tem Grund und faulten daher. Deshalb sei der 
Zustand der Wasch- und Duschräume sowie der 
Toiletten nicht mehr tragbar. Zudem sei die 
Unterkunft mit Soldaten weit überbelegt. 

Nach meinen Feststellungen hatte die Truppe 
wiederholt auf die Mängel hingewiesen und 
deren unverzügliche Behebung gefordert. Den- 
noch wurde von den zuständigen Behörden 
nichts unternommen. Auf meine Einschaltung 
hin ist jetzt beabsichtigt, die gröbsten Schäden 
beheben zu lassen und die Wasch- und 
Toilettenanlagen in einem Massivgebäude unter- 
zubringen. 

Die Standortverwaltung wurde vom zuständigen 
Präsidenten der Wehrbereichsverwaltung auf 
die sorgfältigere Bearbeitung von Schadens- 
meldungen hingewiesen. 

Ich bin der Auffassung, daß mit der Zuweisung der 
endgültigen Standorte an die Einheiten und Ver- 
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bände die Streitkräfte auch das Problem der Bereit- 
stellung geeigneter Unterkünfte und deren Instand- 
haltung befriedigend gelöst werden wird. 

Soldatenheime 

In meinen früheren Jahresberichten habe ich die 
Bedeutung der Soldatenheime hervorgehoben. Durch 
diese Einrichtungen wird zum einen der außer- 
dienstliche Kontakt der Soldaten durch die Pflege 
geselligen und kameradschaftlichen Beisammenseins 
verstärkt und zum anderen die Verbindung mit der 
Bevölkerung des Standortes gepflegt. Der Bundes- 
rechnungshof hält wegen des häufig festzustellen- 
den mangelnden Interesses die Errichtung weiterer 
derartiger Heime nicht für vertretbar, zumal die an- 
gestrebten Zwecke dieser Heime als Stätten der 
Begegnung in vielen Fällen nicht erreicht worden 
seien. 

Dieser Beurteilung vermag ich mich nicht anzu- 
schließen; zahlreidie Eingaben und Gespräche mit 
Soldaten bei Truppenbesuchen haben mir bestätigt, 
daß die Soldaten — besonders in Einödstandorten ■ — 
ein Interesse an derartigen Gemeinschaftseinrich- 
tungen haben. Dies gilt insbesondere dann, wenn 
diese Heime so eingerichtet sind und geführt wer- 
den, daß sie für die jungen Soldaten anziehend sind 
und einen Besuch lohnen. 

Errichtung und Betrieb dieser Soldatenheime können 
nicht allein unter dem Gesichtspunkt der Rentabili- 
tät betrachtet werden, vielmehr muß die ideelle Be- 
deutung der Soldatenheime als Stätten der Begeg- 
nung im Vordergrund stehen. Deshalb sind größere 
Ausgaben hierfür auch dann nicht als Fehlplanung 
anzusehen, wenn diese Heime nicht dn dem Maße 
besucht werden, wie dies bei einem auf Gewinn 
ausgerichteten Unternehmen erforderlich wäre. 

Auf meine Veranlassung hin hat sich der Bundes- 
minister der Finanzen damit einverstanden erklärt, 
daß alle Soldatenheime, mit deren Bau bereits be- 
gonnen ist, fertiggestellt werden. Weiter hat er zu- 
gestimmt, auch den Bau jener Heime nicht zu ver- 
zögern, für die mit den Trägerverbänden Darlehens- 
verträge geschlossen worden seien, die Verbände 
bereits Leistungen erbracht hätten, eine Erfüllung 
der Verträge aus rechtlichen Gründen unabweisbar 
und ein anderes Verhalten unwirtschaftlich sei. 

Ich begrüße diese Maßnahmen des Bundesministers 
der Finanzen und hoffe, daß der Bundesrechnungs- 
hof bei der vorgesehenen Überprüfung der Soldaten- 
heime deren Notwendigkeit für das außerdienst- 
liche Gemeinschaftsleben der Soldaten nicht grund- 
sätzlich in Frage stellen wird. 

Kantinenwesen 

Auch im Berichtsjahr war die überhöhte Preisge- 
staltung in den Kantinen Gegenstand vieler Ein- 
gaben, in denen darüber Klage geführt wurde, daß 
die Kantinenpächter — vielfach unter Ausnutzung 
einer gewissen Monopolstellung — ungerechtfertigte 
Preise fordern. Bereits in meinem Jahresbericht 1967 
habe ich auf diesen Übelstand aufmerksam gemacht 
und in Übereinstimmung mit dem Deutschen Bun- 


deswehrverband e. V. eine Neuordnung des Kan- 
tinenwesens angeregt. 

Wenn bei der Einrichtung des derzeitigen Kantinen- 
systems mittelstandspolitische Erwägungen im Vor- 
dergrund gestanden haben, so darf dies nicht zu 
Lasten der Soldaten gehen. Ich wiederhole deshalb 
meine Anregung, ein modernes Kantinensystem zu 
schaffen, das mit zentralen Einkaufsmöglichkeiten 
eine günstige Preisgestaltung — und zwar auch im 
Vergleich zum freien Handel — anbieten kann und 
den Soldaten außerdem bei Manövern und Übungen 
im Rahmen des Möglichen zur Verfügung steht. 

Uniformen 

Zur Uniformfrage erhielt ich im Berichtsjahr zahl- 
reiche Eingaben von Soldaten aller Teilstreitkräfte. 
Sie beanstandeten Qualität und Schnitt der Uniform 
und regten insbesondere die Einführung einer Som- 
meruniform an. Bei Truppenbesuchen konnte ich 
mich wieder einmal von der Berechtigung dieser An- 
liegen überzeugen. 

Auf einige dieser Mängel möchte ich hinweisen. Die 
Stoffqualität von Rock und Tuchhose bei Heer und 
Luftwaffe sowie des blauen Hemdes bei der Ma- 
rine hat sich in der heißen Jahreszeit und bei Nässe- 
einwirkung als unzureichend erwiesen. Die vorge- 
schriebene Trageweise der Tuchhose beim Großen 
Dienstanzug entspricht nicht deren Schnitt. Ein kor- 
rekter Sitz der Hose auf den Kampfstiefeln ist nur 
mit einem „Einweckgummiring'' zu erreichen. Für 
die Ausbildung am Gerät und den technischen Dienst 
sind die dienstlich ausgegebenen Wollhandschuhe 
äußerst unzweckmäßig, da sie in kurzer Zeit ver- 
schleißen. Weiterhin hat sich der zu weite Schnitt 
der olivfarbenen Arbeitshose als hinderlich im 
täglichen Dienst herausgestellt. Auch der Sport- 
anzug läßt in vieler Hinsicht zu wünschen übrig; 
die Sportschuhe sind zu schwer und zu steif, Sport- 
hose und Trainingsanzug sind zu weit geschnitten, 
letzterer ist darüber hinaus aus nicht formbestän- 
digem Material gearbeitet. 

über die vorgeschriebenen Anzugsarten hinaus be- 
stimmt eine Vielzahl von Anzugskombinationen vor- 
nehmlich im Inneren Dienst das Erscheinungsbild 
der Einheiten und Verbände der Bundeswehr. Ich 
verkenne nicht, daß aus haushaltsmäßigen Erwä- 
gungen ältere Uniformstücke aufgetragen werden 
müssen. Abgesehen von dem häufig unschönen Ein- 
druck findet eine derartig sparsame Bekleidungs- 
wirtschaft dort ihre Grenzen, wo die Gesundheit der 
Soldaten durch unzureichende Bekleidung gefährdet 
ist. 

Ich bin der Auffassung, daß die verschiedenen An- 
zugsarten der Bundeswehr den jeweiligen Zwecken 
entsprechen müssen. Auch der Soldat moderner 
Streitkräfte muß über den dienstlichen Bereich hin- 
aus seine Uniform tragen können, ohne das Gefühl 
zu haben, deswegen von der Umwelt belächelt zu 
werden. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat mir auf 
meine diesbezügliche Vorstellungen mitgeteilt, daß 
gegenwärtig auf diesem Gebiet Überlegungen ange- 
stellt würden und zum Teil bereits Truppenversuche 
liefen, um die gröbsten Mängel abzustellen. 
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Probleme der Wehrgerechtigkeit 

Fragen der Einberufung 

Die in meinem Jahresbericht 1968 genannten Zah- 
len für die Einberufung des Jahrganges 1946 haben 
zu falschen Auslegungen geführt. Meine Angaben 
konnten verständlicherweise nur den Stand vom 
Herbst 1968 widerspiegeln. Bis zum Herbst 1969 
wurden weitere 46 ^/o der verfügbaren Wehrpflich- 
tigen dieses Jahrganges einberufen. Der verblei- 
bende Rest wird, soweit nicht gesetzlich begründete 
Wehrdienstausnahmen geltend gemacht werden, mit 
seiner Einberufung in den nächsten Monaten zu 
rechnen haben. 

Mithin ist das entscheidende Problem der Wehrge- 
rechtigkeit nicht dife Frage, in welchem Umfang die 
tauglich gemusterten und verfügbaren Wehrpflich- 
tigen einberufen werden. Entscheidend ist vielmehr 
die Lösung des Problems, wie die Differenz zwi- 
schen der Gesamtzahl der Wehrpflichtigen eines 
Jahrganges und der hiervon tatsächlich für eine Ein- 
berufung verfügbaren jungen Männer herabgesetzt 
werden kann. Eine herausragende Rolle spielt da- 
bei die Bewertung der Tauglichkeit und die Nicht- 
heranziehung der „beschränkt Tauglichen" (jetzt 
„eingeschränkt Tauglichen"). Im Durchschnitt wer- 
den 98®/o aller Männer eines heranstehenden Ge- 
burtsjahrganges erfaßt. Hiervon sind SVo infolge 
freiwilliger Verpflichtung auf Zeit bei der Bundes- 
wehr oder beim Bundesgrenzschutz sowie wegen 
offensichtlicher völliger Untauglichkeit abzuziehen. 
Nach dem Musterungsergebnis werden von denver- 
bleibenden 95 Vo eines Jahrganges 30 ^/o auf Grund 
eingeschränkter Tauglichkeit und weitere 5 ^/o wegen 
zeitlicher oder dauernder Untauglichkeit nicht her- 
angezogen, so daß schließlich nur etwa 60 Vo eines 
Geburtsjahrganges zur Einberufung verfügbar sind. 

Diese Aufschlüsselung zeigt die Notwendigkeit, 
Überlegungen anzustellen, ob nicht wenigstens ein 
Teil der 30®/o eingeschränkt Tauglichen zum Grund- 
wehrdienst oder zu einem anderen Gemeinschafts- 
dienst herangezogen werden kann. Die z. Z. gülti- 
gen Bestimmungen zur Festlegung des Tauglich- 
keitsgrades führen häufig dazu, daß Wehrpflichtige 
nur wegen geringfügiger körperlicher Anomalien 
nicht einberufen werden, obwohl sie z, T. aufgrund 
hervorragender Spezialkenntnisse durchaus sinn- 
voll in den Streitkräften eingesetzt werden könn- 
ten, selbst wenn sie den herkömmlichen militäri- 
schen Aufgaben nicht immer voll gewachsen sind. 

Ich rege deshalb an, die gesetzlichen Bestimmungen, 
die die Nichtheranziehung der Wehrpflichtigen mit 
dem Tauglichkeitsgrad „eingeschränkt tauglich" zum 
Grundwehrdienst vorsehen, unter dem Gesichts- 
punkt der Wehrgerechtigkeit zu überprüfen, damit 
sich die Streitkräfte auch der Kenntnisse und Fä- 
higkeiten diese« Personenkreises bedienen können. 

Um die Differenz zwischen den erfaßten und den 
tatsächlich zur Einberufung gelangenden Wehr- 
pflichtigen eines Jahrganges über die Einberufung 
auch der eingeschränkt Tauglichen hinaus zu ver- 
ringern, ist es notwendig, bei Zurück- und Unab- 
kömmlichkeitsstellung von Wehrpflichtigen schär- 
fere Maß Stäbe anzulegen. 


Durch Eingaben erfahre (ich gelegentlich, daß ge- 
setzliche Zurückstellungs- und Unabkömmlichkeits- 
gründe von den Behörden ider Wehrersatzverwal- 
tung unterschiedlich gehandhabt werden. Ich ver- 
kenne nicht, daß es schwierig dst, gerade in der 
Bewertung sozialer Härten einheitliche Maßstäbe 
anzulegen. Aber es ist nicht abzustreiten, daß unter- 
schiedliche Wertungen gleicher Sachverhalte auch 
auf diesem Gebiet zum Gefühl der Ungerechtigkeit 
und Unzufriedenheit bei den einberuf enen Wehr- 
pflichtigen führen können. Weiter ist zu berück- 
siichtigen, daß die Streitkräfte nur ©ine beschränkte 
Aufnahmekapazität für die Ausibildung und Ver- 
wendung der Wehrpflichtigen haben. Deshalb ergibt 
sich die Notwendigkeit, Überlegungen anzustellen, 
wie auch jene Wehrpflichtigen Gemeinschaftsdienste 
leisten können, die aus dem vorerwähnten Grunde 
für eine Einberufung nicht zur Verfügung standen. 

Im Interesse der Wehrgerechtigkeit ist es zu be- 
grüßen, daß Wehrpflichtige im Zivil- und Kata- 
strophenschutz sowie in der Entwicklungshilfe auf 
eigenen Wunsch Verwendung finden können, wo 
sie durch eine entsprechende Tätigkeit einen für die 
Gemeinschaft notwendigen Dienst äbleisten und 
deshalb nicht mehr zum Grundwehrdienst heran- 
gezogen werden. 

Um auch hier die Gleichwertigkeit im Hinblick auf 
die Inanspruchnahme und Belastung mit dem Grund- 
wehrdienst zu dokumentieren, sollte sichergestellt 
werden, daß diese Wehrpflichtigen auch tatsächlich 
'in den betreffenden Organisationen zu Ausbildungs- 
vorhaben und Übungen herangezogen und entspre- 
chend überwacht werden. 

Wie ich erfahren habe, wurde auf dem Gebiet des 
Katastrophenschutzes die von Gesetzes wegen ein- 
geräumte Möglichkeit, der Wehrpflicht durch einen 
mindestens zehnjährigen Dienst im Katastrophen- 
schutz zu genügen, häufig übermäßig in Anspruch 
genommen. Die Gründe lagen oft darin, daß die für 
eine Freistellung zuständigen Kommunalbehörden 
weitgehend nicht in der Lagen waren, den örtlichen 
personellen Bedarf zu übersehen und Ausbildung 
und Einsatz der wehrpflichtigen Helfer in den be- 
treffenden Organisationen für den Zeitraum von 
zehn Jahren zu überwachen. Inzwischen haben be- 
grüßenswerterweise die zuständigen Innenminister 
in Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungsschutz Ausführungsvorschriften erlas- 
sen, die 'die Höchstzahl freizustellender Wehrpflich- 
tiger für die einzelnen Regierungsbezirke festlegen. 
Diese Regelung ist eine unerläßliche Voraussetzung 
für eine sachkundige Ausbildung, einen zweckmäßi- 
gen Einsatz und ©ine notwendige Kontrolle lim Ka- 
tastrophenschutz. Hierdurch dürfte im Interesse der 
Wehrgerechtigkeit sichergestellt sein, daß die im 
Katastrophenschutz eingesetzten Helfer ähnliche 
Leistungen wie die zum Grundwehrdienst einberu- 
fenen Wehrpflichtigen erbringen. 

Im Berichtsjahr hat die vom Verteidigungsausschuß 
des Deutschen Bundestages im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Verteidigung gebildete 
Kommission „Wehrdienstausgleich" ihren Bericht 
mit zahlreichen Anregungen und Vorschlägen zur 
Verbesserung der Wehrgerechtigkeit vor gelegt. Da 
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dieser Bericht vom Verteidigungsausschuß ausführ- 
lich behandelt wurde, ist es nicht notwendig, auf 
Einzelaspekte einzugehen. Eine Reihe von Vor- 
schlägen hat bereits zu entsprechenden gesetzlichen 
Maßnahmen geführt. 

Heimatferne Einberufung 

Die heimatferne Einberufung von Wehrpflichtigen 
hat auch im Berichtsjahr zu zahlreichen Eingaben 
geführt. Wie ich in meinem Jahresbericht 1968 aus- 
geführt habe, belastet dieser Sachverhalt die Truppe 
in vielfältiger Hinsicht. Wenn schon aus dienstlichen 
Gründen heimatfeme Einberufungen unumgänglich 
sind, so sollte eine Erhöhung der Zahl der kosten- 
losen Familienheimfahrten, die Zuerkennung von 
Reisetagen ohne Anrechnung auf den Jahresurlaub 
und eine großzügigere Handhabung des Wochen- 
endausganges dazu beitragen, diese Belastungen 
aufzufangen, die sich für die Wehrpflichtigen vor 
allem in finanzieller Hinsicht ergeben. Meine ent- 
sprechenden Vorschläge aus dem Jahresbericht 1968 
sind nicht aufgegriffen worden. Soweit dabei auch 
beamtenrechtliche Erwägungen eine Rolle spielen, 
ist dies für mich ein weiterer Beweis dafür, daß der 
Vergleichbarkeit des Soldaten mit dem Beamten 
von der Natur der Sache her Grenzen gesetzt sind. 

Berufsförderung für Wehrpflichtige 

Angesichts der Tatsache, daß ein großer Teil der 
Wehrpflichtigen durch die Heranziehung zum Grund- 
wehrdienst auf die Dauer von 18 Monaten aus dem 
zivilen Ausbildungs- und Arbeitsprozeß herausge- 
löst wird, begrüße ich die Überlegungen des Bundes- 
ministers der Verteidigung, auch Wehrpflichtigen 
die Teilnahme an der Berufsförderung der Bundes- 
wehr zu ermöglichen. Entsprechende Truppenver- 
suche sind im Gange; für mich auswertbare Erfah- 
rungen liegen noch nicht vor. Zu gegebener Zeit 
werde ich hierüber berichten. 

Wehrübungen 

Auch im Berichtsjahr haben mich mehrere Eingaben 
erreicht, in denen der Unmut darüber zum Ausdruck 
gebracht wurde, daß die abgeleistete Übung infolge 
mangelnder Organisation und Abstimmung unbefrie- 
digend und für eine weitere Ausbildung ungeeignet 
gewesen sei. Verschiedentlich wurde vorgetragen, 
daß einige Einheiten über die Zuweisung von Reser- 
visten nicht informiert gewesen seien und daher 
keinerlei Vorkehrungen für eine sinnvolle Eintei- 
lung hätten treffen können. 

In den meisten Eingaben wurde beanstandet, daß 
die Reservisten zu Einheiten einberufen worden 
sei^, in denen sie die während der Wehrdienstzeit 
erworbenen Fertigkeiten und Erfahrungen ebenso 
wenig hätten verwerten können wie die im zivilen 
Beruf gewonnenen Kenntnisse und Fähigkeiten. 
So wurde z. B. ein Stabsunteroffizier d. R., der eine 
Ausbildung als Rechnungsführer erfahren hatte, zur 
Reparatur von Kraftfahrzeugen eingesetzt, obwohl 
er über keinerlei technische Vorkenntnisse verfügte. 
Ein als Kraftfahrer und Sprechfunker ausgebildeter 
Soldat dagegen wurde zu einer Geschützbedienung 
abgestellt, obwohl er hierfür nicht ausgebildet war. 
Ein Gefreiter, der eine Ausbildimg als Richtkanonier 


erhalten hatte, hat die Zeit der Wehrübung über- 
wiegend mit dem Ausheben von Erdlöchern sowie 
mit Waffen- und Revierreinigen verbracht. Erfah- 
rungsberichten, die mir Soldaten über den Ablauf 
ihrer Wehrübung zugeleitet haben, entnehme ich, 
daß Reservisten selbst bei funktionsgerechten Ver- 
wendungen häufig nicht effektiv arbeiten konnten. 
In den meisten Fällen lag dies daran, daß versäumt 
worden war, sie zu Beginn ihrer Wehrübung einzeln 
oder in Gruppen über Neuerungen ihres Fachgebie- 
tes zu unterrichten. Derartige Unterlassungen stel- 
len sowohl für die Bundeswehr als auch für die 
Reservisten den Sinn einer Wehrübung in Frage. Ich 
halte es insbesondere für unangebracht, die Wehr- 
übenden — wie ich der Eingabe eines Leutnants zur 
See d. R. entnehme — bei ihrem Dienstantritt der 
aktiven Truppe als „Gäste" vorzustellen. Gegen 
diese Begrüßungsform wäre nichts einzuwenden, 
wenn sie nicht häufig Ausdruck einer mangelnden 
Bereitschaft wäre, den Reservisten als gleichberech- 
tigten Kameraden und vollwertigen Soldaten anzu- 
erkennen. In Anbetracht der zunehmenden Bedeu- 
timg des Reservistenpotentials im neuen Verteidi- 
gungskonzept erscheint mir diese Mentalität der 
aktiven Truppe bedenklich. 

Als Beispiel dafür, wie eine Wehrübung nicht ge- 
staltet werden sollte, verweise ich auf eine in einem 
Verbandsorgan veröffentlichte Zuschrift von 18 Re- 
servisten, die in einem fahrenden Verband der 
Marine eine Woche lang freiwillig „geübt" hatten: 

„6. Oktober (Montag): 

Reisetag 

7. Oktober (Dienstag) : 

Dienstzeit etwa IV 2 Stunden, vormittags Tausch 
von Kleidungsstücken bzw. Neueinkleidung; Be- 
fragung durch den Geschwaderarzt, nachmittags 
dienstfrei. 

8. Oktober (Mittwoch) : 

Dienstzeit etwa 15 Minuten; vormittags dienstfrei 
nachmittags Befehlsausgabe, daß kein Reservist 
eingeschifft werden könne, da die Boote des Ge- 
schwaders nicht im Hafen lägen. 

9. Oktober (Donnerstag) : 

Dienstzeit etwa eine Stunde, vormittags Fahrt zum 
Fotografen, Anfertigung von Paßbildern für den 
Truppenausweis (der einzige Dienst in Uniform). 
Nachmittags dienstfrei. 

10. Oktober (Freitag): 

Reisetag, da Freitag und alle dienstlichen Veran- 
staltungen abgeschlossen waren." 

Ähnliche Sachverhalte werden mir auch in Eingaben 
vorgetragen, in denen immer noch darüber Klage 
geführt wird, daß — abgesehen von der zeitrauben- 
den Einkleidung, der ärztlichen Untersuchung, dem 
Auf suchen der Quartiere — sich die Wehrübung im 
wesentlichen im Wachestehen erschöpft habe. Allen 
Eingaben ist gemeinsam, daß die Reservisten zwar 
volles Verständnis für sinnvoll verlaufene Wehr- 
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Übungen haben, jedoch ihre Übungen wegen Leer- 
lauf und Fehlplanung häufig als nutzlos vertane 
Zeit ansehen. Die Verärgerung dieser Wehrübenden 
ist dann um so größer, wenn - — wie in einigen Fäl- 
len geschehen — die Bitten der Arbeitgeber auf 
Verlegung der Wehrübung von den Wehrersatz- 
behörden mit der Begründung abgelehnt worden 
waren, daß gerade diese Wehrpflichtigen für die 
anstehende Wehrübung unabkömmlich seien. 

Die häufig unzureichende Ausgestaltung der Wehr- 
übungen habe ich in meinem Jahresbericht 1968 
dar gelegt. Der Bundesminister der Verteidigung hat 
mir daraufhin mitgeteilt, daß er die Kreiswehrefsatz- 
ämter angewiesen habe, durch organisatorische 
Maßnahmen, insbesondere durch rechtzeitige Unter- 
richtung der aufnehmenden Einheiten und der zu- 
ständigen Standortverwaltungen, dafür Sorge zu 
tragen, daß keine vermeidbaren Zeitverluste, Ver- 
zögerungen und kein Leerlauf bei den Wehrübungen 
entstehen. Ich bin mir bewußt, daß den oben erör- 
terten Mißständen eine Vielzahl von Fällen gegen- 
übersteht, in denen die Wehrübenden von der 
Durchführung der Wehrübung, insbesondere von 
ihrer Verwendung, angetan waren und auch die 
Truppe daraus Nutzen gezogen hat. 

In meinem Jahresbericht 1968 habe ich angeregt, 
daß Beamte aus dem Geschäftsbericht des Bundes- 
ministers der Verteidigung verstärkt zu Wehrübun- 
gen einberufen werden sollten, um die für ihren 
zivilen Dienstposten notwendigen militärischen Er- 
kenntnisse und Erfahrungen zu erwerben. Der Bun- 
desminister der Verteidigung hat mir mitgeteilt, daß 
er meine Ansicht teile und auch seinerseits Wehr- 
übungen von Beamten seines Geschäftsbereiches für 
notwendig erachte. Der Verwirklichung dieser Pläne 
stehe jedoch die seit Jahren ungeklärte Versor- 
gungslage entgegen. Auch diese Frage war Gegen- 1 
stand meines Jahresberichtes. Ich habe angeregt, 
daß die noch ungelöste Frage der Versorgung von 
wehrübenden Beamten im Fall einer Wehrdienst- 
beschädigung vordringlich gelöst werden sollte, zu- 
mal diese Wehrübungen von Beamten der Bundes- 
wehr dienstlichen Interessen dienten. Diese Frage 
habe ich dem hierfür federführenden Bundesminister 
des Innern vorgetragen. Da § 80 des Soldatenver- 
sorgungsgesetzes Wehrdienstbeschädigungen aller 
Soldaten in gleicher Weise und in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des Bundes Versor- 
gungsgesetzes abgelte, ist er der Auffassung, daß 
Sonderregelungen, beschränkt auf bestimmte Per- 
sonen (z. B. Beamte der Bundeswehr) oder auch be- 
stimmte Beschädigungen (z. B. während einer Wehr- 
übung), den Grundsatz der gleichartigen Beschädig- 
tenversorgung für alle Verletzten und damit einen 
wesentlichen Grundsatz der allgemeinen Wehrge- 
setzgebung durchbrechen würde. 

Dieser Auffassung des Bundesministers des Innern 
vermag ich mich nicht anzuschließen, da es nicht zu 
verkennen ist, daß Wehrübungen von Beamten aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministers der Ver- 
teidigung kein Privatvergnügen sind, sondern im 
dienstlichen Interesse erfolgen. Wenn sie aber der 
dienstlichen Sphäre zuzurechnen sind, muß auch 
insoweit der Versorgungssdiutz entsprechend der 


Stellung des Beamten gewährleistet sein. Ich bin 
deshalb der Auffassung, daß diese Frage vordring- 
lich auf gesetzgeberischem Wege gelöst werden 
sollte. 

Des weiteren habe ich auf Grund von Eingaben von 
Reservisten dem Bundesminister der Verteidigung 
zu bedenken gegeben, ob nicht dienstliche Veran- 
staltungen im Sinne des § 4 Abs. 4 des Wehrpflicht- 
gesetzes, die nicht nur einige Stunden dauern, son- 
dern sich über mindestens einen Tag erstrecken, 
etwa am Jahresende auf Pflichtwehrübungen zumin- 
dest teilweise angerechnet werden können. Der 
Bundesminister der Verteidigung hat mir mitgeteilt, 
daß er diese Frage auf Grund meiner Anregung zur 
Zeit piTüfe. 

Obwohl der Bundesminister der Verteidigung grund- 
sätzlich mit mir der Auffassung ist, daß Beamte und 
Arbeitnehmer der Bundeswehr durch Wehrübungen 
ihre militärischen Kenntnisse vertiefen und die hier- 
bei gewonnenen Erfahrungen für die ihnen über- 
tragenen Dienstobliegenheiten förderlich sind, hat 
er in einem entsprechenden Erlaß über die Freigabe 
der Beamten und Arbeitnehmer zu freiwilligen 
Wehrübungen angeordnet, daß für freiwillige Wehr- 
übungen grundsätzlich nicht mehr freizugeben seien: 
Beamte des höheren, des gehobenen Dienstes oder 
vergleichbare Angestellte, die bei der Bundeswehr, 
der ehemaligen Wehrmacht oder einem wehrmacht- 
ähnlichen Verband einen Offizierdienstgrad erlangt 
haben. Ferner werden dafür nicht mehr freigestellt 
Beamte des mittleren Dienstes oder vergleichbare 
Arbeitnehmer, die einen Unteroffizierdienstgrad er- 
langt, und die übrigen Beamten und Arbeitnehmer, 
die bereits Wehrdienst geleistet haben. Als Begrün- 
dung hat der Bundesminister der Verteidigung an- 
geführt, daß dieser Personenkreis über hinreichende 
Erfahrungen und Kenntnisse aus dem Bereich der 
Truppe verfüge. Es könnten Ausnahmen nur zuge- 
lassen werden, wenn für die Verwendung auf einem 
Dienstposten weitergehende militärische Kenntnisse 
wünschenswert seien. 

Meine Bedenken gegen die in diesem Erlaß ver- 
tretene Auffassung und getroffene Regelung habe 
ich dem Bundesminister der Verteidigung vorge- 
tragen. Zunächst ist einzuwenden, daß der Dienst 
in der früheren Wehrmacht oder in einem wehr- 
machtähnlichen Verband nicht mit dem Dienst in 
der Bundeswehr verglichen werden kann. Auftrag 
und Funktion der Streitkräfte, ihre Menschenfüh- 
rung, ihre Bewaffnung und Ausrüstung, ihre beson- 
deren sozialen Probleme sowie ihre Wechselbezie- 
hungen zur Gesellschaft haben sich so elementar 
verändert, daß auf die früher erworbenen militäri- 
schen Kenntnisse und Erfahrungen bei der Erfüllung 
von Aufgaben der Bundeswehrverwaltung im wei- 
testen Sinne nicht zurückgegriffen werden kann. Der 
Bundesminister der Verteidigung hat mir mitgeteilt, 
daß er diese Bedenken bei der Neufassung des Er- 
lasses berücksichtigen werde. 

Im Zusammenhang mit den Wehrübungen von Be- 
amten im Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung sollte es nicht Vorkommen, daß diese 
Beamten, die sich während ihrer Urlaubszeit frei- 
willig zu Wehrübungen bereit erklärt haben und 


41 



Drucksadle VI/453 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


diese auch durdiführen, gemaßregelt werden und 
ihnen zu verstehen gegeben wird, daß auch während 
der Urlaubszeit Wehrübungen dieses Personen- 
kreises im Grunde genommen nicht erwünscht sind. 

Zum Fragenkreis der Wehrübungen sei abschlie- 
ßend bemerkt, daß der Bundesminister der Vertei- 
digung nach meinen Unterrichtungen beabsicht/igt, in 
der nächsten Zeit Reservisten verstärkt zu Wehr- 
übungen heranzuziehen. Damit wird sich das Pro- 
blem der Freigabe der Reservisten durch die zivilen 
Arbeitgeber in Zukunft in verstärktem Ausmaße 
stellen. Soweit Wirtschaft, Industrie und Handel 
betroffen sind, dürfte es bei der gegenwärtigen 
Vollbeschäftigung nicht immer leicht fallen, die 
Reservisten für ihre Wehrübungen freizubekommen. 
In Zukunft wird es deshalb einer verstärkten Auf- 
klärungsarbeit bedürfen, um auf seiten der zivilen 
Arbeitgeber im privaten und öffentlichen Bereich 
vermehrt Verständnis für die Notwendigkeit einer 
militärischen Landesverteidigung und die Probleme 
der Streitkräfte zu wecken. 

Materielle Besserstellung der Wehrpflichtigen 

Als geeignete Sofortmaßnahme zur Herstellung der 
Wehrgerechtigkeit bot es sich an, die Wehrpflichti- 
gen finanziell besserzustellen. So hat der Gesetz- 
geber sich dazu entschlossen, den Wehrsold und 
das Entlassungsgeld zu erhöhen sowie in diesem 
Jahr erstmals auch den Wehrpflichtigen ein Weih- 
nachtsgeld zu zahlen, wie ich es bereits in meinem 
Jahresbericht 1968 vorgeschlagen hatte. Meiner 
weitergehenden Anregung, das Arbeitsplatzschutz- 
gesetz in der Weise zu ändern, daß den Wehr- 
pflichtigen nach der Entlassung aus der Bundeswehr 
vom Arbeitgeber die volle Weihnachtszuwendung 
ohne Rücksicht auf den Entlassungstermin gewährt 
wird, wurde indes noch nicht entsprochen. 

Im Berichtsjahr haben mich zahlreiche Eingaben er- 
reicht, in denen die Wehrpflichtigen sich darüber 
beklagen, daß sie von der Zahlung der Zulage 
„Dienst zu ungünstigen Zeiten" ausgenommen wür- 
den, obwohl sie den gleichen Belastungen wie die 
Zeit- und Berufssoldaten ausgesetzt seien. 

Da in § 1 des Wehrsoldgesetzes die Zahlung von 
Zulagen und Zuwendungen vorgesehen ist, wenn 
im Haushaltsplan des Bundes hierfür entsprechende 
Mittel bereitgestellt werden, ist es unbefriedigend, 
diese Zulage Wehrpflichtigen vorzuenthalten. Diese 
Gesetzesvorschrift entspricht § 22 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes als der Rechtsgrundlage für die Zah- 
lung dieser Zulage an die Berufs- und Zeitsoldaten 
und die Beamten als Besoldungsempfänger. Wenn 
Haushaltsmittel im Rahmen des § 22 des Bundes- 
besoldungsgesetzes zur Verfügung gestellt werden, 
ist nicht einzusehen, warum dies nicht auch im 
Rahmen des § 1 des Wehrsoldgesetzes möglich sein 
sollte. 

3.2.3 Probleme der Inneren Führung im Verhältnis 
Vorgesetzter— Untergebener 

Einzelfragen der Grundausbildung 

Die Grundausbildung ist das erste militärische Er- 
lebnis für den Wehrpflichtigen und prägt deshalb 


häufig dessen Einstellung zum Wehrdienst über- 
haupt. Daraus folgt, daß Ausbildung, Erziehung und 
Menschenführung in der Grundausbildung dem Sol- 
daten bestimmende Eindrücke für das militärische 
Leben, die Notwendigkeit seines Dienstes und seine 
Einordnung in das militärische Gefüge vermitteln. 
Durch die weitgehende Ausschaltung der Technik 
sind die Beziehungen zwischen Vorgesetzten und 
Rekruten während der Grundausbildung unmittel- 
barer als in den anschließenden Verwendungen. 

Aus zahlreichen Gesprächen bei Truppenbesuchen, 
aus Erlebnis- und Erfahrungsberichten, die mir Sol- 
daten über die Zeit ihres Grundwehrdienstes zuge- 
leitet haben, ist zu entnehmen, daß die Zeit der 
Grundausbildung bei den jungen Soldaten den nach- 
haltigsten Eindruck hinterlassen hat. 

Aus diesen Gründen kommt der Praktizierung der 
Inneren Führung in der Grundausbildung eine be- 
sondere Bedeutung zu. Den Vorgesetzten ist in die- 
sem ersten militärischen Ausbildungsabschnitt im 
besonderen Maße die Chance gegeben, die jungen 
Soldaten für die Aufgaben der Streitkräfte zu ge- 
winnen und den Grad ihres Engagements für die Er- 
füllung ihrer Dienstpflichten bei späteren Verwen- 
dungen positiv zu beeinflussen. 

Ich habe in meinen letzten Berichten mehrfach zum 
Ausdruck gebracht, daß Auswahl, Aus- und Weiter- 
bildung, Führung und Anleitung der Ausbilder in 
den Ausbildungsverbänden und -einheiten wichtig 
sind. Eine erfolgreiche Grundausbildung ist nur 
dann gewährleistet, wenn für die Zeit der Einge- 
wöhnung und Einpassung in den militärischen 
Dienst qualifizierte Ausbilder verwendet werden. 
Vor allem in technisierten Teilstreitkräften ist es 
häufig nicht einfach, für die Grundausbildung geeig- 
nete Ausbilder zu bekommen, da die Unteroffiziere 
überwiegend in technischen Disziplinen eingesetzt 
sind, wo ihre rein militärischen Kenntnisse und Er- 
fahrungen, die sie vornehmlich während ihrer eige- 
nen Grundausbildung erworben haben, zurücktreten 
müssen. Deshalb kommt einer qualifizierten Aus- 
bildung der Unteroffiziere, die auch in der Rekru- 
tenausbildung Verwendung finden sollen, nicht nur 
in fachlicher, sondern ebenso in militärischer und 
vor allem in methodischer Hinsicht Bedeutung zu. 

Bei einem Truppenbesuch in der Marineunteroffizier- 
schule habe ich mich davon überzeugen können, 
daß der Nachwuchs der Unteroffiziere der Marine 
durch eine moderne Methodik der Ausbildung mit 
den vielfältigen Fragen moderner Menschenführung 
bekanntgemacht wird. Durch zivile, einschlägig vor- 
gebildete Fachkräfte sowie durch überzeugendes 
Beispiel und fördernde Dienstaufsicht der Vorge- 
setzten wird den Unteroffizieren der Marine das 
notwendige pädagogische und methodische Rüst- 
zeug vermittelt, mit dem sie ihren Aufgaben als 
Unterführer und Erzieher ihrer Soldaten nachkom- 
men können. 

Die zentrale Problematik der Rolle des militärischen 
Vorgesetzten liegt darin, daß dieser Führer und 
Kamerad seiner Soldaten zugleich sein muß. Ein 
Ausbilder, der sich nur auf seine formale Position 
als Vorgesetzter zurückzieht und keinerlei mensch- 
lichen Kontakt zu seinen Rekruten hat, sich viel- 
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mehr begnügt, sein Fachwissen den Soldaten vorzu- 
tragen, wird seiner Aufgabe ebensowenig gerecht 
werden, wie der Ausbilder, der mangelnde fachliche 
und methodische Kenntnisse durch Kameraderie und 
Anbiederung an seine Rekruten zu überbrücken ver- 
sucht. Ich bin mir darüber im klaren, daß die Kon- 
kretisierung eines idealtypischen Ausbilders zwi- 
schen den beiden genannten Extremen auch deshalb 
schwierig ist, weil die Frage der Persönlichkeit in 
ihren verschiedensten Ausprägungen in diesem Zu- 
sammenhang eine entscheidende Rolle spielt. Diese 
entzieht sich jedoch weitgehend dem rationalen Zu- 
griff und damit einer theoretischen Bestimmbarkeit. 
Hierbei ist nicht zu verkennen, daß es einem erfah- 
renen und engagierten Ausbilder, der um seinen 
Auftrag und um die Sorgen und Nöte seiner Rekru- 
ten weiß, gelingen wird, diese Spannung zwischen 
Führer und Kamerad aufzulösen und in ein trag- 
fähiges Verhältnis zu seinen Soldaten umzusetzen. 

Häufig wird den Rekruten die Eingewöhnung in 
die andersartigen Lebensverhältnisse des militäri- 
schen Alltags dadurch erschwert, daß ihnen die 
Eigenarten und Besonderheiten des Dienstes in den 
Streitkräften nicht hinreichend erläutert werden. 
Dies bezieht sich insbesondere auf die funktions- 
bezogene Sprache des Militärischen, die keine kon- 
ventionelle Höflichkeitsformen kennt. Die Soldaten- 
sprache wird herkömmlich als „rauh aber herzlich“ 
bezeichnet. Dies bedeutet jedoch nicht, daß der Um- 
gangston zwischen Vorgesetzten und Untergebenen 
ständig starken Stimmaufwand erfordert und jeder 
Befehl mit voller Lautstärke gegeben werden muß, 
gleichwohl, ob es sich um Formaldienst, Unterricht, 
Gefechtsausbildung oder persönliches Gespräch han- 
delt. Ein derartiger Ton schüchtert ein und ist nicht 
geeignet, die Kooperationsbereitschaft der Rekruten 
zu wecken und zu erhalten. 

Ein offenbar unauslöschliches Relikt überholter Ord- 
nungsvorstellungen in den Streitkräften ist meiner 
Auffassung nach die zum Teil übertriebene Spind- 
ordnung. Es bedarf keiner Frage, daß in der auf 
enges Zusammenleben angewiesenen Soldatenge- 
meinschaft Sauberkeit und Ordnung herrschen müs- 
sen. Diese dürfen jedoch nicht zum Selbstzweck 
werden, vor allem nicht in einer Form, die ohne 
funktionalen Bezug häufig Anlaß zu Schikane und 
Sanktionen geben kann. Pappstreifen in Hemden 
und Unterwäsche sowie beim Bettenbau, Sperrholz- 
platten im Kampfgepäck, „eingedieselte“ Stahlhelme 
auf dem Spind sind Auswüchse dieses übersteiger- 
ten formalen Ordnungsdenkens. In diesem Zusam- 
menhang sei darauf hingewiesen, daß derartige 
übertriebene Anforderungen an die Stuben- und 
Spindordnung Verstöße gegen die ZDV 10/5 sind. 

Im Rahmen der Grundausbildung nehmen die Hilfs- 
ausbilder eine vermittelnde Funktion zwischen Aus- 
bildern und Rekruten ein. Aus dem Kreis der Hilfs- 
ausbilder erwachsen die Unteroffiziere, die später 
für einen gewissen Zeitraum in die Ausbildungs- 
verbände und -einheiten zurückkehren werden. Des- 
halb sollten sie während ihrer Zeit als Hilfsaus- 
bilder frühzeitig und sachkundig von ihren Vor- 
gesetzten auf ihre Aufgabe vorbereitet werden. Das 
bedeutet, daß ein Hilfsausbilder nicht nur unter- 


stützende Funktionen ausüben darf, sondern zuneh- 
mend in die Lage versetzt werden muß, stellver- 
tretend die Gruppe zu führen. 

Unter dem Gesichtspunkt der Wehrgerechtigkeit 
fällt mir auf, daß die Rekruten in den ersten beiden 
Wochen ihrer Grundausbildung zahlreiche dienstlich 
gebotene Gebrauchsgegenstände auf Befehl ihrer 
Vorgesetzten privat kaufen müssen. Einer mir vor- 
gelegten Aufstellung aus einem Marineausbildungs- 
bataillon entnehme ich, daß die Rekruten 30,30 DM 
für insgesamt 17 Einzelposten aufwenden mußten. 
Im Hinblick auf den Grundsatz, daß dienstliche 
Zwecke nicht mit privaten, sondern mit Haushalts- 
mitteln erfüllt werden müssen, erscheint mir hierbei 
insbesondere die Beschaffung von zwei Vorhänge- 
schlössern (6, — DM), von 15 Kleiderbügeln (7,50 
DM), von Namensläppchen (1,— DM) und 200 Na- 
mensschildern (4,25 DM) rechtlich bedenklich. 

Ich bin zudem der Ansicht, daß diese finanzielle 
Belastung aus dienstlichen Gründen, die in ihrer Ge- 
samthöhe fast ein Drittel des Wehrsoldes eines 
Rekruten im ersten Monat seines Grundwehrdien- 
stes darstellt, für ihn eine unbillige Härte bedeutet. 

Befehl und Gehorsann 

In meinem Jahresbericht 1968 habe ich die vielfälti- 
gen Aspekte von Befehlen und Gehorsam an Hand 
von Beispielen dargestellt. Diese Art der lehrhaften 
Erörterung ist — insbesondere von der Truppe — 
begrüßt worden. Deshalb möchte ich die Beispiele 
durch weitere Fälle ergänzen: 

1. Beispiel 

Ein Panzerkanonier trug mir in einer Eingabe 
vor, sein Batteriechef habe den Soldaten befoh- 
len, eine anläßlich des zehnjährigen Bestehens 
des Bataillons herausgegebene Jubiläumsschrift 
zu kaufen. Denjenigen, die diese Schrift nicht 
erwerben würden, habe der Batteriechef mit 
der Nichtauszahlung des Wehrsoldes gedroht. 

Mit dem Bundesminister der Verteidigung bin 
ich der Auffassung, daß der Vorgesetzte grund- 
sätzlich nicht in die privaten Vermögensver- 
hältnisse seiner Untergebenen eingreifen und 
diese nicht zu bestimmten Geldausgaben veran- 
lassen darf. 

Der Batteriechef wurde über die Rechtswidrig- 
keit und Unverbindlichkeit seines Befehls be- 
lehrt und auf die Unzulässigkeit derartiger An- 
drohungen hingewiesen. Der Einsender erhielt 
die von ihm für die Jubiläumsschrift veraus- 
lagten 1,50 DM zurück. 

2. Beispiel 

Bei der Überprüfung eines Beschwerdebeschei- 
des, den mir ein Gefreiter in einer Eingabe 
übersandt hatte, stellte ich fest, daß sein Kom- 
paniefeldwebel sich ihm gegenüber geäußert 
hatte, er werde sich über ihn beschweren, wenn 
dieser seine Einteilung zur Feuerwache zum 
Gegenstand einer Beschwerde machen sollte. 

Im Hinblick auf die Unantastbarkeit des Be- 
schwerderechts habe ich den zuständigen Diszi- 
plinarvorgesetzten darauf hingewiesen, daß 
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diese Äußerung des Kompaniefeldwebels 
rechtswidrig war, da dadurch der Eindruck er- 
weckt wurde, den Einsender von der Einlegung 
einer Beschwerde abhalten zu wollen. 

Der Kompaniefeldwebel wurde entsprechend 
belehrt. 

3. Beispiel 

In einem Eingabeverfahren erhielt ich von 
einem Bataillonsbefehl Kenntnis, wonach die 
am Standort verheirateten Soldaten die Kaserne 
nur in Uniform betreten und verlassen durften. 

Der dieser Anordnung zugrunde liegende Divi- 
sionsbefehl war rechtswidrig, weil er gegen 
die ZDV 37/10 verstieß. Hin- und Rückweg zu 
und von der Kaserne gelten nicht als Dienst 
im Sinne dieser Vorschrift. Es besteht deshalb 
keine Pflicht, Uniform zu tragen. 

Auf Grund meiner Einschaltung wurden der 
Divisions- und der Bataillonsbefehl aufgehoben. 

4. Beispiel 

In einer Eingabe wandte sich ein Gefreiter an 
mich, weil der Truppenarzt die Krankenmelde- 
scheine der innendienstkranken Mannschaften 
grundsätzlich mit dem Stempel „Urlaub und 
Ausgang truppenärztlicherseits nicht befür- 
wortet“ versehen hatte. 

Gegenüber dem Regimentskommandeur habe 
ich die Auffassung vertreten, daß ein derartig 
genereller Entzug von Urlaub und Ausgang 
durch truppenärztliche Anordnung unzulässig 
sei, da auch der innendienstkranke Soldat in der 
Regel das Recht zu Urlaub und Ausgang habe. 
Dies schließe indes nicht aus, daß in ärztlicher- 
seits begründeten Einzelfällen im Interesse des 
Soldaten ihm Urlaub und Ausgang versagt wer- 
den könnten. Diese Abwägung müßte jedoch 
auf ausschließlich medizinischen Gründen be- 
ruhen. 

Der Regimentskommandeur hat sich meiner 
Auffassung angeschlossen und alle Bataillons- 
kommandeure, Truppenärzte und Einheitsführer 
entsprechend unterrichtet. 

5. Beispiel 

Ein Panzergrenadier trug mir vor, in seinem 
Bataillon bestehe der Befehl, daß Soldaten an 
dem Tage, an dem sie sich „neukrank“ melde- 
ten, kein Nachtausgang gewährt werde, um den 
relativ hohen Krankenstand herabzusetzen. 

Die im vorstehenden Fall vertretene Rechtsauf- 
fassung, daß Einschränkungen der Freizeit des 
Soldaten nicht generell auf Grund einer Krank- 
meldung angeordnet werden können, gilt auch 
hier, da die Gefahr besteht, daß Soldaten, die 
ernsthaft krank sind, aus Angst vor Beschrän- 
kungen ihrer Freizügigkeit sich nicht in die 
von der Sache her gebotene truppenärztliche 
Behandlung begeben. 

Der Brigadekommandeur hat sich meiner Auf- 
fassung angeschlossen und den Bataillonskom- 
mandeur entsprechend unterrichtet. 


6. Beispiel 

Bei Überprüfung einer Eingabe stellte ich fest, 
daß ein Schreiber vom Dienst vergessen hatte, 
die Papierkörbe des Geschäftszimmers des 
Stabszuges zu entleeren und deswegen vom 
S 1/S 2 den Befehl erhalten hatte, dessen Stiefel 
zu putzen. Dabei habe dieser hinzugefügt: 
„Seien Sie froh, daß meine anderen Schuhe 
noch sauber sind, sonst müßten Sie diese auch 
noch putzen.“ 

Ich habe den Bataillonskommandeur darüber 
unterrichtet, daß zwischen der Pflichtversäum- 
nis und der erzieherischen Maßnahme kein er- 
kennbarer innerer Zusammenhang bestehe und 
der Befehl deshalb rechtswidrig und unverbind- 
lich gewesen sei. 

7. Beispiel 

Ein Gefreiter trug mir in einer Eingabe vor, er 
sei an einem Sonntagmorgen gegen 5 Uhr von 
der Ordonnanz des Offizierskasinos angerufen 
worden. Dabei habe ihm ein Oberleutnant, der 
dort mit Gästen gefeiert habe, den Befehl über- 
mitteln lassen, 5 Soldaten der Feuerwache im 
Trainingsanzug und mit Stahlhelm ins Offizier- 
kasino zu schicken, und dort aufzuräumen. 

Nachdem er erfahren habe, daß auf diese Weise 
einige Gäste erheitert werden sollten, habe er 
den Führer der Feuerwache verständigt. Auf 
dessen Anruf im Offizierkasino sei ihm mitge- 
teilt worden, daß die Sache erledigt sei und es 
sich um einen Scherz gehandelt habe. 

Das Verhalten des betreffenden Offiziers wurde 
disziplinär gewürdigt. 

8. Beispiel 

In einem Überprüfungsverfahren trug mir ein 
Gefreiter vor, sich 8 Soldaten seiner Kompanie 
freiwillig zur Teilnahme an einem Volkslauf 
gemeldet hätten. Da dem Batteriechef die An- 
zahl der Freiwilligen nicht ausreichend erschie- 
nen sei, habe er sich gegenüber den Soldaten 
der Batterie wie folgt geäußert; „Ich bin ent- 
täuscht, meine Herren; aber wir brauchen ja 
40 Mann am Wochenende, ich werde mich bei 
der Einteilung zum Wochenenddienst genauso 
stur stellen, wie Sie es jetzt tun. Es wird kaum 
einer an diesem Wochenende fahren." 

Da die Überprüfung die Richtigkeit dieser Äuße- 
rung bestätigte, habe ich den Batteriechef dar- 
über belehrt, daß auch bei der Teilnahme an 
Volksläufen als nichtmilitärischen Veranstaltun- 
gen das Prinzip der Freiwilligkeit gelte und 
deshalb Meldungen zur Teilnahme nicht durch 
Drohungen erzwungen werden dürften. 

9. Beispiel 

Pressemeldungen entnahm ich, daß ein General 
seinen unterstellten Offizieren befohlen hatte, 
ihm schriftlich zu melden, welche Bücher sie im 
letzten Jahr gelesen hätten und welche sie zu- 
künftig zu lesen beabsichtigten. 
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Da dieser Befehl nicht im erkennbaren Zusam- 
menhang mit dienstlichen Zwecken stand, habe 
ich ihn als rechtswidrig und unverbindlich an- 
gesehen. Es gibt keine Pflicht zur dienstlichen 
Offenbarung privater Lektüre. Der Befehl, be- 
stimmte Bücher zu lesen, ist nur dann gerecht- 
fertigt, wenn er der dienstlich gebotenen Wei- 
terbildung der Soldaten dient. Ich habe dem 
Bundesminister der Verteidigung meine Rechts- 
auffassung hierzu mitgeteilt. 

10. Beispiel 

In einer Eingabe wurde mir vorgetragen, daß 
Feldjägerstreifen im öffentlichen Straßenver- 
kehr die Geschwindigkeit von Privatkraftfahr- 
zeugen der Soldaten mit Radarmeßwagen ohne 
Hinzuziehung von Polizeibeamten kontrollier- 
ten. 

Ich halte diese Kontrollen für rechtswidrig, 
da die Überwachung des öffentlichen Straßen- 
verkehrs auch im Hinblick auf die Einhaltung 
der vorgeschriebenen Geschwindigkeitsbegren- 
zung durch Soldaten, die sich nicht im Dienst 
befinden, Sache der Polizei ist. Nach meiner 
Auffassung gibt § 17 Abs. 2 und Abs. 4 Satz 1 
und 2 des Soldatengesetzes den Feldjägern 
keine Befugnisse, die Einhaltung der Vorschrif- 
ten der StVO durch die Soldaten der Bundes- 
wehr zu überwachen, und zwar auch nicht unter 
dem Gesichtspunkt vorbeugender Maßnahmen. 
Der Bundesminister der Verteidigung hält der- 
artige Kontrollen, die nach seinen Feststellun- 
gen auf Grund von Klagen aus der Bevölkerung 
wegen häufiger Überschreitung der Geschwin- 
digkeit sbegrenzungen durch Soldaten angeord- 
net worden sind, für rechtmäßig, da sie dazu 
dienten, Dienstvergehen und Straftaten von 
Soldaten im Straßenverkehr vorzubeugen. 

Diese Auffassung halte ich für rechtsirrig, da 
eine vorbeugende Fürsorge der Truppe nicht in 
polizeiliche Kompetenzen eingreifen darf. 

11. Beispiel 

In einer Eingabe erhielt ich Kenntnis von fol- 
gendem Kasernenbefehl: 

„1. Durch Überbelegung der Kaserne dürfen bis 
auf weiteres nur Berufs- und Zeitsoldaten 
sowie die Zivdlbediensteten der in der A- 
Kaserne untergebrachten Einheiten ihre Pri- 
vat-Kraftfahrzeuge in der Kaserne abstellen. 

2. Die Privat-Kraftf ahrzeuge der wehrpflichti- 
gen Soldaten sind am Rande der Straße vor 
der Kaserne entsprechend den Verkehrs- 
schildern abzustellen." 

Ohne diesen Befehl rechtlich zu würdigen, sei 
auf die Unbilligkeit dieser Regelung zu Lasten 
der Wehrpflichtigen hingewiesen, die stärker 
als die ortsverheirateten Berufs- und Zeitsolda- 
ten sowie Zivilangestellten auf ihre Wagen 
— insbesondere in Einödstandorten — ange- 
wiesen sind. 


Durch meine Einschaltung wurden ausreichende 
Parkmöglichkeiten im Kasernenbereich geschaf- 
fen. 

12. Beispiel 

Ein Schütze trug vor, er habe sich zu Beginn 
eines Nachtalarms krank gemeldet, weil er 
starke Schmerzen verspürt habe. Auf Grund 
seiner Krankmeldung habe er an dem 20-km- 
Marsch, der sich an den Alarm anschloß, nicht 
teilgenommen. Da ihn der Truppenarzt jedoch 
für voll dienstfähig befunden habe, sei er spä- 
ter trotz seiner Schmerzen zur Kompanie ins 
Gelände gefahren worden. Da sein Kompanie- 
chef der Ansicht gewesen sei, er habe sich 
durch seine Krankmeldung vor dem Gefechts- 
dienst drücken wollen, habe er ihm als erziehe- 
rische Maßnahme den Wochenendausgang ver- 
sagt. Diesen Vorwurf der Drückebergerei und 
damit den Entzug des Wochenendausganges 
halte er für ungerechtfertigt. 

Meine Überprüfung bestätigte die Richtigkeit 
des Eingabevorbringens in tatsächlicher Hin- 
sicht. Jedoch konnte der Kompaniechef zu Recht 
den Schluß ziehen, der Einsender habe sich 
durch seine Krankmeldung dem anstrengenden 
Gefechtsdienst entziehen wollen. Außerdem 
hatte der Truppenarzt, der den Petenten für 
voll dienstfähig befunden hatte, erklärt, daß er 
diesen bei Feststellung tatsächlicher Beschwer- 
den vom Außendienst oder vollen Truppen- 
dienst befreit hätte. 

Da der Einsender im übrigen in meinem Über- 
prüfungsverfahren erklärte, bereits einige Tage 
vor dem Nachtalarm Beschwerden gehabt zu 
haben, wäre es folgerichtig gewesen, wenn er 
sich rechtzeitig krank gemeldet hätte. 

Meine Würdigung des Sachverhaltes ergab, 
daß der Vorwurf der Drückebergerei zu Recht 
bestand, so daß gegen die verhängte erziehe- 
rische Maßnahme Bedenlken nicht bestanden. 
Hierüber habe ich den Einsender belehrt. 

13. Beispiel 

Ein Soldat trug vor, er habe, ohne im Besitz 
des entsprechenden Führerscheines zu sein, ein 
Kettenfahrzeug aus einer Werkstatthalle 
heraus und anschließend rückwärts an den Ab- 
stellplatz gefahren. Diesen Vorgang habe sein 
unmittelbarer Vorgesetzter vom Kompaniege- 
bäude aus beobachtet und dem Kompaniechef 
gemeldet. Dieser habe ihn mit einer Geldbuße 
von 100 DM wegen Fahrens eines Kettenfahr- 
zeuges ohne entsprechenden Führerschein und 
ohne den vorgesdiriebenen Einweiser diszipli- 
när bestraft. 

In dem sachgleichen Beschwerde verfahren 
machte der Einsender geltend, daß sein unmit- 
telbarer Vorgesetzter die Fahrt gebilligt habe, 
da er als Zeuge des Vorfalls nicht eingeschrit- 
ten sei, obwohl er wußte, daß er, der Einsen- 
der, keinen entsprechenden Führerschein habe. 
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Beschwerde, weitere Beschwerde und Antrag 
auf Entscheidung des Truppendienstgerichtes 
wurden als unbegründet zurückgewiesen, da 
die tatsächlichen Voraussetzungen für eine der- 
artige Billigung nicht nachgewiesen werden 
konnten. 

Dieser Würdigung habe ich mich an geschlossen 
und meine Auffassung dem Einsender mitge- 
teilt. 

Grußordnung, Vorgesetztenverordnung, Anrede 

In meinen beiden letzten Jahresberichten habe ich 
darauf hingewiesen, baß sich Grußordnung und 
Vorgesetztenverordnung nicht dechen, so daß viele 
Kommandeure für ihren Bereich eine allgemeine 
Grußpflicht auf Grund des Dienstgrades innerhalb 
des Kaisernenbereiches befohlen haben. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat den Ent- 
wurf der Grußordnung, die der Vorgesetztenver- 
ordnung angepaßt wurde, fertiggestellt. Ein Anleh- 
nung der Grußordnung an die Vorgesetztenverord- 
nung hatte ich bereits in meinem letzten Jahres- 
bericht vorgeschlagen, nicht zuletzt deshalb, um die 
Rechtsunsicherheit in der Truppe auf diesem Gebiet 
zu beseitigen. 


Bei dieser Gelegenheit weise ich darauf hin, daß 
die Form der Anrede in den Streitkräften nur in 
einer vorläufigen Fassung des entsprechenden Ab- 
schnittes der ZDV 10/4 vom 23. Dezember 1955 ge- 
regelt ist. Wie hiir bekannt ist, wird dieser Ab- 
schnitt zur Zeit vom Bundesminister der Verteidi- 
gung in einer Weise überarbeitet, die modernen Er- 
kenntnissen und Erfahrungen auf dem Gebiet der 
Menschenführung Rechnung tragen soll. 

Das Handbuch Innere Führung 

In meinem letzten Jahresbericht habe ich dem Bun- 
desminister der Verteidigung Anregungen und Hin- 
weise für die Neubearbeitung des Handbuches In- 
nere Führung gegeben. Der Bundestag hat auf 
Grund eines parlamentarischen Enlschließungsan- 
trages (Umdruck 731) an iseiner 244. Sitzung vom 
27. Juni 1969 beschlossen, das Handbuch Innere 
Führung sei so zu beaibeiten, daß es ein schlüssi- 
ges, erschöpfendes, allgemeiin verständliches und 
praktikables Konzept der Inneren Führung enthalte. 

Der Bunde smini Ster der Verteidigung hat mir auf 
meine Anregungen im letzten Jahresbericht davon 
Kenntnis gegeben, daß er zu dem Handbuch ein 
Kompendium der Inneren Führung in Loseblattform 
herauszugeben beabsichtige. 


4 Beobachtung der Disziplinär- und Strafrechtspflege 


4.1 Neuordnung des Wehrdiszipiinarrechts 

In der vergangenen Legislaturperiode konnten das 
Zweite Gesetz zur Änderung der Wehrdisziplinar- 
ordnung (Drucksache V/2073) und das Gesetz zur 
Neuordnung des Wehrdiszipiinarrechts (Druck- 
sache V/3263) nicht mehr veraibschiedet werden. Die 
notwendige Anpassung des militärischen Diszipli- 
när rechts an das Disziplinarrecht der Bundesbeam- 
ten bleibt daher wteiterhin eine der dringlichsten 
Aufgaben, die sich dem 6. Deutschen Bundestag auf 
dem Gebiet der Wehrgesetzgebung stellen. 

In meinen Jahresberichten 1967 und 1968 bin ich auf 
einige Einzelprobleme eingegangen, die mir bei der 
Novellierung der Wehrdisziplinarordnuing einer Re- 
gelung wert erschienen. Der Bundesminister der 
Verteidigung hat meine Anregungen aufgegriffen 
und wird sie bei der Neuvorlage des Gesetzent- 
wurfes berücksichtigen. Wie er mir mitgeteilt hat, 
ist beabsichtigt, bei den Laufbahnstrafen die große 
Spanne zwischen der Gehaltskürzung und der 
Dienstgradheräbsetzung durch ein selbständiges Be- 
förderungsverbot auszufüllen, das mindestens auf 
die Dauer eines und höchstens auf die Dauer von 
vier Jahren verhängt werden kann. Dafür soll die 
Koppelung von Gehaltskürzung und Beförderungs- 
verbot, die der Regierungsentwurf von 1968 vor- 
gesehen hatte, entfallen. Mit dieser neuen Mittel- 
strafe kommt der Bundesminister der Verteidigung 
langjährigen Vorstellungen der Truppendienstrich- 
ter und des Deutschen Anwaltvereines e. V. nach. 


Des weiteren ist — wir mir mitgeteilt wurde — 
vorgesehen, militärische Beisitzer bei Wehrdienst- 
gerichten nicht mehr getrennt nach einzelnen Lauf- 
bahnen, sondern l^iglich nach Dienstgradgruppen 
auszulosen, da sich die bisher praktizierte weitere 
Differenzierung nicht als zweckmäßig erwiesen 
habe. Auch sollte in diesem Zusammenhang geprüft 
werden, ob die militärischen Beisitzer statt zu einer 
einzelnen Sitzung nicht für einen längeren Sitzungs- 
zeitraum berufen werden könnten. Sie würden auf 
diese Weise Gelegenheit erhalten, sich mit den 
Aufgaben ihres Richteramtes besser vertraut zu 
machen. 

Bei den militärischen Beisitzern stellt sich im Zu- 
sammenhang mit dem Grundrecht auf Kriegsdienst- 
verweigerung ein weiteres Problem. Nach der gel- 
tenden Fassung der Wehrdisziplinarordnung be- 
steht keine Möglichkeit, Soldaten, die einen An- 
trag auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer 
gestellt haben, von ihrer Mitwirkung als militä- 
rische Beisitzer bei den Wehrdienstgerichten aus- 
zuschließen. Der Bundesminister der Verteidigung 
hat mir von seiner Absicht Kenntnis gegeben, daß 
im neuen Entwurf Soldaten, die ihre Anerkennung 
als Kriegsdienstverweigerer betreiben, nicht mehr 
als Beisitzer benannt werden dürfen. Soweit sie be- 
reits Beisitzer sind, soll ihr Amt bis zum Abschluß 
des Verfahrens ruhen. 

Demgegenüber ist darauf hinzuweisen, daß ein Sol- 
dat, der einen Antrag auf Anerkennung als Kriegs- 
dienstverweigerer gestellt hat, bis zum rechtskräf- 
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tigen Abschluß dieses Anerkennungsverfahrens 
Soldat mit allen Rechten und Pflichten ist. Dies hat 
der Bundesgerichtshof in seinem Beschluß vom 
21. Mai 1968 (1 StR 354/67) ausdrücklich bestätigt. 
Dieser Rechtslage hat der Bundesminister der Ver- 
teidigung Rechnung getragen und die bisherigen 
Regelungen aufgehoben, wonach Soldaten, die 
einen Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienstver- 
weigerer gestellt haben, bis zum rechtskräftigen 
Abschluß des Verfahrens nur zu waffenlosem 
Dienst in den Streitkräften einzuteilen waren. 

In Übereinstimmung mit dem Bundesgerichtshof hat 
das Bundesverwaltungsgericht (Az. I — WB 19/68, 
93/68 und 82/69) bezüglich des Vertrauensmannes 
entschieden, daß ein Soldat, der einen Antrag auf 
Anerkennung als Kriegsdienistverweigerer gestellt 
habe, zum Vertrauensmann wählbar sei und durch 
einen derartigen Antrag seine Rechtsstellung in die- 
ser Funktion nicht berührt werde. 

Bei den vergleichsweise ähnlichen Anforderungen, 
die in charakterlicher und geistiger Hinsicht an den 
Vertrauensmann wie auch an den Beisitzer zu stel- 
len sind, erscheint es deshalb rechtlich nicht be- 
denkenfrei, den Soldaten, der von seinem Grund- 
recht aus Artikel 4 Abs. 3 GG Gebrauch macht, und 
über dessen Antrag nicht entschieden ist, für seine 
Tätigkeit als militärischer Beisitzer bei den Wehr- 
dienstgerichten Beschränkungen zu unterwerfen. 

Hierbei verschließe ich mich nicht der Erkenntnis, 
daß ein Soldat, der sich zur Kriegsdienstverweige- 
rung bekennt, als Inhaber eines gesetzlichen Rich- 
teramtes häufig Schwierigkeiten haben wird, Dienst- 
pflichtverletzungen seiner Kameraden unbefangen 
würdigen und beurteilen zu können. 

Hinsichtlich der Einführung eines richterlichen Dis- 
zipMnarbescheidverfahrens in die Wehrdisziplinar- 
ordnung teilt der Bundesminister der Verteidigung 
meine Auffassung, daß die ursprünglich vorhande- 
nen Gründe für diese prozessuale Neuerung nun- 
mehr entfallen sind. Die Einführung eines derarti- 
gen Verfahrens durch eine Novellierung der WDO 
erübrigt sich damit. 

Des weiteren wird der Bundesminister der Vertei- 
digung meine Anregung aufgreifen, den Begriff des 
außerdienstlichen Dienstvergehens nicht in § 23, 
sondern in § 17 Abs. 2 SG zu regeln, da diese Vor- 
schrift die konkrete Dienstpflicht zum achtungswür- 
digen Verhalten in und außer Dienst begründet. 
Unter dem Gesichtspunkt einer geminderten diszi- 
plinarrechtlichen Verantwortlichkeit des Soldaten 
im dienstfreien Bereich wiird der neue Entwurf auch 
der Tatsache Rechnung tragen, daß der Soldat 
grundsätzlich in Gemeinschaftsunterkünften wohnt 
und sich — häufiger als Beamte — auch nach 
Dienistschluß in der Kaserne aufhalten muß. 

4.2 Wehrdienstgerichte, Verfahrensdauer 

In meinem Jahresbe rieht 1968 habe ich eingehend 
auf die unlbiiligen Härten hingewiesen, die den be- 
schuldigten Soldaten durch die lange Dauer diszi- 
plinargerichtlicher Verfahren entstehen. Ein Grund 
für die zum Teil unangemessene Länge dieser Ver- 


I fahren ist die personelle Unterbesetzung in der 
Wehrdienstgemchtsbarkeit. Hierzu hat mir der Bun- 
desminister der Verteidigung mitgeteilt, daß die 
Organisation der Truppendienstgerichte gestrafft 
werde und die Absicht bestehe, zu den derzeitigen 
23 Kammern drei weitere einzurichten. Die dafür 
erforderlichen Planstellen seien in die Haushalts- 
voranschläge für die Rechnungsjahre 1970 und 1971 
eingestellt worden. Aus einer mir vorgelegten Sta- 
tistik über die Arbeitsbelastung der Truppen- 
dienstgerichte entnehme ich, daß sich auch im Be- 
richtsjahr die sich schon 1967 andeutende Tendenz, 
in Beschwerdeangelegenheiten den Rechtsweg bis 
zu den Wehrdienst gerichten auszuschöpfen, bestä- 
tigt hat. 

Nach der angestrebten Beschleunigung des dLszipli- 
nargerichtlichen Verfahrens dürfte es nicht mehr 
Vorkommen, daß über eine einfache Arrestbe- 
schwerde — wie mir bei einem Uberprüfungsver- 
fahren bekannt wurde — erst nach 16 Monaten ent- 
schieden wird. 

4.3 Fragen des Strafvollzuges 
Im Bereich der Streitkräfte 

Strafarrest, Gefängnis, Haft, Jugend- und Diszipli- 
nararrest werden in den dafür bestimmten Voll- 
zugseinrichtungen der Bundeswehr, Kasernen- und 
Standortarresträumen, vollzogen. Nach Mitteilung 
des Bundesministers der Verteidigung sind Arrest- 
räume in ausreichendem Umfang vorhanden, so daß 
die Voraussetzungen für einen sachgerechten Voll- 
zug insoweit gegeben sind. 

Schwierigkeiten beim Vollzug sind vornehmlich 
darauf zurückzuführen, daß es an dem für die 
Durchführung notwendigen fachlich geschulten Per- 
sonal fehlt, welches die unterschiedlichen Vollzugs- 
ordnungen anzu wenden vermag. Ob — wie der 
Bundesminister der Verteidigung meint — für eine 
sachgerechte Schulung die Unterrichtung der Voll- 
zugsleiter und -gehilfen durch die Rechtsberater der 
Territorialen Verteidigung ausreicht oder ob nicht 
vielmehr für diese Aufgabe Fachkräfte aus dem zi- 
vilen Vollzugsbereich heranzuziehen sind, bedarf 
noch weiterer Überlegungen. 

Im übrigen ist zu erwarten, daß mit dem in Vorbe- 
reitung befindlichen Strafvollzugsgesetz die zahl- 
reichen Einzelbestimmungen, die den Vollzug re- 
geln, vereinheitlich werden. Auch dies wird dazu 
beitragen, daß das militärische Vollzugspersonal 
seine Aufgaben sachkundig erfüllen kann. Durch 
§ 27 b Abs. 1 der Übergangsfassung des Ersten Ge- 
setzes zur Reform des Strafrechts bzw. durch § 14 
Abs. 1 der Fassung des Strafgesetzbuches mit Wir- 
kung vom 1. April 1970 hat der Vollzug gericht- 
I lieber Strafen an Soldaten an Bedeutung verloren, 
i da nunmehr Freiheitsstrafen unter 6 Monaten nur 
noch unter sehr engen Voraussetzungen verhängt 
werden dürfen. 

4.4 Disziplinarrechtliche Einzelfragen 

Auch im Berichtsjahr habe ich durch Eingaben von 
zahlreichen Disziplinarstrafen erfahren, die über- 
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wiegend wegen Formfehler im Wege der Dienstauf- | 
sicht aufgehoben werden mußten. Bei den von mir 
am häufigsten fcstgestellten Fehlern handelt es sich 
um 

— unvollständige oder unpräzise Strafformeln (§ 25 

Abs. 3 WDO); I 

— versäumte Anhörung des Beschuldigten durch 

den Disziplinarvorgesetzten (§ 21 a Abs. 3 i 

WDO) ; ; 

— Verhängung und gleichzeitige Vollstreckung ' 
eines strengen Verweises (§ 33 WDO). 

Nur in wenigen Fällen ist nach der Aufhebung eine 
neue Strafe gemäß § 32 Abs. 4 WDO verhängt wor- 
den; oft war dies deshalb nicht mehr möglich, weil 
der Soldat inzwischen aus dem Wehrdienst ausge- 
schieden war. 

Nach wie vor erhalte ich Abschriften von Entschei- 
düngen über Disziplinarbeschwerden, in denen eine 
falsche oder unvollständige Rechtsmittelbelehrung 
enthalten ist. Dieser Formfehler ist durch eine stär- 
kere Beachtung der ZDV 14/3 S. 164/165 („Beleh- 
rung bei Entscheidungen über Disziplinarstrafen") i 
vermeidbar. 

Die Folgen solcher überflüssigen Formfehler führen 
häufig zu einem Autoritätsverlust der betreffenden 
Disziplinarvorgesetzten sowie zu einer weiteren 
Überlastung von Truppe und Truppendienstgerich- 
ten. 

In einem Eingabeverfahren erhielt ich Kenntnis von 
der Entscheidung eines Truppendienstrichters, mit 
der er einen Antrag auf Verhängung einer Arrest- j 
strafe wegen Bruchs der verschärften Ausgangsbe- j 
Schränkungen abgelehnt hatte. Der Richter hatte 
festgestellt, daß sich der bestrafte Soldat im Kanti- 
nen- und Wirtschaftsgebäude aufgehalten, den 
Schankraum selbst jedoch nicht betreten, sondern 
sein Bier unmittelbar vor diesem Raum getrunken 
und sich dabei mit Kameraden im Schankraum un- 
terhalten hatte. Mag auch diese Entscheidung den 
Anschein des allzu Formalen haben, so begegnet 
sie auf dem Hintergrund des geltenden Rechts kei- 
nen Bedenken. 

In einem anderen Überprüfungsverfahren erfuhr ich 
von einem Befehl, durch den einem disziplinär mit 
einem strengen Verweis bestraften Gefreiten aufge- 
geben wurde, sich während einer ihm gewährten 
achttägigen Dienstbefreiung, die er als verheirate- 
ter Soldat in seinem ca. 150 km entfernten Wohn- 
ort verbrachte, zur Vollstreckung des strengen Ver- 
weises im Standort zu melden. Meinen Bedenken, 
daß die Zurückbeorderung des Gefreiten zur Voll- 
streckung des strengen Verweises wegen des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkedt nicht gerecht- 
fertigt sei, schloß sich die Truppe an und erstattete 
ihm die entstandenen Kosten. 

Wie der nachfolgende Fall zeigt, wird auch im vor- 
disziplinaren Raume gelegentlich gegen den Grund- 
satz der Verhältnismäßigkeit verstoßen. Ein zur Ent- 
lassung vorzeitig in Marsch gesetzter Wehrpflichti- 
ger wurde von seinem Disziplinarvorgesetzten per- 
sönlich aus seiner Wohnung in die Kaserne zurück- 
geholt, um die versäumte gründliche Reinigung sei- 


nes Spindes nachzuholen. Hier hatte eine rechtzei- 
tige Handhabung der Dienstaufsicht die Sauberkeit 
des Spindes vor Inmarschsetzung des Soldaten ge- 
währleisten können, so daß es der weiteren Maß- 
nahme des Kompaniechefs nicht bedurfte. 

Der in meinem Jahresbericht 1968 geschilderte Fall, 
in dem ein Leutnant wegen einer angeblich falschen 
Befehlsübermittlung vor untergebenen Soldaten 
ausgespuckt und sie beleidigt hatte, ist nunmehr 
abgeschlossen. Der Bundesminister der Verteidi- 
gung hat dem Offizier eine scharfe Mißbilligung 
ausgesprochen. 

Nach der neueren Rechtsprechung des Bundesver- 
waltungsgerichts begeht ein Soldat, der in einem 
disziplinargerichtlichen Verfahren als Beschuldigter 
vernommen wird und die Unwahrheit sagt, kein 
Dienstvergehen. Er verstößt weder gegen die 
Wahrheitspflicht noch gegen das Gebot, sich ach- 
tungs- und vertrauenswürdig zu verhalten. Dabei 
wird es als unerheblich angesehen, ob die Verneh- 
mung durch den Wehrdisziplinaranwalt, den Diszi- 
plinarvorgesetzten oder in seinem Auftrag durch 
einen anderen Soldaten geführt wird (BVerwG I 
WD 40/68 vom 27. Februar 1969). 

Es bleibt abzuwarten, wie die Rechtsprechung wahr- 
heitswidrige Aussagen bei Vernehmungen im Rah- 
men der einfachen Disziplinargewalt würdigen 
wird. 

Wie ich durch den Bundesminister der Verteidigung 
erfahren habe, werden seit 1968 die gegen Soldaten 
verhängten einfachen Disziplinär- und Laufbahn- 
strafen mit Hilfe der elektronischen Datenverarbei- 
tung erfaßt und ausgewertet. Auf diese Weise ist es 
möglich, die bestraften Soldaten nach Laufbahn- 
gruppenzugehörigkeit, Altersschichtung und Status 
aufzuschlüsseln. Die Statistik gibt weiter Auskunft 
über Art und Höhe der verhängten Disziplinarstra- 
fen und die Handhabung der Strafaussetzung zur 
Bewährung. Auch die Strafgründe werden dabei 
nach Art und Zahl untersucht. Ich halte diese empi- 
rische Auswertung der Disziplinarrechtspflege für 
nützlich, da sie dazu beiträgt, Schwerpunkte und 
Tendenzen aufzuzeigen, der Führung der Streit- 
kräfte wichtige Erkenntnisse zu liefern und brauch- 
bare Führungsunterlagen zu schaffen. 

Neben der Beobachtung der Straf- und Disziplinar- 
rechtspflege sowie der Bearbeitung von Eingaben 
auf diesem Gebiet werde ich häufig mit Anliegen 
befaßt, bei denen in isachgleichen Wehrbeschwerde- 
verfahren aus formellen Gründen eine Sachentschei- 
dung nicht ergehen konnte. So wandte sich ein 
Stabsoffizier mit der Bitte an mich, seine letzte Be- 
urteilung auf ihre Rechtmäßigkeit zu überprüfen. 
Sein sachgleicher Antrag auf gerichtliche Entschei- 
dung mußte vom Bundesverwaltungsgericht wegen 
Fristversäumnis als unzulässig zurückgewiesen wer- 
den. Dies hinderte den Fortgang meines Überprü- 
fungsverfahrens nicht, in dem ich die Rechtswidrig- 
keit des vom Einsender beanstandeten Abschnitts 
seiner Beurteilung feststellte. Der Bundesminister 
der Verteidigung hat sich meiner Auffassung an- 
geschlossen und eine entsprechende Tilgung in den 
Akten vorgenommen. 
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4.5 Strafrechtsreform 

Im Berichtsjahr wurden das Erste und Zweite Ge- 
setz zur Reform des Strafrechts (BGBL I S. 717 und 
1445) vom Bundestag nach längerer Beratungszeit 
verabschiedet. 

Durch dieses Reformgesetzgebung ist unter anderem 
§ 175 StGB alter Fassung, der die einfache gleichge- 
schlechtliche Unzucht zwischen Männern mit Strafe 
belegte, entfallen. In diesem Zusammenhang wurde 
mir aus der Truppe und von Eltern junger Soldaten 
die Frage vorgelegt, ob damit auch in den Streit- 
kräften die gleichgeschlechtliche Unzucht straflos 
bleibe. Ich habe den Standpunkt vertreten, daß die 
Entscheidung des Strafgesetzgebers keinerlei Einfluß 
auf die Ausübung der Disziplinargewalt habe. Auch 
wenn ein Verhalten nicht mehr unter Kriminal- 
strafe gestellt würde, sei damit noch nicht gesagt, 
daß es keine Verletzung der Dienstpflichten bein- 
halte. Die einfache gleichgeschlechtliche Unzucht 
unter Soldaten in der Kaserne verletzt die Gebote 
der Kameradschaft und stört die Gemeinsamkeit 
des Dienstes. Die Wehrdienstsenate haben in stän- 
diger Rechtsprechung, und zwar auch nach dem 
1. September 1969, die einfache gleichgeschlecht- 
liche Unzucht von Soldaten als ernst zu nehmendes 
Dienstvergehen gewertet. Angesichts der allgemei- 
nen Wehrpflicht ist der Anspruch des Soldaten auf 
Wahrung seiner geschlechtlichen Ehre durch seine 
Kameraden eine unverzichtbare Grundlage des ge- 
meinsamen Dienstes (BVerwG II WD 26/69 vom 
5. September 1969). Damit haben die Vorgesetzten 
weiterhin die Möglichkeit, gleichgeschlechtliche Un- 
zucht unter Soldaten disziplinär zu ahnden. 

Gegenstand meiner Jahresberichte 1962, 1963 und 
1968 war auch die Erkenntnis, daß der gesetzliche 
Mindeststrafrahmen von sechs Monaten bei einem 
tätlichen Angriff auf einen Vorgesetzten (§ 25 
Abs. 1 WStG), bei Meuterei (§ 27 Abs. 1 WStG) und 
bei Mißhandlung Untergebener (§ 30 Abs. 1 WStG) 
nach meiner Auffassung zu hoch ist. Das Erste Ge- 
setz zur Reform des Strafrechts hat diese Anregun- 
gen aufgegriffen und die Strafandrohungen in den 
Fällen der § 25 Abs. 1, § 27 Abs. 1 WStG erheblich 
gemindert. 

Ich kann an dieser Stelle meine Anregung des Jah- 
resberichtes 1968 nur wiederholen, den Strafrahmen 
auch für die Mißhandlung Untergebener entspre- 
chend zu mindern. Desgleichen weise ich nochmals 
darauf hin, daß die derzeitigen gesetzlichen Rege- 
lungen, die die Behandlung des nichtvorwerfbaren 
Irrtums bei disziplinärem und wehrstrafrechtlichem 
Ungehorsam regeln, gegen den verfassungsrecht- 
lichen Strafrechtsleitsatz verstoßen, nach dem eine 
Bestrafung nur bei einem Schuldvorwurf zulässig 
ist. Der Gesetzgeber bleibt aufgerufen, hier eine 
verfassungskonforme Lösung herbeizuführen. 

4.6 Strafrechtlicher Schutz der Streitkräfte 

Die auch im Berichtsjahr zahlreichen Aktionen, De- 
monstrationen und Agitationen extremer Kräfte 
gegen die Bundeswehr werfen erneut die Frage 


nach dem strafrechtlichen Schutz der Streitkräfte 
und ihrer Soldaten auf. 

In meinem Jahresbericht 1968 habe ich dargelegt, 
daß die strafrechtliche Würdigung derartiger An- 
griffe gegen die Streitkräfte, vor allem gegen die 
politischen und geistigen Grundlagen ihres Vertei- 
digungsauftrages, nicht immer meinen Vorstellun- 
gen entspreche. Hinzu kommt, daß die einschlägigen 
Schutzvorschriften des Strafgesetzbuches — insbe- 
sondere die §§ 89 und 109 StGB — im subjektiven 
Tatbestand hohe Anforderungen stellen. 

Wie mir bei meinen Truppenbesuchen immer wie- 
der bestätigt wurde, fühlt sich die Truppe infolge 
der zurückhaltenden strafrechtlichen Ahndung zer- 
setzender Aktionen gegen die Bundeswehr häufig 
alleingelassen. 

In Anbetracht dieser schwerwiegenden psycholo- 
gischen Auswirkungen für das innere Gefüge der 
Truppe sollte der Gesetzgeber bei der derzeitigen 
Novellierung des Strafgesetzbuches überdenken, 
wie angesichts des Grundrechtes auf freie Mei- 
nungsäußerung dem Anspruch der Streitkräfte auf 
ausreichenden strafrechtlichen Schutz angemessen 
Rechnung getragen werden kann. 


4.7 Strafrechtliche Einzelfragen 

Wie bereits 1968 stand auch im Berichtsjahr die Be- 
obachtung der Ausführung des Beschlusses des Bun- 
desverfassungsgerichtes vom 2. Mai 1967 (NJW 1967, 
S. 1651) durch die ordentlichen Gerichte im Vorder- 
grund. Nach diesem Beschluß ist es mit dem Grund- 
satz der Rechtsstaatlichkeit unvereinbar, daß ein 
Soldat wegen ein und derselben Tat zunächst eine 
Arreststrafe nach der Wehrdisziplinarordnung und 
dann eine vom Strafgericht verhängte Freiheitsstrafe 
verbüßen muß. In meinem Jahresbericht 1968 habe 
ich die Entscheidungen des Bayerischen Obersten 
Landesgerichts und des Oberlandesgerichts Celle 
wiedergegeben, wonach die Strafrichter zur vollen 
Anrechnung einer disziplinären Arreststrafe ver- 
pflichtet seien, ohne daß ihnen hierbei ein eigener 
Ermessensspielraum verbleibe. 

Trotz dieser einheitlichen höchstrichterlichen Recht- 
sprechung kam es auch im Berichtsjahr in einer der- 
art großen Anzahl von Fällen zu falschen Entschei- 
dungen der Erstgerichte, daß ich mich in erhöhtem 
Maße in Strafverfahren gegen Bundeswehrangehö- 
rige habe einschalten müssen. Bei der Teilnahme an 
zahlreichen Hauptverhandlungen habe ich immer 
wieder festgestellt, daß den Strafrichtern die oben 
angeführte Rechtsprechung entweder nicht geläufig 
war oder die Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichtes von ihnen insoweit falsch interpretiert 
wurde, als sie die disziplinäre Arreststrafe lediglich 
bei der Strafzumessung mildernd berücksichtigten. 
So hat beispielsweise nur eines von zehn Straf- 
gerichten, an deren Hauptverhandlungen ich teiT 
genommen habe, diese Rechtsprechung seiner Ent- 
scheidung zugrunde gelegt. 

Demgegenüber liegen mir über 50 rechtswidrige 
Strafurteile vor, die jedoch bereits in Rechtskraft 
erwachsen sind. Ich habe in allen Fällen bei der 
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jeweils zuständigen Staatsanwaltschaft angeregt, von 
Amts wegen ein Gnadenverfahren einzuleiten oder 
die Betroffenen auf die Möglichkeit eines Gnaden- 
gesuches hinzuweisen. Soweit ich feststellen konnte, 
sind die Strafverfolgungsbehörden in zahlreichen 
Fällen meiner Anregung gefolgt; die eingeleiteten 
Gnadenverfahren wurden überwiegend zugunsten 
der verurteilten Soldaten entschieden. 

Die Diskussion um die Herabsetzung des aktiven 
Wahlalters von 21 auf 18 Jahre ist geeignet, die 
Frage aufzuwerfen, ob nicht — in Anlehnung an 
§ 50 des früheren Reichsmilitärstrafgesetzbuches — 
abweichend von den § 3 Abs. 2 WStG, § 105 JGG 
alle Soldaten nach allgemeinem Strafrecht abge- 
urteilt werden sollten. Es sei darauf hingewiesen, 
daß alle Soldaten — unbeschadet ihres Alters — den 
gleichen Pflichten und disziplinarrechtlichen Sank- 
tionen unterworfen sind. Die bei diesen Über- 
legungen auftretenden schwierigen Rechtsfragen 
bedürfen indes gegebenenfalls einer sorgfältigen 
Klärung. 

Mein Vorschlag im Jahresbericht 1968, die Diszipli- 
narvorgesetzten von ihren Aufgaben als Erziehungs- 
helfer im Rahmen der Strafvollstreckung zu entbin- 
den, wurde im Berichtsjahr nicht verwirklicht. 
Wegen der Überlastung der Disziplinarvorgesetzten 
mit militärischen Führungsaufgaben wiederhole ich 
meine Anregung, die Notwendigkeit der entspre- 
chenden gesetzlichen Bestimmung zu überprüfen. 

In Gesprächen mit Richtern und Staatsanwälten 
wurde folgendes Problem an mich heran getragen; 
Mit der Abgabe einer Straftat an die zuständige Ver- 
folgungsbehörde gemäß § 21 Abs. 2 WDO werden 
dieser von der Truppe gegebenenfalls Auszüge aus 
dem Disziplinarbuch mit Eintragungen über früher 
begangene Dienstvergehen vorgelegt. Diese waren 
lediglich disziplinär geahndet worden, obwohl sie 
als Straftat oder Wehrstraftat auch einer strafrecht- 
lichen Würdigung zugänglich gewesen wären. Nach 
dem Legalitätsprinzip ist die Staatsanwaltschaft zur 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens in diesen 
Fällen verpflichtet. 

Aus der Sicht des betroffenen Soldaten erscheint es 
jedoch unbillig, wenn er wegen eines Dienstver- 
gehens, das früher disziplinär abschließend geahndet 
wurde, später nochmals unter straf- oder wehrstraf- 
rechtlichen Gesichtspunkten zur Rechenschaft gezogen 
würde. Hinzu kommt, daß der Disziplinarvorgesetzte 
den beschuldigten Soldaten in der Regel unterrichtet 
hat, er werde diese Sache nicht an die Strafverfol- 
gungsbehörde abgeben. 

Ich bin der Auffassung, daß nur der Gesetzgeber 
dieses Problem lösen kann, da auch das Bundesver- 
fassungsgericht in seinem vorerwähnten Beschluß 
vom 2. Mai 1967 ausdrücklich festgestellt hat, bei 
Offizialdelikten werde die Strafklage durch eine 
vorherige disziplinäre Bestrafung nicht verbraucht. 

Die in meinem Jahresbericht 1968 auf Grund von 
Gesprächen mit Vertretern der Justiz angestellten 
Überlegungen zu Fragen der Einführung einer 
Wehrstrafgerichtsbarkeit haben im Berichtsjahr 
durch die Kleine Anfrage der FDP-Bundestagsfrak- 
tion (Drucksache V/422) und die Antwort des Bundes- 
ministers der Justiz vom 30. Mai 1969 eine Ver- 


tiefung erfahren. In der öffentlichen Diskussion ist 
unstreitig, daß das gegenwärtige Nebeneinander 
von straf- und disziplinargerichtlicher Würdigung 
und den daraus resultierenden statusrechtlichen Fol- 
gerungen häufig zu unbilligen Härten zu Lasten der 
betroffenen Soldaten und deren Familien führt. Wie 
sich dies in der Praxis auswirkt, sei an folgendem 
Beispiel dargelegt: 

Ein nicht vorbestrafter Stabsunteroffizier hat 
einem ihm unterstellten Soldaten 100 DM ent- 
wendet. Vom zuständigen Amtsgericht wurde 
er wegen einfachen Diebstahls rechtskräftig zu 
drei Monaten Gefängnis unter Auferlegung 
einer Geldbuße von 100 DM verurteilt. Die Frei- 
heitsstrafe wurde zur Bewährung ausgesetzt. 

Im anschließenden disziplinargerichtlichen Ver- 
fahren wurde gegen ihn auf Entfernung aus dem 
Dienstverhältnis erkannt. Dieses Urteil ist noch 
nicht rechtskräftig. 

Angesichts der schwerwiegenden wirtschaftlichen 
Folgen für den betroffenen Soldaten taucht die be- 
rechtigte Frage auf, ob die beiden Urteile noch in 
einem angemessenen Verhältnis zu der einmaligen 
— wenn auch verwerflichen — Tat des Stabsunter- 
offiziers stehen. 

Den entwendeten 100 DM stehen gegenüber: 
i a) aus dem Strafverfahren 

— drei Monate Gefängnis 

— 100 DM Geldbuße 
— Verfahrenskosten; 

b) aus dem disziplinargerichtlichen Verfahren: 

— Entfernung aus dem Dienstverhältnis und als 
gesetzliche Folge 

— Verlust des Anspruchs auf Dienstbezüge 
(rd. 700 DM monatlich) 

— Verlust des Anspruchs auf Versorgung 

(Ubergangsgebührnisse für 5 Jahre, im vor- 
liegenden Fall 75 Vo der Dienstbezüge des 
letzten Monatsgehaltes für 6 Monate = ca. 
3000 DM und der Übergangsbeihilfe, im vor- 
liegenden Falle das Siebenfache der Dienst- 
bezüge des letzten Monats “ ca. 5000 DM) 
— - Rückzahlung der Verpflichtungsprämie 
— Rückzahlung eines gewährten Unteroffizier- 
darlehens 
Verfahrenskosten ; 

c) Einbehaltung eines Drittels der Dienstbezüge auf 
Grund der angeordneten vorläufigen Dienst- 
enthebung. 

Ob angesichts dieser schwerwiegenden Verfahrens- 
folgen das Prinzip der Verhältnismäßigkeit zwischen 
dem Vergehen und dessen Ahndung noch gewahrt 
ist, vermag ich nicht zu entscheiden. Wenn auch ein 
Verstoß gegen den Grundsatz der Doppelbestrafung 
nach ständiger Rechtsprechung nicht vorliegt, so 
dürfte es unzweifelhaft sein, daß in solchen und ähn- 
lichen Fällen eine doppelte gerichtliche Bestrafung 
für den betroffenen Soldaten und dessen Familie im 
Verhältnis zur Tat eine unbillige Härte bedeutet. 

Daß die Truppe die unverhältnismäßig harten Fol- 
I gen einer gerichtlichen Bestrafung mit anschließen- 
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der Entfernung aus dem Dienstverhältnis nicht nur 
erkennt, sondern auch bei ihren Entscheidungen zu- 
weilen berücksichtigt, zeigt der Fall eines Unter- 
offiziers, der wegen Diebstahls im Dienst fristlos 
gemäß § 55 Abs. 5 SG aus der Bundeswehr entlassen 
worden war. Das Amtsgericht hatte das Verfahren 
gemäß § 153 StPO nach vorheriger Zahlung einer 
Geldbuße in Höhe von 300 DM eingestellt 

Der Unteroffizier legte gegen die Entlassungsver- 
fügung, die zweieinhalb Monate vor Ablauf seiner 
regulären Dienstzeit ergangen war, Beschwerde ein. 
Dieser wurde durch den Kommandierep-den General 
stattgegeben. In dem Beschwerdebescheid wurde be- 
tont, es spreche nicht wenig für die Annahme des 
Divisionskommandeurs, daß ein weiterer Verbleib 
des Unteroffiziers in dessen Dienstverhältnis als Sol- 
dat auf Zeit in Anbetracht seines Dienstvergehens 
die militärische Ordnung und das Ansehen der Bun- 
deswehr ernstlich gefährden würde. 


5 Einzelberichte und Weisungen 


In seiner 28. Sitzung vom 23. Januar 1969 hat mir 
der Verteidigungsausschuß des Bundestages die 
Weisung erteilt, einen Bericht über die Vorgänge 
um den Überfall auf das Munitionsdepot Lebach 
vorzulegen. Einen Teilbericht habe ich am 6. Februar, 
einen Zwischenbericht am 7, Oktober erstattet. Den 
Abschlußbericht, in dem ich mich eingehend zur 
Frage der Dienstaufsicht und der Beachtung von Be- 
fehlen höherer Vorgesetzter äußern werde, kann ich 
erst erstellen, sobald die bereits erhobene Anklage 
zu einer rechtskräftigen straf gerichtlichen Verurtei- 
lung der Täter geführt hat. 

Darüber hinaus sind mir im Berichtsjahr keine Wei- 
sungen zur Überprüfung von Einzelvorgängen erteilt 
worden. Zum Bearbeitungsstand der drei Fälle, die 
ich auf Weisung des Verteidigungsausschusses zu 
überprüfen habe und auf die ich in meinen Jahres- 
berichten 1967 und 1968 eingegangen bin, ist folgen- 
des zu bemerken: 

a) Die Überprüfung des Vorfalles, bei dem ein 
Wehrpflichtiger im Zusammenhang mit der Voll- 
streckung einer Disziplinarstrafe tödlich verletzt 
worden war, konnte noch nicht abgesdilossen 
werden, da das vom Landgericht Köln am 18. Fe- 
bruar 1969 ergangene Urteil noch nicht in vollem 
Umfange Rechtskraft erlangt hat. 

b) Die Überprüfung des Unfalles, bei dem ein Sani- 
tätsgefreiter durch den Gebrauch von Nebelmit- 
teln tödliche Vergiftungen erlitten hatte, konnte 
ebenfalls noch nicht zum Abschluß gebracht wer- 
den, da das Urteil des Landgerichts Kempten 
(Allgäu) vom 28. März 1969 noch nicht rechts- 
kräftig geworden ist. 

c) Die letzte Weisung, welche die Überprüfung 
einer Untergebenenmißhandlung durch einen 
Offizier zum Inhalt hatte, konnte im Berichtsjahr 
abgeschlossen werden. Am 9. Januar 1970 habe 


In der Begründung des Bescheides heißt es dann 
weiter: 

„Das Schwergewicht der bezeichne ten Gefähr- 
dung konnte nur von den Eigentumsdelikten 
ausgehen. Nachdem das Amtsgericht . . , das 
Verfahren wegen Geringfügigkeit eingestellt 
hat, steht nur fest, daß Ihr Fehlverhalten eine 
zwar nicht leichtzunehmende Störung von An- 
sehen und militärischer Ordnung zur Folge 
hatte, aber die zunächst wirksam gewordene 
Entlassung hat diese Folge auf gefangen. Nach 
dem Gnmdsatz der Verhältnismäßigkeit, der 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts Verfassungsrang hat, halte ich es 
darüber hinaus nicht für angebracht, Sie auch 
um die erdienten Versorgungsbezüge zu brin- 
gen und damit Ihre Frau und Ihre beiden Klein- 
kinder besonders hart zu treffen." 


ich dem Verteidigungsausschuß meinen abschlie- 
ßenden Bericht vorgelegt. 

Zu dem im Berichtsjahr durch Eingaben an mich her- 
angetragenen Problem des Versorgungsschutzes von 
Soldaten bei dienstlich angeordneten Alarmbereit- 
schaften habe ich wegen seiner grundsätzlichen Be- 
deutung dem Verteidigungsausschuß meine Auffas- 
sung am 9. September 1969 zur Kenntnis gebracht. 
Auf die näheren Einzelheiten bin ich auf Seite 35 
eingegangen. 

Im Berichtsjahr habe ich auf Grund des Beschlusses 
des Verteidigungsausschusses vom 13. April 1967 
insgesamt 9 Vorgänge mit der Bitte vorgelegt, mir 
den Auftrag zur Überprüfung zu erteilen. Der Ver- 
teidigungsausschuß hat in allen Fällen der Über- 
prüfung dieser Vorgänge zugestimmt. Diese bezogen 


sich auf folgende Sachgebiete: 

— • Unfälle mit Verdacht auf Verletzung von 
Sicherheitsbestimmungen und mangelnder 
Dienstaufsicht 1 

— Fragen der Handhabungssicherheit von 

Waffen und Munition 1 

— Gesundheitsfürsorge 

(z. B. Massenerkrankungen) 4 

— Einstellung von Freiwilligen 1 

— Schadensersatzansprüche von und gegen- 
über Soldaten 2 


Der Rückgang der Zahl dieser Weisungsfälle auf An- 
trag von 58 Vorgängen im vergangenen Jahr auf 9 
im Berichtsjahr ist nach meiner Auffassung darauf 
zurückzuführen, daß Grenzen und Umfang der ge- 
setzlichen Zuständigkeit meines Amtes dem Bimdes- 
minister der Verteidigung und dessen nachgeord- 
netem Bereich in zunehmendem Maße bekannt und 
vertraut geworden sind. 
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6 Rückblick und Ausblick 


Mit großer Freude kann ich feststellen, daß sich der 
fünfte Deutsche Bundestag in einer umfassenden 
Weise der Fragen der Streitkräfte sowie der Sorgen 
und Nöte der Soldaten angenommen hat Das be- 
weist bereits die Zahl von 65 Gesetzentwürfen 
aus dem Verteidigungsbereich, die in der vergange- 
nen Legislaturperiode eingebracht wurden; von die- 
sen hat der Bundestag 55 Entwürfe als Gesetz ver- 
abschiedet. 

Dieser parlamentarische Erfolg konnte nur erreicht 
werden, weil unter den Fraktionen des Bundestages 
über die grundlegenden Fragen der inneren Struktur 
der Streitkräfte Übereinstimmung besteht. 

Trotzdem konnten auch in den vergangenen Jahren 
einige Probleme nicht gelöst werden, die mir zuneh- 
mend Sorgen und Schwierigkeiten bereiten. Eine 
weitergehende Verwirklichung der Wehrgerechtig- 
keit, die Beseitigung bestehender Diskriminierungen 
für gediente Studienbewerber, der immer noch be- 
stehende Wohnungsmangel und die Mietpreisent- 
wicklung, die häufig mehrgleisigen und nicht immer 
sachgerechten Kompetenzen auf dem Gebiet des 
militärischen Bauwesens, eine immer noch unbefrie- 
digende Überführung der ausscheidenden Zeitsolda- 
ten in das zivile Erwerbsleben, die häufig auf Hin- 
dernisse stoßende Eingliederung der Strei-tkräfte in 
die gesellschaftliche und staatliche Ordnung sind 
Aufgaben, auf deren vordringliche Lösung ich kraft 
meines Verfassungsauftrages hinzuweisen habe. 

In meinem eigenen Aufgabenbereich hat sich im 
Berichtsjahr verstärkt herausgestellt, daß die mir 
nach § 3 Nr. 6 WbG neben dem Recht auf Akten- 
einsicht zustehende Amtsbefugnis, in Straf- und 
Disziplinarverfahren den Verhandlungen der Ge- 
richte beizuwohnen, sich als nicht ausreichend er- 
wiesen hat Das Gesetz räumt mir lediglich über 
§169 GVG hinaus das Recht ein, an Verhandlungen 
der Gerichte teilzunehmen, auch soweit diese unter 
Ausschluß der Öffentlichkeit stattfinden. Wie eng 
dieses Recht ist, ergibt sich schon daraus, daß nach 
meinen Erfahrungen von etwa 100 Hauptverhand- 
lungen gegen Soldaten die Öffentlichkeit höchstens 
in 5 Fällen ausgesdilossen wird. 

Diese im Grunde genommen jedem Staatsbürger zu- 
stehende Befugnis, Gerichtsverhandlungen beizu- 
wohnen, wird einem effektiven Grundrechtsschutz, 
insbesondere soweit er vorbeugend ausgeübt wer- 
den kann, nicht gerecht. So hätte etwa die Zahl der 
erstinstanzlichen Urteile, die gegen den Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts vom 2. Mai 1967 und die 
oben angeführte höchstrichterliche Rechtsprechung 
verstießen, vermindert werden können, wenn der 
Wehrbeauftragte nicht nur in Sitzungspausen seine 


Auffassung dem Richter und dem Staatsanwalt hätte 
vortragen können, sondern wenn ihm dies auch in 
der Verhandlung selbst möglich gewesen wäre. 

Im Jahresbericht 1968 habe ich eingehend die zahl- 
reichen Aspekte des Verfassungsauftrages meines 
Amtes deutlich gemacht. Der weiter angewachsene 
Arbeitsanfall im Berichtsjahr zeigt, daß sich der 
Wehrbeauftragte als Institut der Konfliktregelung 
bewährt hat. Bereits die Tatsache, daß sich jeder 
Soldat im Rahmen meines Verfassungsauftrages un- 
beschadet sonstiger Beschwerde- und Petitionsmög- 
lichkeiten mit jedem Anliegen unmittelbar an mich 
wenden kann, bedeutet ein nicht zu unterschätzen- 
des Regulativ zur Spannungsbewältigung im mili- 
tärischen Dienstverhältnis. Die in jüngster Zeit laut 
gewordenen Äußerungen, dieses Recht der unmittel- 
baren Anrufung zu beschneiden, gehen an dieser 
Erkenntnis vorbei. 

Nachdem mein Amt in den ersten zehn Jahren seines 
Bestehens im verfassungsrechtlich und gesetzlich 
vorgeschriebenen Rahmen nach den Vorstellungen 
des Parlaments die theoretischen und organisatori- 
schen Grundlagen für die Erfüllung des Verfassungs- 
auftrages entwickelt hat, gilt es künftig, zur Effekti- 
vierung der praktischen Arbeit — insbesondere im 
Hinblick auf eine abgesicherte Auswertung der Er- 
kenntnisse, Erfahrungen und Feststellungen — sich 
stärker als bisher neuer empirischer Methoden der 
Sozialwissenschaften zu bedienen. Hierdurch wird 
das Amt des Wehrbeauftragten in die Lage versetzt 
werden, Tendenzen und Trends in den Streitkräften 
rechtzeitig zu erkennen. Diese Erkenntnisse bilden 
die Voraussetzung für die Anregung geeigneter 
Abhilfemaßnahmen, die ihrerseits wiederum auf ihre 
Wirksamkeit kontrolliert werden können. Zugleich 
werden hierdurch Kontinuität und Repräsentativität 
der Berichterstattung gewährleistet. Auf diese Weise 
könnte der Wehrbeauftragte seinen Verfassungs- 
auftrag funktionsgerechter erfüllen und den ver- 
schiedenen Zielvorstellungen und Erwartungsbildern 
über seinen Auftrag als Mittler zwischen Bundestag 
und Bundeswehr besser entsprechen. 

In den letzten Jahren hat der Gedanke des Parla- 
mentsbeauftragten als einer neuen und neuartigen 
Einrichtung zur Bewältigung von Konflikten und 
zum Ausgleich von Interessen zwischen Staat und 
Bürger in vielen Ländern der Welt eine verfassungs- 
rechtliche Verankerung erfahren. Nach meinen Un- 
terrichtungen hat sich diese parlamentarische Kon- 
trollinstitution im Rahmen ihrer jeweiligen Kom- 
petenzen und Aufgaben bewährt. Mit Freude kann 
ich feststellen, daß der Stimme des Deutschen Wehr- 
beauftragten im weltweiten Erfahrungsaustausch 
Bedeutung und Gewicht beigemessen wird. 
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Anlage 1 


Geschäftsstatistik für das Berichtsjahr 1969 


Inhaltsübersicht 


Die nachfolgende Statistik ist auf die Auswertung der im Berichts- 
jahr abgeschlossenen Einzelvorgänge abgestellt. Um jedoch ein um- 
fassendes Bild vom tatsächlichen Arbeitsanfall zu vermitteln, enthält 
die Gesamtübersicht I Zahlen aller im Berichtsjahr bearbeiteten Vor- 
gänge, unabhängig davon, ob diese abgeschlossen worden sind oder 
nicht. 

Viele Eingaben, Beschwerden und sonstige Vorgänge haben mehrere 
Sachverhalte zum Gegenstand. So liegen den im Jahre 1969 abschlie- 
ßend bearbeiteten 6117 Vorgängen 6577 Einzelanliegen zugrunde. 

L Gesamtübersicht über die im Berichtsjahr 1969 bearbeiteten 
Weisungen, Eingaben, Beschwerden und sonstigen Vorgänge 
i. S. des § 2 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über den Wehrbeauf- 
tragten des Bundestages 

II. Ergebnisse der Tätigkeit des Wehrbeauftragten 

III. Inhalt der abschließend bearbeiteten Weisungen, Eingaben, 
Beschwerden und sonstigen Vorgänge, aufgegliedert nach Ein- 
sendern und sonstigen Erkenntnisquellen 

IV. Gegenüberstellung der Weisungen, Eingaben usw. in den 

Jahren 1959 bis 1969, in Prozenten aufgeschlüsselt nach dem 
Inhalt 

V. Gegenüberstellung der Weisungen, Eingaben usw. in den 

Jahren 1959 bis 1969, in Prozenten aufgeschlüsselt nach Teil- 
streitkräften 

VI. Status und Dienstgradgruppe der betroffenen Soldaten, auf- 
gegliedert nach dem Inhalt 

VIL Bearbeitungsgang, aufgegliedert nach dem Inhalt 
VIII. Erledigung der Eingaben usw., aufgegliedert nach dem Inhalt. 
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I. 

Gesamtübersicht über die im Berichtsjahr 1969 bearbeiteten Weisun- 
gen, Eingaben, Beschwerden und sonstigen Vorgänge i, S. des § 2 
Abs. 1 und 2 des Gesetzes über den Wehrbeauftragten des Bundestages 

1. Weisungen gemäß § 2 Abs. 1 des Wehrbeauftragten- 
gesetzes 1 

2. Eingaben und Beschwerden sowie Vorgänge, die auf 


andere Weise bekanntgeworden sind *) 7 033 

7 034 

abzüglich 

Eingaben usw., die den Aufgabenbereich des 
Wehrbeauftragten nicht berühren 606 

Anonyme Eingaben 22 628 

6 406 

3. Überhänge aus Vorjahren 1 869 

Gesamtzahl der 1969 bearbeiteten Weisungen, Ein- 
gaben usw 8 275 

davon konnten 1969 nicht abschließend bearbeitet 
werden (Überhänge nach 1970) 2 158 

Gesamtzahl der 1969 abgeschlossenen Vorgänge 6 117 


Die Bearbeitung der Weisungen, Eingaben, Beschwerden ujid 
sonstigen Vorgänge erforderte 

Prüfungsersuchen, Rückfragen, Gegenvorstellungen, Ab- 
schlußschreiben, Akteneinsicht usw 38 804 


*) z. B. durch Truppenbesuche, Presseberichte, Meldungen über besondere 
Vorkommnisse 


11. Ergebnisse 

Die Überprüfung des Wehrbeauftragten hatte zur Folge: 

1 Strafverfahren 

2 disziplinargerichtliche Verfahren 
17 einfache Disziplinarstrafen 

52 erzieherische Maßnahmen 
383 sonstige Maßnahmen *) 

1 125 Maßnahmen im Bereich der Fürsorge 


*) hierunter fallen z. B. Belehrung, Abänderung von Vorschriften, Auf- 
hebung von Befehlen usw. 
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IIL Inhalt der abschließend bearbeiteten Weisungen, Eingaben, 
Beschwerden und sonstigen Vorgänge 

(aufgegliedert nach Einsendern und sonstigen Erkenntnisquellen) 


Einsender 

und sonstige Erkenntnisquellen 

Grundrechte 

Innere Führung 

Beobachtung 
der Straf- 
rechtspflege 
und des 
Disziplinar- 
wesens ***) 

insgesamt 

a*) 

b“) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Weisungen gemäß § 2 Abs. 1 WbG 


— 

1 

1 

2 

Eingaben und Beschwerden 






Abgeordnete 

2 

3 

36 

9 

50 

Soldaten der Bundeswehr 

113 

1 247 

3 236 

223 

4 819 

Familienangehörige von Soldaten 

2 

43 

477 

18 

540 

ehemalige Soldaten der Bundeswehr 

1 

32 

296 

8 

337 

Organisationen und Verbände 

2 

2 

31 


35 

sonstige Einsender 

— 

19 

99 

5 

123 

Sonstige Vorgänge 






Tnippenbesudie 

— 

— 

— 

— 

— 

Presse . .... 

2 

> 6 

1 

5 

14 

Mitteilungen der Staatsanwaltschaft 

1 



24 

25 

besondere Vorkommnisse 

12 

30 

37 

546 

625 

sonstige Quellen 

— 

2 

3 

2 

7 

insgesamt . . . 

135 

1 384 

4 217 

841 

6 577 


*) Innere Führung, soweit sie Ausbildung, Erziehung und Dienstgestaltung betrifft (hierunter fallen auch Unter- 
gebenendelikte) 

**) Innere Führung, soweit sie die Fürsorge (§ 31 i. V. m. § 10 Abs. 3 des Soldatengesetzes) betrifft 
**•) soweit nicht in Spalte 2 und 3 enthalten 
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VL Status und Dienstgrad der betroffenen Soldaten 

(aufgegliedert nadi dem Inhalt) 


a) Status 

b) Dienstgradgruppen 

Grundrechte 

Innere Führung 

Beobachtung 
der Straf- 
rechtspflege 
und des 
Disziplinar- 
wesens **) 

insgesamt 

a)-) 

b) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

a) Status 






Wehrpflichtiger 

71 

501 

1 915 

504 

2 991 

Soldat auf Zeit 

23 

397 

1 433 

244 

2 097 

Berufssoldat 

8 

103 

447 

23 

581 

Reservist, Wehrübender 

4 

38 

343 

16 

401 

Status unbekannt 

29 

345 

79 

54 

507 

insgesamt . . . 

“*135 

1 384 

4217 

841 

6 577 

b) Dienstgradgruppe 






Offiziere 

4 

35 

258 

29 

326 

Uffz. m. Port 

8 

155 

807 

42 

1 012 

Uffz. o. Port 

13 

227 

618 

141 

999 

Mannschaften 

108 

955 

2 467 

616 

4 146 

Dienstgrad unbekannt 

2 

12 

67 

13 

94 

insgesamt . . , 

135 

1 384 

4217 

841 

6 577 


Bezogen auf die Gesaratpersonalstärke der Bundeswehr war der Wehrbeauftragte im Berichtsjahr befaEt mit den 
Anliegen von 

1.2 Vo sämtlicher Offiziere 

1,7 Vo sämtlicher Unteroffiziere 

1.3 ®/o sämtlicher Mannschaften 

*) Hierunter fallen auch die Untergebenendelikte 
Soweit nicht in Spalte 2 und 3 enthalten 

Erläuterungen zur Inneren Führung a) und b) siehe Aufstellung III, S. 55 
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VII. Bearbeitungsgang 

(aufgegliedert nach dem Inhalt) 




Eingeschaltete Stellen 


Inhalt 

ohne 

Ein- 

schal- 

tung 

anderer 

Stellen 

bear- 

beitet 

BM- 

Vtdg 

obere 

militä- 

rische 

Stellen 

’) 

mittlere 

militä- 

rische 

Stellen 

untere 

militä- 

rische 

Stellen 

...) 

Ver- 

wal- 

tungs- 

stellen 

der 

Bundes- 

wehr 

Straf- 

verfol- 

gungs- 

behör- 

den, 

Straf- 

gerichte 

1 Einlei- 
tungs- 
behörde 
(WDO) 
Wehr- 
dienst- 
gericht, 
Wehr- 
disz.- 
Anwalt 

sonstige 

Stellen 

insge- 

samt 


2|3|4l5|6[7|8|9|l0ill 


Grundrechte .... 

35 

13 

3 

31 

44 

3 

1 


5 

135 

Innere Führung 

a) 

147 

41 

72 

488 

619 

5 

1 

2 

9 

1 384 

b) 

1 216 

796 

455 

1 210 

186 

270 

8 

2 

74 

4217 

Strafrechtspflege 
und Diszipli- 
narwesen 

34 

4 

12 

65 

657 

— 

34 

8 

27 

841 

insgesamt . . . 

j 1 432 

854 

542 

1 794 

1 506 

271 

44 

12 

115 

j 6 577 


*) z. B. Korps, Lw. -Gruppen, Flottenkdo, KTV, Truppenamt, Luftwaffenamt, Marineamt 
z- B. Divisionen, WBK, SdH, SdL, SdM, Brigaden, Regimenter 
***) z. B. Bataillone, Abteilungen, Kompanien, Batterien, Staffeln 
Erläuterungen zur Inneren Führung a) und b) siehe Aufstellung III, S. 55 


VIII. Erledigung der Weisungen, Eingaben usw. im Jahre 1969 

(aufgegliedert nach dem Inhalt) 



Bericht 
an Bun- 


Eingaben und Beschwerden 






Vorbringen 






Inhalt 

destag 

bzw. 

Verteidi- 

gungs- 

ausschuß 

be- 
gründet 
bzw. ent- 
sprochen 

teilweise 
begrün- 
det bzw. 
teilweise 
ent- 
sprochen 

unbe- 

gründet 

bzw. 

nicht ent- 
sprochen 

nicht 

nachge- 

wiesen 

Rück- 

nahme 

der 

Eingabe 

son- 

stige 

Erledi- 

gung 

son- 

stige 

Vor- 

gänge 

insge- 

samt 


2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Grundrechte 



50 

4 

61 

7 

1 

3 

9 

135 

Innere Führung 










a) 

— 

460 

143 

600 

67 

38 

43 

33 

1 384 

b) 

1 

1 109 

686 

1 755 

9 

129 

479 

49 

4 217 

Strafrechtspflege 
und Disziplinar- 










wesen *) 

1 

37 

31 

162 

8 

8 

14 

580 

841 

insgesamt . . . 

2 

1 656 

864 

2 578 

91 

176 

539 

671 

6 577 


*) soweit nicht in den Spalten „Grundrechte" und „Innere Führung" erfaßt 
Erläuterungen zur Inneren Führung a) und b) siehe Aufstellung III, S. 55 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 2 


Übersicht über die Jahresberichte 1959 bis 1968 und ihre Beratung 
durch den Deutschen Bundestag 


Berichts- 

jahr 

Jahresbericht 

Vorlagedatum 

Nr. der Bundes- 
tagsdrucksache 

Vorlagebericht 
des Ver- 
teidigungs- 
ausschusses 
(Bundestags- 
drucksache) 

Beratung 

Datum 

im Bundest< 

Nr. der 
Plenar- 
sitzung 

! 

Fundstelle 
im Steno- 
graphischen 
Bericht 
Seite 

1959 

8. April 1960 

1796 der 3. 

2937 der 3. 

29. Juni 1961 

165 

9670 ff. 



Wahlperiode 

Wahlperiode 




1960 

14. April 1961 

2666 der 3. 

2937 der 3. 

29. Juni 1961 

165 

9670 ff. 



Wahlperiode 

Wahlperiode 




1961 

27. April 1962 

IV/371 

IV/477 

27. Juni 1962 

36 

1555 

1962 

11. April 1963 

IV/ 1183 

IV/ 1377 

21. Februar 1964 

117 

5359 ff. 

1963 

4. Juni 1964 

IV/2305 

IV/2795 

11. Dezember 1964 

153 

7585 ff. 





und 







21. Januar 1965 

157 

7737 ff. 

1964 

4. Juni 1965 

IV/3524 

V/1641 

11. Mai 1967 

109 

5179 ff. 

1965 

7. Juli 1966 

IV/820 

V/1641 

11. Mai 1967 

109 

5179 ff. 

1966 

31. Mai 1967 

V/1825 

V/1926 

29. Juni 1967 

117 

5903 ff. 

1967 

22. Mai 1968 

V/2948 

V/3422 

15. Januar 1969 

207 

11207 ff. 

1968 

19. Februar 1969 

V/3912 

V/4425 

27. Juni 1969 

244 

13603 ff. 
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